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MM
it dieser Überzeugung 
treten die bfg und ihre 
Kandidatinnen und 
Kandidaten bei den 
Personalratswahlen 

am 23. Juni 2026 an!
Die Amtsperiode der bestehenden 

Personalratsgremien neigt sich da-
mit ihrem Ende zu. Zeit also, etwas 
zurückzublicken auf diese fünf Jahre, 
die am 1. August 2021 begonnen hat-
ten – mitten in der Corona-Pandemie! 
Aber wer hätte damals gedacht, dass 
uns diese Pandemie noch weitere 1 
½ Jahre in Atem hält und die Rah-
menbedingungen für unser Leben 
und Arbeiten noch so lange weiter 
bestimmt. 

Unser Leben im  
Krisenmodus

Es wäre schön, könnte man heute 
davon sprechen, dass ab Mitte 2023 
die Normalität wieder eingekehrt ist. 
Aber der Ausnahmezustand, der un-
ser Leben im Großen bestimmt, hat 
sich leider durch Kriege und schwie-
rige wirtschaftliche und politische 
Entwicklungen fortgesetzt; bis heute 
– und ein Ende scheint nicht in Sicht.

Nach Lob jetzt Verachtung 
für den öffentlichen Dienst

Wurde der öffentliche Dienst in 
Deutschland in den Jahren der Pan-
demie noch für seine Funktionsfähig-
keit auch unter schwierigsten Bedin-

gungen gelobt, hat die mediale und 
politische Tonlage gegenüber dem 
„Staat“ beinahe nahtlos ins Gegen-
teil umgeschlagen. Heute vergeht 
kaum ein Tag, an dem nicht von einer 
überbordenden Bürokratie die Rede 
ist, die das Land lähmt und die damit 
Schuld trägt am vermeintlichen Nie-
dergang Deutschlands. Seriöse Wis-
senschaftler sprechen davon, dass 
man den öffentlichen Dienst zum 
Sündenbock macht und so mancher 
Verantwortliche in politischen Spit-
zenpositionen vom eigenen Anteil an 
der Misere ablenken kann.

… erfordern Zusammenhalt, … erfordern Zusammenhalt, 
Mut und Menschlichkeit!Mut und Menschlichkeit!

Mit KI-Unterstützung erstellt
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In solchen Zeiten neigen Menschen 
gerne zum Rückzug ins Private und 
einem „Lasst mich einfach in Ruhe!“ 
Das hilft einem allerdings selbst nicht 
weiter und in unserer gemeinsamen 
Arbeitswelt schon gar nicht!

Jetzt erst recht!
Die bfg jedenfalls ist davon über-

zeugt, dass schwierige Zeiten Zu-
sammenhalt erfordern und es uns 
nicht voranbringt, wenn jetzt alle nur 
noch auf sich selbst schauen. Unser 
Angebot und das unserer Kandida-
tinnen und Kandidaten bei dieser 
Personalratswahl lautet, gemeinsam, 
menschlich und nicht zuletzt auch 
mutig voranzugehen, um die Interes-
sen aller Beschäftigten zu vertreten 
und durchzusetzen. Zusammenhalten 
und gemeinsam für Verbesserungen 
kämpfen anstatt sich auseinander-
dividieren lassen! Denn schwierige 
Zeiten erfordern geschlossenes Han-
deln.

Schwieriger Arbeitsalltag
Dass die Zeiten auch in unseren 

Verwaltungen schwierig sind, wird 
niemand bestreiten. Der Alltag der 
meisten wird dabei ja nicht nur von 
einer extremen Arbeitsbelastung ge-
prägt, sondern oft noch viel stärker 
von der Auseinandersetzung mit tech-
nischen Schwierigkeiten. Mancher ist 
einfach nur noch wütend, weil man 
allzu sehr durch allerlei technische 
Unzulänglichkeiten in seiner Arbeit 
behindert wird. Die bfg und ihre Per-
sonalräte haben die Schwierigkei-
ten immer wieder an oberster Stelle 

thematisiert. So beispielsweise bei 
den Spitzengesprächen mit Finanzmi-
nister Füracker, worüber auch in der 
Ausgabe 10/2025 und 4/2026 der bfg-
Zeitung berichtet wurde. Konkretes 
Ergebnis hier: die Haushaltsmittel für 
die IT werden ganz erheblich aufge-
stockt!

Hartnäckigkeit ist Teil der 
Job-Beschreibung

Dass solche Gespräche keine Wohl-
fühlmomente sind, dürfte jedem klar 
sein. Es gehört aber gerade zur Job-
Beschreibung von Personalräten 
und Gewerkschaftern, dass man mit 
Nachdruck auch die Dinge anspricht, 
die andere nicht hören wollen, weil es 
am Heile-Welt-Bild rüttelt!

Was in unserem Ressort in den ver-
gangenen 5 Jahren geleistet wurde, 
darauf können alle Beschäftigten aber 
umso mehr stolz sein! So ist auch die 
Effizienz der Finanzverwaltung in Poli-
tik und Öffentlichkeit unbestritten.

Erfolgsmodell Telearbeit
Vieles erleichtert hat in den letzten 

Jahren die Ausweitung von Telearbeit 
und Homeoffice! Hier konnte in der 
Notsituation der Pandemie der Be-
weis geführt werden, was hier alles 
möglich ist. – Angefangen hat alles 
mit einer professionell angelegten 
Online-Befragung der bfg, an der sich 
mehr als 7.000 Beschäftigte des ge-
samten Ressorts beteiligt haben. Die 
Ergebnisse bildeten die Grundlage 
für die Gespräche und Verhandlun-
gen zwischen Hauptpersonalrat und 
Finanzministerium – im Mittelpunkt 

dabei die Erkenntnis, dass die Mög-
lichkeiten und Anforderungen des 
Arbeitens von daheim aus zwischen 
den einzelnen Verwaltungen, ja selbst 
zwischen verschiedenen Tätigkeiten 
der gleichen Verwaltung stark vari-
ieren. Deshalb der Ansatz mit einer 
Öffnungsklausel in der Dienstverein-
barung des Hauptpersonalrats, der 
es ermöglicht hat, in den einzelnen 
Verwaltungen ergänzende und auch 
abweichende Dienstvereinbarungen 
zu schließen. Sogar das Personalver-
tretungsgesetz wurde hierzu noch 
geändert, so dass die Personalräte 
vor Ort heute verantwortungsvoll 
mit der Dienststellenleitung zusam-
menarbeiten sollten bei der Frage, ob 
jemandem die Telearbeit versagt wer-
den muss.  

Weitere Flexibilisierung der 
Arbeitswelt

Die Flexibilisierung des Arbeitens, 
die sich aus den erweiterten Homeof-
fice-Möglichkeiten ergeben hat, wird 
mit technischen Verbesserungen im-
mer weitergehen. Auch die Finanz-
ämter-Strukturoptimierung, die in den 
vergangenen Monaten unter erheb-
lichem Einsatz der beteiligten Per-
sonalräte in Mittelfranken begonnen 
hat, wird eine weitere Flexibilisierung 
bringen. Denn der Kernpunkt soll ja 
die Möglichkeit sein, die meisten Auf-
gaben von jedem Standort aus zu er-
bringen. Zeitaufwendiges Pendeln an 
eine andere Dienststelle kann damit 
künftig entfallen!



Mitgliederzeitschrift der Bayerischen Finanzgewerkschaft 5-6/2026  •  Seite 3

DIE SEITE DREI

Sie haben jetzt die Wahl!Sie haben jetzt die Wahl!
Text:  Gerhard Wipijewski, VorsitzenderText:  Gerhard Wipijewski, Vorsitzender

Am 23. Juni sind die Personalräte auf allen Ebenen neu 
zu wählen – örtliche Personalräte, Gesamtpersonalräte, 
Bezirkspersonalräte und der Hauptpersonalrat – dazu auf 
jeder Ebene auch die entsprechenden Jugend- und Aus-
zubildendenvertretungen. Im Bereich des Finanzressorts 
sind rund 33.000 Beschäftigte zur Wahl aufgerufen. Wer 
Briefwahl machen will, kann dies beim örtlichen Wahlvor-
stand beantragen. Man benötigt dafür keinen besonderen 
Grund mehr!

Ich bitte Sie: Machen Sie von Ihrem Wahlrecht Gebrauch! 
Warum? – Weil Sie sich damit selbst etwas Gutes tun! 

Denn durch eine hohe Wahlbeteiligung stärken Sie die 
Personalräte und damit Ihre eigene Vertretung gegenüber 
Ihrem Dienstherrn und Arbeitgeber! Gerade in einer so 
fordernden Zeit ist eine hohe Wahlbeteiligung besonders 
wichtig, weil sie als Zeichen der Geschlossenheit und Le-
gitimation der Gewählten gesehen wird! 

Sie bestimmen mit Ihren Stimmen aber auch, wer in den 
kommenden fünf Jahren die vielfältigen Aufgaben der Per-
sonalvertretung für Sie wahrnimmt: notwendige Maßnah-
men beantragen etwa, über die Einhaltung von Gesetzen, 
Tarifverträgen und Dienstvereinbarungen wachen oder bei 
personellen und organisatorischen Angelegenheiten mit-
wirken und mitbestimmen sowie neue Dienstvereinbarun-
gen schließen.

Der Personalrat ist freilich kein Ersatz für eine gewerk-
schaftliche Interessenvertretung, sondern eine wichtige 
Ergänzung. Denn während Gewerkschaften weit über die 
Verwaltung hinaus in die Politik hineinwirken können, ist 
der Personalrat Teil der Verwaltung und damit den strengen 
Regeln des Personalvertretungsgesetzes unterworfen.

Erfolgreiche Personalratsarbeit ist daher unbestritten 
nur im Zusammenwirken mit einer starken Gewerkschaft 
wie der bfg möglich. Ohne deren fachlichen Rat und juris-
tische Hilfe bei den täglichen Fragen des Personalvertre-
tungsrechts, des Beamtenrechts sowie des Arbeits- und 
Tarifrechts ist eine effektive Personalratsarbeit nicht denk-
bar. Unsere Kandidatinnen und Kandidaten haben den not-
wendigen Rückhalt der bfg und ihrer Dachorganisationen 
dbb beamtenbund und tarifunion sowie Deutsche Steuer-
Gewerkschaft. Die bfg und ihre Vertreterinnen und Vertre-
ter haben so die Möglichkeit, sich auf allen Ebenen für die 
Interessen der Beschäftigten einzusetzen – immer gerade 
da, wo es nötig und erfolgversprechend ist.

Indem Sie wählen, senden Sie aber auch eine wichtige 

Botschaft an die politischen Entscheidungsträger! Denn 
eine hohe Wahlbeteiligung und entsprechend gute Ergeb-
nisse für die bfg werden selbstverständlich auch in der Po-
litik wahrgenommen.

Für uns in der Bayerischen Finanzgewerkschaft ist die 
Arbeit in den Personalvertretungen nicht ideologisch be-
stimmt. Entscheidungen in den Personalräten treffen wir 
sachbezogen unter Abwägung der Interessen aller Be-
schäftigten. Polemik und Unsachlichkeit haben im Perso-
nalrat keinen Platz. Unser Ziel ist es, dafür zu sorgen, dass 
die Finanzverwaltung personell und sachlich so ausgestat-
tet wird, dass sie ihren Aufträgen gerecht werden kann, 
in der Steuerverwaltung wie in der Staatsfinanz, in der 
Schlösserverwaltung wie den IT-Bereichen, der Lotterie-
verwaltung, den Bildungseinrichtungen, unseren Finanz-
gerichten wie auch den weiteren Staatsbetrieben. Dabei 
müssen die Menschen im Mittelpunkt stehen. Wir wehren 
uns dagegen, einzelne Bereiche gegeneinander auszuspie-
len. Unsere Verwaltungen sind nur als Einheit stark. Davon 
profitieren auch die Beschäftigten.

Auch in den kommenden fünf Jahren werden sich Ar-
beit und Arbeitsplätze und damit die Anforderungen an 
die Beschäftigten in unserer Verwaltung weiter verändern. 
Durch Ihre Wahl bestimmen Sie mit, wer diesen Prozess 
als Vertretung des Personals begleiten und die Interessen 
der Beschäftigten dabei vertreten wird.

Die Kandidatinnen und Kandidaten der bfg kennen die 
Sorgen, Nöte und Probleme der Beschäftigten aus ihrer 
täglichen Arbeit. Sie sind für alle Beschäftigten Ansprech-
partner, Ratgeber und Anwalt bei der Durchsetzung ihrer 
berechtigten Interessen – Tag für Tag, Monat für Monat!

Dies gilt auch für die bfg insgesamt! Als bfg-Mitglied 
wissen Sie das. In den vergangenen fünf Jahren konnten 
Sie unsere Arbeit nicht zuletzt auch in 46 Ausgaben unse-
rer Zeitung und vielen weiteren Veröffentlichungen mitver-
folgen. Denjenigen, die nicht Mitglied der Bayerischen Fi-
nanzgewerkschaft sind, empfehle ich daher: Schauen auch 
Sie sich unsere Arbeit einmal genauer an. Wir haben hierfür 
unter www.personalratswahlen.bayern die bfg-Zeitungen 
der letzten 12 Monate sowie viele weitere Beiträge aus 
den vergangenen fünf Jahren zum Abruf bereitgestellt!

Ich bitte Sie: Honorieren Sie unser Engagement und ge-
hen Sie zur Wahl! 

Wählen Sie die Kandidatinnen und Kandidaten sowie die 
Listen der bfg!
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BERICHT  
AUS DEM HPR
von David Dietzvon David Dietz
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Hauptpersonalrat bezieht 
Stellung zum Gesetzent-
wurf zur Anpassung der 
Bezüge

Der Hauptpersonalrat hat in einer 
Stellungnahme zum Entwurf eines 
Gesetzes zur Anpassung der Bezüge 
für die Jahre 2026, 2027 und 2028 
nochmals deutlich gemacht, dass 
man keinen Grund für eine um sechs 
Monate verzögerte Übertragung des 
Tarifergebnis des TV-L auf die Beam-
ten sieht. Vielmehr wäre es gerade 
in der aktuellen Zeit wichtig, bei den 
Beamten keine Abstriche in der Ein-
kommensentwicklung im Vergleich 
zu den Tarifbeschäftigten zu machen. 
Auch im Hinblick auf die geleistete 
Arbeit der Kolleginnen und Kollegen 
in den vergangenen Jahren, wäre es 
ein wichtiges Zeichen der Wertschät-
zung, die Übertragung des Tarifergeb-
nisses zeitgleich zu vollziehen. Ohne 
die hervorragende Arbeit wären die 
Bewältigung der Coronakrise und die 
Grundsteuerreform, trotz der ange-
spannten Personallage nicht möglich 
gewesen! Aus diesen Gründen wäre 
aus Sicht des Hauptpersonalrats die 
zeitgleiche Übertragung des Tarifer-
gebnis auf die Beamten dringend er-
forderlich! 

HPR kritisiert den Wegfall 
des Versands von Zah-
lungshinweisen vor Fällig-
keiten deutlich

Der Wegfall des Versands von Zah-
lungshinweisen vor Fälligkeiten hatte 

für die Beschäftigten in den Finanz-
ämtern erhebliche Mehrarbeit zur 
Folge. Dem Vernehmen nach sind in 
Bayern mehr als eine halbe Million 
Mahnungen bzw. Zahlungsaufforde-
rungen an die Steuerzahler ergangen. 
Dies hat in zahlreichen Finanzämtern 
innerhalb kürzester Zeit zu einer mas-
siven Zusatzbelastung geführt. Aus 
den Rückmeldungen vor Ort ergibt 
sich ein einheitliches Bild: stark er-
höhtes Anrufaufkommen, überlastete 
Telefonvermittlungen, starker Publi-
kumsverkehr in den Servicezentren 
sowie zahlreiche schriftliche Anträge 
auf Erlass der Säumniszuschläge etc. 
Dies führte zu einer enormen Belas-
tung der Kolleginnen und Kollegen in 
den Ämtern. Der Hauptpersonalrat 
hat dieses Vorgehen scharf kritisiert 
und das Finanzministerium aufgefor-
dert zu klären, wie es zu solch einer 
katastrophalen Situation kommen 
konnte.

Bezügeabrechnung: Lay-
outänderung der Bezüge-
mitteilung wegen Erweite-
rung der ELStAM-Daten um 
die Beiträge der privaten 
Kranken- und Pflegeversi-
cherung ab 01.01.2026

Zum 01.01.2026 wurde das Verfah-
ren der elektronischen Lohnsteuerab-
zugsmerkmale (ELStAM-Verfahren) 
um die elektronische Übermittlung 
von Beiträgen zu einer privaten Kran-
ken- und Pflegeversicherung erwei-
tert. Arbeitgeber sind verpflichtet, die 

elektronischen Lohnsteuerabzugs-
merkmale (ELStAM) auf der Lohn- 
und Gehaltsabrechnung auszuweisen 
und dem Arbeitnehmer bekannt zu 
geben. Die an das Landesamt für Fi-
nanzen (LfF) übermittelten und im Per-
sonalsystem VIVA übernommenen 
Beiträge zur privaten Krankenversi-
cherung (KV) und Pflegeversicherung 
(PV) müssen deshalb künftig auf der 
Bezügemitteilung neben den bishe-
rigen Lohnsteuerabzugsmerkmalen 
als ELStAM ausgewiesen werden. 
Im Zuge der o. g. Rahmenbedingun-
gen hat das Landesamt für Finanzen 
die Bezügemitteilungen neugestal-
tet. Das neue Layout wird erstmals 
im Zahltag Mai 2026 verwendet. Die 
Änderung betrifft im Wesentlichen 
die Neugestaltung des Datenblocks 
rechts oben unterhalb des Geschäfts-
zeichens. Die Beschäftigten werden 
über einen Hinweis im Mitarbeiter-
portal, sowie über die Homepage des 
Landesamts für Finanzen informiert. 

Qualifikationsprüfung 2025 
für den Einstieg in der 3. QE 
der Fachlaufbahn Verwal-
tung und Finanzen, fachli-
cher Schwerpunkt Steuer 
(Wiederholung)

An der Qualifikationsprüfung 2025 
(Wiederholung) für den Einstieg in 
der dritten Qualifikationsebene der 
Fachlaufbahn Verwaltung und Finan-
zen, fachlicher Schwerpunkt Steuer 
haben insgesamt 68 Anwärterinnen 
und Anwärter teilgenommen. Hier-
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von haben 32 bestanden. Unter Be-
rücksichtigung der Wiederholungs-
prüfung haben insgesamt somit von 
den 326 Prüflingen 49 die Prüfung 
nicht bestanden. Die Gesamtdurch-
fallquote der Qualifikationsprüfung 
2025 beträgt 15,0 Prozent. Bei der 
Qualifikationsprüfung 2018 lag sie bei 
8,9 %, 2019 bei 8,2 %, 2020 bei 5,7 
%, 2021 bei 8,6 %, 2022 bei 13,7 %, 
2023 bei 9,0 % und 2024 bei 10,1 %.

Mittelzuweisung für Ge-
sundheitsmanagement der 
nachgeordneten Bereiche

Das Finanzministerium hat die Mit-
tel für das Gesundheitsmanagement 
für das Jahr 2026 zugewiesen. Ins-
gesamt erhalten die nachgeordneten 
Bereiche 100.500 Euro für Maßnah-
men im Rahmen des Gesundheits-
managements und damit weniger als 
in den Vorjahren. Die genaue Mittel-
zuweisung richtet sich nach der An-
zahl der Beschäftigten.

Katja Graßer und Lydia 
Hildebrandt verabschiedet

Katja Graßer wurde im vergange-
nen Monat aus dem Hauptpersonalrat 
verabschiedet. Seit den Personalrats-
wahlen 2021 war sie stellvertretende 
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Melde dich jetzt an und 
komm ins Team der bfg!

QR Code zur  
USC-Website –  
gleich anmelden 
& starten:

Wir unter-
stützen  
unsere  
Mitglieder – 
auch  
außerhalb  
des Amtes

Vorsitzende der Beamtengruppe und 
Schriftführerin. Katja Graßer nahm 
wegen ihres bevorstehenden Mutter-
schutzes zum letzten Mal an einer Sit-
zung teil. Gerhard Wipijewski dankte 
ihr für ihr großes Engagement in den 
vergangenen Jahren und wünschte 
ihr für die kommende Zeit alles Gute.

Zur neuen stellvertretenden Vorsit-
zenden der Beamtengruppe wurde 
Bärbel Wagner vom Finanzamt Mün-
chen gewählt.

Neben Katja Graßer wurde auch 
Lydia Hildebrandt aus dem Hauptper-
sonalrat verabschiedet. Lydia Hilde-
brandt war seit 2011 eines der ersten 

Ersatzmitglieder des Hauptpersonal-
rats und ab 2016 gewähltes Mitglied. 
Sie vertrat damit über zehn Jahre die 
Interessen der Kolleginnen und Kolle-
gen der Vermessungsverwaltung im 
Hauptpersonalrat. Mit ihrem Eintritt in 
den Ruhestand endet nun ihre aktive 
Tätigkeit im Gremium. Der Vorsitzen-
de dankte ihr für ihr großes Engage-
ment in den vergangenen Jahren und 
würdigte ihren langjährigen Einsatz 
für die Beschäftigten.

Nachrückerin für Lydia Hildebrandt 
in den Hauptpersonalrat ist die Vor-
sitzende des Gesamtpersonalrats am 
Landesamt für Finanzen, Julia Strehle. 

HPR-Vorsitzender Gerhard Wipijewski 
verabschiedet Katja Grasser ...

... und Lydia Hildebrand.
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Erfolgreiche Nachwuchsge-
winnung

Eine sehr erfolgreiche Entwicklung 
hat in den vergangenen 5 Jahren die 
Nachwuchswerbung genommen – 
freilich erst, nachdem wir über Jahre 
vergeblich auf die fatale Entwicklung 
bei den Bewerbungen hingewiesen 
hatten. Dann aber wurden eine ganze 
Reihe unserer Vorschläge aufgegrif-
fen. Mit dem Zweite-Chance-Verfah-
ren und dem Karriereportal Sei-Dabay.
de wurden wichtige Schritte unter-
nommen. Zudem wird der doch arg 
in die Jahre gekommene LPA-Test für 
die 2. und 3. QE völlig neu aufgesetzt. 
Eine Teilnahme wird dann jederzeit 
digital von daheim aus möglich sein. 
Zur positiven Entwicklung bei der 
Nachwuchswerbung gehört auch, 
dass sich vielfach Personalräte vor 
Ort in besonderer Weise einbringen.

Stellenplanverbesserungen 
und Beförderungen

Auch bezüglich des Staatshaushalts 
waren die vergangenen Jahre keine 
einfachen. Dennoch konnten wir in 
den Stellenplänen einige Verbesse-

rungen erreichen. Wie man der nach-
folgenden Tabelle entnehmen kann, 
kam es dadurch zu zahlreichen hoch-
wertigen Beförderungen. Ergänzt 
um die Folgen des demografischen 
Wandels konnten zwischen 2021 und 
2025 beispielsweise in den Finanz-
ämtern rund 12.000 Beförderungen 
ausgesprochen werden! Darunter 
waren etwa 1.250 Beförderungen in 
das Spitzenamt A 9+AZ der QE 2, 
etwa 500 ins Spitzenamt der QE 3 A 
13, und rund 300 Beförderungen nach 
A 14 und höher. Entsprechend deren 
Größe gab es ähnliche Entwicklun-
gen auch in anderen Bereichen.

Wegstreckenentschädigung
Angesichts der seit Wochen extrem 

hohen Benzinpreise erweist es sich 
als Glücksfall, dass es bfg und Haupt-
personalrat im Herbst 2022 gelungen 
war, eine Erhöhung der „großen“ 
Wegstreckenentschädigung um 5 Ct 
auf 40 Ct je gefahrenen Kilometer zu 
erreichen. Eine sehr wichtige Verbes-
serung für unsere vielen Kolleginnen 
und Kollegen in den Außendiensten 
und mit regelmäßigen Dienstreisen!

Ausblick
Der öffentliche Dienst steht in viel-

fältiger Weise im Fokus der Öffent-
lichkeit. Dies wird uns nicht nur in der 
politischen Arbeit mehr fordern, als es 
uns lieb sein kann, sondern auch die 
Bedingungen der Arbeit in unserem 
Ressort nicht erleichtern. Es kommen 
also fordernde Zeiten auf uns und die 
am 23. Juni neu zu wählenden Perso-
nalräte zu. Mit der sogenannten Fi-
nanzämter-Strukturoptimierung steht 
die Steuerverwaltung vor der größten 
Verwaltungsreform seit Jahrzehnten. 
Und wer weiß, welche unserer Res-
sortbereiche von der bisher hinter 
verschlossenen Türen verhandelten 
großen Staatsreform betroffen sein 
werden! 

Gleich was in den kommenden 
Jahren tatsächlich an Aufgaben und 
Problemen auf uns zukommen mag – 
die bfg und ihre Personalräte werden 
sich den Herausforderungen stellen!

GEMEINSAM – 
MENSCHLICH – MUTIG 

VORAN!
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AST Q4 DISKUTIERT STRUKTURREFORMA 13+AZ JETZT ÜBERALL MÖGLICH

Jahrelange Forderung 
der bfg mit Doppelhaus-
halt erfüllt

Die Älteren unter den Beschäftig-
ten im aktiven Dienst erinnern sich 
noch, dass man dereinst im mittleren 
Dienst der Finanzverwaltung als Steu-
erassistent oder Regierungsassistent 
in A 5 begonnen hat. Das Spitzenamt 
dieser Laufbahngruppe war schon 
damals A 9 mit Amtszulage. Der Ein-
stieg im gehobenen Dienst der Fi-
nanzverwaltung war schon damals in 
A 9, das Spitzenamt der Oberamtsrat 
in A 13. Im höheren Dienst, dessen 
Einstiegsamt schon vor Jahrzehnten 
bei A 13 lag, ging es seither in der A-
Besoldung bis A 16 mit Amtszulage. 
Und im einfachen Dienst wurde das 
Spitzenamt als Verwaltungsbetriebs-
sekretär auf A 6 gehoben.

Zulage bisher nur bei 
Technik und Rechtspflege

An dieser Struktur hat auch das 
Neue Dienstrecht Bayern nichts ge-
ändert, das am 1.1.2011 in Kraft ge-
treten war. Zwar gibt es seither keine 
Laufbahngruppen mehr und die Auf-
stiegsmöglichkeiten über die nächste 
Einstiegsebene hinaus wurden durch 
die modulare Qualifizierung deutlich 
erweitert, aber in der 3. Qualifikati-
onsebene, die in Bayern den geho-
benen Dienst abgelöst hat, gab es 
weiterhin in A 13 keine Amtszulage. 
– Wobei das nicht ganz stimmt: in der 
Rechtspflege und in der Fachlaufbahn 
Naturwissenschaft und Technik gab 
es dieses Spitzenamt sehr wohl! Des-
halb finden sich einige wenige Haus-
haltsstellen in A 13+AZ in der IuK des 
LfSt und im LSI und eine solche Stelle 
sogar in der Schlösserverwaltung.

bfg-Forderung infolge 
Lehrer-A 13

Nach dem Beschluss von Staats-
regierung und Bayerischem Landtag, 
die Grund- und Mittelschullehrer nach 
und nach alle in A 13 zu besolden, war 
nun aber Bewegung in das Thema ge-
kommen. Seither hat die bfg wieder-
holt die Forderung erhoben, alle Füh-

haben sich bfg und Finanzminister 
Albert Füracker schon vor mehr als 
einem Jahr darauf verständigt, im 
Rahmen der Finanzämter-Strukturop-
timierung unter anderem 200 Stel-
lenhebungen von A 13 nach A 13 mit 
Amtszulage zu schaffen. Im Kapitel 
0605 ist die entsprechende Ermäch-
tigung nunmehr enthalten, so dass 
die Umsetzung entsprechend dem 
Fortschritt der Strukturreform erfol-
gen kann.

Nächste Möglichkeiten im 
Herbst 2027

Für alle Bereiche des Finanzres-
sorts ergibt sich eine Möglichkeit für 
entsprechende Hebungen aus den 
nunmehr mit dem Doppelhaushalt 
beschlossenen Mitteln des Art. 6i 
HG. Für den Einzelplan 06 (Finanzres-
sort) ist hierfür ein Jahreswert von 
1.725.000 Euro vorgesehen, der Stel-
lehebungen zum 1. November 2027 
ermöglicht! Die konkrete Umsetzung 
der sich aus den Hausmitteln erge-
benden Möglichkeiten beschließt in 
den kommenden Monaten das Fi-
nanzministerium in Abstimmung mit 
dem Landtagsausschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen.

rungskräfte müssten damit höher als 
A 13 besoldet werden …

Haushaltsgesetz hebt Ein-
schränkung auf

Der Haushaltsgesetzgeber hat da-
rauf jetzt reagiert! Mit dem Ende 
April vom Landtag beschlossenen 
Haushaltsgesetz zum Doppelhaus-
halt 2026/2027 wird in Art. 12 Nr. 4 
Buchstabe a Doppelbuchstabe dd) 
die bisherige Beschränkung auf die 
Rechtspflege und die Fachlaufbahn 
Naturwissenschaft aufgehoben! Da-
mit ist ab sofort das Ausbringen des 
neuen Spitzenamts in der QE 3 allge-
mein möglich!

Erste Anwendung bei FÄ-
Strukturoptimierung

Für die Finanzämter kann die neue 
Möglichkeit als erstes konkret um-
gesetzt werden. Denn für die drei 
„optimierten“ Finanzämter in Mit-
telfranken wurden hierfür bereits 
im Nachtragshaushalt 2025 aus den 
Möglichkeiten des Art. 6 d des Haus-
haltsgesetzes 23,32 Stellen nach 
A 13+AZ gehoben, für deren Bewirt-
schaftung nunmehr die rechtliche 
Grundlage geschaffen wurde. Zudem 

A 13+AZ jetzt überall möglich
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IUK AM LIMIT

... so schilderte es ein 53-jähriger IT-
Mitarbeiter (A9Z), der die IuK in Kürze 
verlassen wird, um zu einer anderen 
Behörde zu wechseln. Unter dem 
Motto „IuK am Limit – reden wir da-
rüber!“ lud die bfg Kolleginnen und 
Kollegen aus der IuK zu einem On-
line-Austausch ein. Rund 50 Teilneh-
mende aus München und Nürnberg 
folgten der Einladung. Im Mittelpunkt 
stand die Frage, wo konkret die größ-
ten Belastungen liegen und welche 
Veränderungen notwendig sind.

Schilderungen der Praxis
In der Diskussion berichteten zahl-

reiche Teilnehmende von einer zuneh-
mend angespannten Arbeitssituation. 
Besonders häufig wurden Themen 
wie Personalausstattung, Schwierig-
keiten bei der Personalgewinnung, 
fehlende Entwicklungsperspektiven 
sowie eine hohe Arbeitsbelastung 
angesprochen. Mehrfach wurde ge-
schildert, dass klare Zielsetzungen 
und Priorisierungen im Arbeitsalltag 
fehlen. Auch die Qualität von Steu-
erung und Management wurde von 
einzelnen Teilnehmenden kritisch be-
wertet. Ein wiederkehrendes Thema 
war der Wunsch nach kurzfristigen 
Entlastungen. Mehrere Wortmeldun-
gen machten deutlich, dass die Be-
lastungsgrenzen vieler Beschäftigter 
bereits erreicht oder überschritten 
sind. In der Diskussion fiel in diesem 
Zusammenhang auch die Einschät-
zung „Es brennt – und zwar massiv“. 
Zudem wurde von Teilnehmenden 
darauf hingewiesen, dass die laufen-
de Strukturoptimierung die Situation 
zusätzlich verschärfe, da notwendige 
personelle und technische Ressour-
cen aus ihrer Sicht nicht ausreichend 
eingeplant seien.

Strukturoptimierung und 
IT-Aufgaben

Unabhängig von den subjektiven 
Einschätzungen zeigt sich, dass die 
IT im Zuge der Strukturreform vor 
erheblichen zusätzlichen Aufgaben 
steht. Der konkrete personelle Bedarf 
zur Konsolidierung von Plattformen 
sowie zur Umsetzung von Verfahren 
– etwa im Bereich Massenfallabga-

ben oder Kassenentflechtung – lässt 
sich derzeit nur schwer abschließend 
bestimmen.

Parallel dazu befinden sich zent-
rale Projekte wie SINA und IKONOS 
weiterhin in der Umsetzung und er-
fordern umfangreiche personelle Be-
gleitung. Diese Projekte sind grund-
legende Voraussetzungen für ein 
funktionierendes Zusammenwach-
sen der Strukturen. Die bisherige di-
gitale Zusammenführung der betrof-
fenen Großämter in Mittelfranken ist 
– mit Ausnahme einzelner Bereiche 
wie den BayZeit-Datenbanken – noch 
nicht weit fortgeschritten. Ein erheb-
licher Teil der technischen Integration 
steht somit noch aus.

Arbeitslast und Systeman-
forderungen

Auch unabhängig von der Struktur-
reform ist die Arbeitsbelastung hoch. 
Derzeit werden rund 500 Verfahren 
parallel betreut. Diese erfordern nicht 
nur Entwicklung und Inbetriebnahme, 
sondern auch laufende Pflege, Fehler-
behebung und Weiterentwicklung.

Zudem ist bei extern beschafften 
Verfahren eine kontinuierliche fachli-
che Begleitung notwendig. Struktu-
relle Rahmenbedingungen, etwa im 
Bereich Datenschutz, erschweren in 
Teilen die Zusammenarbeit über Or-
ganisationseinheiten hinweg. In der 
Diskussion wurde zudem sehr deut-
lich kritisiert, dass beim Aufbau eines 
leistungsfähigen Testcenters in den 
vergangenen Jahren kaum Fortschrit-
te erzielt wurden. Dies hat zur Folge, 
dass Verfahren teilweise erst im Echt-
betrieb ihre Schwächen zeigen, was 
wiederum zu Störungen und zusätzli-
chem Aufwand führt.

Personalsituation als 
Schlüsselfaktor

Die personelle Situation stellt ei-
nen zentralen Engpass dar. Die Ge-
winnung und Bindung qualifizierter 
IT-Fachkräfte ist angesichts der Ar-
beitsmarktlage eine große Heraus-
forderung. In der Diskussion wurde 
berichtet, dass Beschäftigte die IuK 
verlassen – teilweise aus Unzufrie-
denheit mit den Rahmenbedingun-

gen. Gleichzeitig besteht ein Mangel 
an qualifiziertem Nachwuchs aus 
der Steuerverwaltung, insbesonde-
re aus der 2. und 3. QE, der für das 
Verständnis der fachlichen Abläufe 
besonders wichtig ist. Strukturell 
zeigt sich zudem, dass Entwicklungs- 
und Aufstiegsperspektiven – etwa 
im Bereich modularer Qualifizierung 
oder in Richtung 4. QE – nicht immer 
ausreichend vorhanden sind. Dies 
kann sich langfristig negativ auf die 
Personalbindung auswirken. Zusätzli-
che Belastungen ergeben sich durch 
auslaufende Abordnungen sowie 
eine hohe Arbeitsverdichtung. Hohe 
Überstundenstände, eingeschränkte 
Urlaubsnahme und steigende Anfor-
derungen führen zu einer angespann-
ten Gesamtsituation. Auch erhöhte 
BEM-Quoten deuten auf diese Ent-
wicklung hin.

Weitere Themen und  
Ausblick

Neben den genannten Punkten 
wurden in der Diskussion weitere 
Themen angesprochen, darunter 
Defizite im Projektmanagement, feh-
lende Konsolidierung, Verbesserungs-
bedarf im Bereich Coaching sowie 
Kommunikationsfragen. Gleichzeitig 
wurde deutlich, dass viele Beschäf-
tigte ein hohes Maß an Engagement 
zeigen und den Wunsch haben, aktiv 
an Verbesserungen mitzuwirken.

Die bfg wird die eingebrachten The-
men auswerten und in einem Kon-
zeptpapier zusammenführen. Ziel ist 
es, konkrete Verbesserungsvorschlä-
ge gegenüber dem Ministerium, dem 
Landesamt sowie politischen Ent-
scheidungsträgern einzubringen.

Fest steht: Die Funktionsfähigkeit 
der IT ist eine zentrale Voraussetzung 
für eine leistungsfähige Steuerver-
waltung. Dauerhafte Überlastung und 
strukturelle Defizite bergen das Risi-
ko, dass notwendige Verfahren nicht 
in der erforderlichen Qualität und Sta-
bilität bereitgestellt werden können.

Dies hätte nicht nur interne Auswir-
kungen, sondern würde sich auch auf 
Bearbeitungszeiten und Servicequali-
tät gegenüber den Bürgerinnen und 
Bürgern auswirken.

„Unhaltbare Zustände“„Unhaltbare Zustände“



LANDESVORSTAND BESUCHT DAS LSI
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Neben der „Steuer“ und der 
„Staatsfinanz“ ist die „IT“ 
der dritte große Organisati-
onsbereich der bfg. In den 

IuK-Bereichen des Landesamts für 
Steuern (LfSt) und des Landesamts 
für Finanzen (LfF) sowie dem IT-DLZ 
hat die bfg mehr als fünfhundert Mit-
glieder. Seit mehr als acht Jahren gibt 
es im Finanzressort jetzt auch eine 
Behörde, die sich ausschließlich mit 
Fragen der IT-Sicherheit beschäftigt: 
das Landesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik (LSI), das am 
1. Dezember 2017 gegründet worden 
war. Dieses LSI ist damals mit einer 
Handvoll Mitarbeitern entstanden aus 
dem Bayern-CERT des LfF und be-
schäftigt heute am Sitz Nürnberg und 
den Außenstellen in Würzburg und 
Bad Neustadt a.d. Saale gut 170 Kol-
leginnen und Kollegen.

Schutz der staatlichen IT-
Infrastruktur

Die zentrale Aufgabe des LSI be-
steht darin, die staatliche IT-Infra-
struktur zu schützen, in technischer 
Hinsicht also den Bayern-Server und 
das Bayern-Netz. Daneben gilt es die 
Kommunen in konkreten Sicherheits-
vorfällen aktiv zu unterstützten und 
zu beraten. Darüber hinaus bietet das 
LSI den staatlichen Verwaltungen, 
öffentlichen Unternehmen und Be-
treibern kritischer Infrastrukturen Be-
ratungsleistungen an. Aber auch die 
Sensibilisierung der Bürger im Land 
für das Thema IT-Sicherheit und deren 
Beratung gehören zu den Aufgaben 
der Beschäftigten des LSI.

Aufgrund dieses Aufgabenzu-
schnitts und der entsprechenden 
Expertise ist das LSI auch an der so-
genannten Cyberabwehr Bayern be-
teiligt, einem Verbund verschiedener 
bayerischer Behörden zur Koordinati-
on im Bereich der Cybersicherheit.

bfg von Anfang an in gutem 
Kontakt

Die bfg unterhält zum LSI, dessen 
Personalräten und Präsidenten von 
Anfang an einen guten Kontakt. Im 
Rahmen seiner letzten in Nürnberg 
bot sich nunmehr aber für den gesam-
ten Landesvorstand die Möglichkeit, 
das Landesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik zu besuchen. Da-
bei nahm sich Präsident Bernd Geisler 
die Zeit, die Vorstandsmitglieder über 
die Arbeit des LSI zu informieren. Er 
gab dazu auch einen Einblick über die 
Gefahrenlage und die Entwicklungen 
„im Netz“, die für Laien unvorstellba-
re Dimensionen erreicht haben und 
exponentiell wachsen. 

Präsident Bernd Geisler 
zeigt Dimensionen auf

So spricht man inzwischen von 1,5 
Mrd. Malware und „unerwünschten 
Anwendungen“ im Netz, wobei jede 
Sekunde 3,4 neue dazu kommen! 
Einen Eindruck über die Entwicklung 
gibt auch die Anzahl veröffentlichter 
Schwachstellen (CVE), die bei 50.000 
angekommen ist. Dabei geht es für 
das LSI darum, vor neuen Schwach-
stellen über den eigenen Warn- und 
Informationsdienst WID möglichst 
schnell zu warnen, damit die Nutzer 
Software-Aktualisierungen vorneh-
men können.

Mit welchen Dimensionen wir kon-
frontiert sind, zeigt sich auch daran, 
dass von der 1 Mrd. Mails ins baye-
rische Behördennetz im Jahr 2025 
mehr als 80 % sogenannte „Threat 
Mails“ waren, also gefährliche Mails, 
die Schaden anrichten können und 
wollen. Ihre Zustellung wird vom LSI 
geblockt. 

KI erleichtert es Kriminellen
Präsident Geisler zeigte den Vor-

standsmitgliedern der bfg aber auch 

auf, wie einfach es inzwischen ist, 
sich im Netz kriminell zu betätigen. 
So müsse heute niemand mehr 
selbst Schadsoftware programmie-
ren, man finde die fertigen Tools zum 
Mieten und Erwerben im Internet, 
die Anleitungen mit dazu. Ganze Aus-
tausch-Plattformen seien inzwischen 
entstanden, auf denen Hacking-Tools 
verbreitet und kompromittierende Inf-
rastruktur innerhalb kürzester Zeit be-
worben, verkauft und getauscht wer-
den. So zähle die Cyberkriminalität 
inzwischen zu den profitabelsten ille-
galen “Branchen“. Dabei würden die 
Angriffstaktiken immer methodischer 
und angesichts der Möglichkeiten der 
KI immer innovativer. Die KI eröffne 
hier ganz neue Möglichkeiten für Cy-
berkriminelle – ganz ohne Vorkennt-
nisse! So sei KI in der Lage Phishing-
Mails und Webseiten zu erstellen, 
„menschliche“ soziale Gespräche per 
Chat zu führen, Malware zu erstellen 
und zu verteilen, Sicherheitslücken zu 
suchen und zu finden, über Social-En-
gineering Opfer zu finden, gefälschte 
Dokumente, Rechnungen und Zah-
lungsaufforderungen zu erstellen und 
einiges mehr!

Im Lagezentrum – oder neu: 
Cyber Defence Center

Bei einem Rundgang durch das LSI-
Gebäude führte Präsident Geisler die 
Vorstandsmitglieder dann auch noch 
in das „Allerheiligste“ des LSI: das 
Cyber Defence Center. Das Cyber 
Defence Center (CDC) ist die zentrale 
Anlaufstelle für alle IT-Sicherheitsvor-
fälle, Verdachtsfälle und Auffälligkei-
ten. Im CDC werden täglich rund 2,7 
Milliarden Datensätze automatisiert 
ausgewertet.

Fazit: ein interessanter Besuch im 
jüngsten Landesamt des Finanzres-
sorts mit vielen wichtigen Informati-
onen und Eindrücken!

 

bfg-Landesvorstand besucht das LSIbfg-Landesvorstand besucht das LSI



WWenn Sie diese Ausgabe 
der bfg-Zeitung in Ihren 
Händen halten, werden 
Sie längst wissen, was 

Finanzminister Albert Füracker am 
11. Mai bei der diesjährigen Amtslei-
tertagung zur „Strukturoptimierung“ 
gesagt oder verkündet hat. Redakti-
onsschluss dieser Ausgabe aber ist 
der 1. Mai. Wir wissen es also noch 
nicht. Zu befürchten ist, dass sich der 
Minister von der bfg nicht hat davon 
abbringen lassen, seinen Führungs-
kräften eine baldige Ausweitung der 
Reform auf andere Regionen zu ver-
künden. – Gegenüber den Mitglie-
dern des bfg-Landesvorstands hatte 
er dazu schon einmal vom 1.1.2027 
gesprochen …

Die bfg hatte seit Längerem gefor-
dert, erst weiterzumachen, wenn die 
wichtigsten Grundlagen für ein Arbei-
ten in der neuen Ämterstruktur ge-
schaffen sind und sich zumindest eine 
kurze Zeit auch bewährt haben. Nur 
dann könne man den Beschäftigten 
doch guten Gewissens gegenüber-

treten und nur dann könne man ver-
hindern, dass man Fehler oder falsche 
Entwicklungen multipliziere. Nach-
dem eine IT-Plattformkonsolidierung 
in den drei Mittelfränkischen Ämtern 
erst zum Jahresende beginnen wird 
und sich auch IKONOS erst in der – 
immerhin erfolgreichen! – Ausrollung 
befindet, sei man eben noch nicht 
so weit. Damit ist bis auf Weiteres 
ein standortübergreifendes Arbeiten 
nicht möglich. Damit ist man bis auf 
Weiteres auch nicht in der Lage, or-
ganisatorische Entscheidungen so zu 
treffen, wie man sie treffen könnte, 
wenn die technischen Möglichkeiten 
vorhanden wären. So drohen letztlich 
aus diesem Defizit heraus Festlegun-
gen, die einem zentralen Ziel der Re-
form entgegenlaufen, nämlich einen 
Gutteil der Personalentscheidungen 
losgelöst vom Standort treffen zu 
können.

Qualität vor Schnelligkeit
Mit dieser Frage hat sich bfg-Vor-

sitzender Gerhard Wipijewski auch in 
seiner Kolumne SEITE 3 in der April-
Ausgabe beschäftigt und seine Posi-
tion mit einem Minister-Zitat von der 
Amtsleitertagung des Jahres 2025 
auf den Punkt gebracht: „Qualität vor 
Schnelligkeit!“

Dies entspricht auch der Position 
des Hauptpersonalrats sowie der 
beiden Bezirkspersonalräte beim Lan-
desamt für Steuern.

Dies entspricht im Übrigen auch der 
Überzeugung ganz vieler Amtsleiter 
und Führungskräfte der Steuerver-
waltung, auch wenn sie dies einem 
Minister oder Finanzpräsidenten lei-
der so nicht sagen. Diese zwei Jahre, 
seitdem im Juni 2024 der Minister 
seine Amtsleiter zu einer Diskussion 
über die Situation der Finanzämter 
eingeladen hatte und dabei den ein-
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STRUKTUROPTIMIERUNG DER FINANZÄMTER

Strukturoptimierung:
„Erst weiter machen, wenn die wichtigsten 
Grundlagen geschaffen sind und sich  
zumindest eine kurze Zeit bewährt haben!“

28.09. 	- 	30.09.2026 	 in Bad Windsheim
05.10. 	- 	07.10.2026 	 in Bad Windsheim
12.10. 	- 	14.10.2026 	 in München
19.10. 	- 	21.10.2026 	 in München
26.10. 	- 	28.10.2026 	 in Bad Windsheim
09.11. 	- 	11.11.2026 	 in Bad Windsheim
16.11. 	- 	18.11.2026 	 in München
23.11. 	- 	25.11. 2026 	 in München
30.11. 	- 	02.12.2026 	 in Bad Windsheim
07.12. 	- 	09.12.2026 	 in München

Personalratsschulungen – 
auch für Nicht-Mitglieder!
Erstmals gewählte Mitglieder im Personal-
rat haben nach Art. 46 Abs. 5 BayPVG  
Anspruch auf fünf Tage Schulung  
im Personalvertretungsrecht. Die bfg bietet 
unabhängig von einer Gewerkschaftszu- 
gehörigkeit entsprechende Schulungen an.  
In den Grundschulungen Teil I werden  
zunächst notwendige Grundkenntnisse  
der Personalratsarbeit vermittelt. 

Grundschulungen Teil I  
werden an den folgenden  
Terminen angeboten:

Link zur Anmeldung: 
Der Link zur Schulungs-
übersicht und Anmel-
dung wird demnächst  
freigeschaltet:
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Ausgabe Artikel Sachstand der Strukturreform
11/2024  
S.1 & 2

Intensiver Austausch mit Finanz-
minister Füracker

Erstmalige Frage nach einer Reform der Finanzämterstruktur. Hintergrund ist, dass das Finanzministeri-
um sich bereits seit einigen Wochen mit der Frage beschäftigt, ob die Struktur der bayerischen Finanz-
ämter noch zeitgemäß ist.

05/2025  
S.1 & 2

Minister Füracker kündigt 
„Struktur- 
optimierung“ an!

Der Minister kündigt bei der Tagung Finanzamtsleiter in Ansbach an, die Struktur der Finanzämter opti-
mieren zu wollen. 

05/2025  
S.3

Seite 3 Einführende Einschätzung

06/2025  
S. 8 & 9

Strukturreform der Finanzämter 
in Mittelfranken

Aktueller Sachstand zur Strukturoptimierung – geplant mit 3 Finanzämtern in Mittelfranken bei Erhalt der 
Standorte und maximaler Flexibilität. 

07/2025  
S. 15

Strukturreform der Finanzämter 
in Mittelfranken

Was gibt es Neues?  
Unter anderem die Namen der neuen Finanzämter und welche ehemaligen Ämter darin „aufgehen“

10/2025  
S. 2

„Die Lage ist ernst! Die Heraus-
forderungen sind groß!“

 Im Ministergespräch wurde unter „Strukturreform: maximale organisatorische Flexibilität“ die Erwar-
tungshaltung der bfg klargemacht. 

10/2025  
S. 6 – 8

Strukturreform der Finanzämter Detaillierter Bericht zum Stand der Dinge bei der Strukturreform

12/2025  
S. 10 – 12

Strukturoptimierung der Finanz-
ämter startet zum 1.1.26

Detaillierter Bericht zum Stand der Dinge bei der Strukturoptimierung

01-
02/2026 
S.6 

Finanzämter-Strukturoptimierung Spitzengespräch der bfg mit dem Finanzminister

01-
02/2026  
S. 14 – 16

Strukturoptimierung der Finanz-
ämter zum 1.1.26 gestartet

Detaillierter Bericht zum Stand der Dinge bei der Strukturoptimierung

03/2026  
S. 7

Finanzämter-Strukturreform: 
AStQ4 diskutiert im Finanzminis-
terium

Bericht aus der Diskussion des bfg-Arbeitskreises AStQ4 mit den Vertretern des Finanzministeriums

04/2026  
S. 3

Seite 3 Qualität vor Schnelligkeit

04/2026  
S. 6

Harte, aber faire Debatte mit 
Finanzminister Albert Füracker

Im Ministergespräch wurde unter „Strukturreform bleibt eines der großen Zukunftsthemen“ die Sachla-
ge dargestellt. Auch wird eine Ausweitung bereits zum 1.1.27 in den Raum gestellt. 

04/2026  
S. 16

News Austausch mit Führungskräften in der Pilotregion

helligen Wunsch einer Strukturreform 
erkannt hatte, brachten auch deshalb 
immer wieder Momente, in denen 
Minister und Verwaltungsspitze den 
bfg-Vertretern massive Vorhaltungen 
machten. Vorhaltungen, es sei immer 
nur die bfg, die Probleme sehe. Alle 
anderen Beteiligten seien mehr als 
zufrieden mit den Entwicklungen.

bfg sieht keinen Zeitdruck
Die bfg bleibt dabei: wir halten es 

für einen Fehler, die Reform auch 
ohne die entsprechenden Erfahrun-
gen auszuweiten. Wir erkennen auch 
keinen Zeitdruck – auch wenn der 
Minister sagt, er wolle die Reform 
umsetzen, bevor ihm die Staatskanz-
lei – Stichwort „Staatsreform“ – eine 
Reform nach deren Vorstellung aufs 
Auge drücke. Dafür sind wir heute 
doch schon viel zu weit! Und damit 
droht uns auch keine Reform von au-
ßen durch eine Beratungsunterneh-
men mehr. 

Die Beschäftigten müssen 
im Mittelpunkt stehen

Für die bfg standen bei dieser Re-
form von Anfang an natürlich die Be-
schäftigten im Mittelpunkt. Deshalb 
durfte das Ganze keine Reform gegen 
die Beschäftigten werden. Deshalb 
waren Versetzungen und Zuweisun-
gen gegen den Willen der Beschäf-
tigten völlig indiskutabel. Es galt nach 

unserer Überzeugung vielmehr eine 
Struktur zu erreichen, die auch auf 
lange Sicht Standortschließungen 
verhindert, zugleich aber auch die 
Möglichkeit bereithält, zur Übernah-
me anderer Aufgaben, zur persönli-
chen Entwicklung und Beförderun-
gen nicht zwingend die Standorte zu 
wechseln. Gerade diesen Punkt hat 
der Minister früh aufgenommen und 
vor einem Jahr verkündet, es solle 
jede Aufgabe von jedem Standort 
aus erledigt werden können und so 
die Notwendigkeit zu Beförderungs-
versetzungen entfallen. Wir haben 
deshalb von Anfang an maximale 
Flexibilität in der Organisation gefor-
dert. Wir haben aber auch deutlich 
gemacht, dass die neue Struktur auf 
die Schnelle weder unsere IT-Prob-
leme löst, noch größere Effizienzge-
winne erwarten lässt. Die bfg sieht 
den organisatorischen Nutzen erst 
mittelfristig. 

Nachwuchsgewinnung
Von großer Bedeutung war für uns 

auch die Sicherung der Nachwuchs-
gewinnung und der Ausbildung. Des-
halb hat für uns auch der Standort als 
eine Einheit eine große Bedeutung 
und wir bedauern sehr, dass Stand-
ortleitungen in ihrer Stellung sehr 
viel stärker beschnitten werden, als 
das vor einem Jahr angedacht war. 

Leider ist es uns bisher auch nicht ge-
lungen, Maßnahmen zum dauerhaf-
ten Erhalt der Attraktivität der QE 4 zu 
erreichen. Das Schweigen Betroffe-
ner ist hierbei auch keine Hilfe und die 
Verwaltungsspitze bestreitet, dass es 
hier zu Problemen kommen könnte.

Mehrwert für die 
Beschäftigten

Als Mehrwert für die Beschäftig-
ten sehen wir die verbesserte IT-
Ausstattung mit SINA-Laptops an, die 
ein wesentlich flexibleres Arbeiten 
ermöglicht, und nicht zuletzt das ver-
einbarte Stellenhebungskonzept, das 
100 Hebungen von A 8 nach A 9+AZ, 
100 Hebungen von A  8 nach A  10, 
200 Hebungen von A  11 nach A  12, 
200 Hebungen von A  12 nach A  13 
und 200 Hebungen von A  13 nach 
A 13+AZ enthält. Daraus können bis 
zu 1.100 zusätzliche Beförderungen 
entstehen. Dazu kommen in Mittel-
franken zusätzliche mQ  14-Möglich-
keiten aus dem Art. 6d HG des Nach-
tragshaushalts 2025. Diesen Ansatz 
will die bfg natürlich auch bei den 
kommenden Optimierungsregionen 
fortsetzen.

Seit Beginn des Reformprojekts 
haben wir Sie regelmäßig in der bfg-
Zeitung auf dem Laufenden gehalten. 
Hier ein Überblick. 
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IM GESPRÄCH MIT DEN ABGEORDNETEN GROB UND FACKLER

Seitdem Ministerpräsident 
Söder und Finanzminister 
Füracker im vergangenen 
Herbst verkündet haben, sie 

beabsichtigten den Tarifabschluss des 
TV-L erst mit jeweils 6-monatiger Ver-
zögerung auf die Beamtenschaft zu 
übertragen, haben unzählige Gesprä-
che zwischen Vertretern von bfg und 
BBB und politischen Mandatsträgern 
stattgefunden. Zudem hat sich die 
bfg auch schriftlich an Abgeordnete 
der Regierungsfraktionen gewandt. 
Nachdem die Staatsregierung auch 
in den letzten Wochen bei ihrer kom-
promisslosen Haltung geblieben war, 
hat sich bfg-Vorsitzender Gerhard Wi-
pijewski im Bayerischen Landtag mit 
zwei Abgeordneten getroffen, die zu 
den wichtigsten zählen, wenn es um 
den öffentlichen Dienst geht. 

Dies war zum einen Alfred Grob, der 
in der CSU-Fraktion den Arbeitskreis 
für Fragen des Öffentlichen Dienstes 
leitet und im Landtag als stellvertre-
tender Vorsitzender des Ausschusses 
für Fragen des öffentlichen Dienstes 
amtiert, und zum anderen Wolfgang 
Fackler, der von 2018 bis 2023 den 
Vorsitz im ÖD-Ausschuss innehatte 
und seither als Bürgerbeauftragter 
der Staatsregierung fungiert. 

Der bfg-Vorsitzende machte deut-
lich, dass bei den Beschäftigten nicht 
nur große Enttäuschung herrscht an-
gesichts der angekündigten Besol-
dungsverschiebung, sondern gera-
dezu Entsetzen. Entsetzen, weil die 
Beschäftigten seit einem Jahrzehnt 
in einer Krisensituation unter schwie-
rigen Bedingungen mit erheblichen 
Aufgabenzuwächsen arbeiten, dafür 
nie eine finanzielle Belobigung be-
kommen haben, jetzt aber als Erste 
bei Sparmaßnahmen dran glauben 
müssen. Entsetzen aber auch, weil 
es nur schwer erträglich ist, wie die 
Staatregierung die Einsparungen bei 
der Beamtenschaft öffentlich vor sich 
hertrage und sich gleichzeitig für Re-
kordausgaben in allen möglichen Be-
reichen lobe.

Wipijewski zeigte auf, dass in den 
letzten 10 bis 15 Jahren die Aufgaben 
in der Finanzverwaltung gewaltig zu-
genommen haben und faktisch mit 

der gleichen Personalausstattung be-
wältigt werden. Da schmerze es zu 
erleben, wie große Teile des Landtags 
populistischen Vorstellungen vom öf-
fentlichen Dienst und der Beamten-
schaft nachhängen. „Viele tun so, als 
seien wir irgendwelche Dödel – aber 
wir haben uns nach guten Schul- und 
Studienabschlüssen nach der verfas-
sungsrechtlichen Bestenauslese für 
unsere Aufgaben qualifiziert. Und ge-
rade in der Finanz und der IT könnten 
die meisten von uns in der Privatwirt-
schaft viele zehntausend Euro mehr 
verdienen,“ so der bfg-Vorsitzende.

Die beiden Abgeordneten bestä-
tigten, dass es bei Vielen erhebliche 
Ressentiments gebe und ein Beitrag 
der Beamtenschaft zum Haushalt 
gefordert wurde. Ihnen sei aber klar, 
dass es damit jetzt auch gut sein müs-
se. Denn man brauche einen starken 
öffentlichen Dienst, auf den man in 
Bayern nicht zu Unrecht so stolz sei. 
Im Übrigen sei die CSU die Partei in 
Bund und Land, die für den Erhalt des 
Berufsbeamtentums ohne Wenn und 
Aber eintrete. Man solle sich von den 
Anträgen der Opposition in Sachen 
Besoldung nicht täuschen lassen.

Der bfg-Vorsitzende machte wei-
ter deutlich, für wie ernst er die Ent-
wicklung halte. Die Enttäuschung der 
Kolleginnen und Kollegen über diese 
ungerechte und als völlig populistisch 
empfundene Behandlung sei so groß, 
dass man befürchten müsse, es kom-

me zu einem Rückzug der Beamtin-
nen und Beamten ins Private, woge-
gen sich bisher sehr viele vehement 
für diesen Staat und die gesellschaft-
liche Mitte eingesetzt haben. Die Fol-
gen eines solchen Rückzugs werden 
sehr viel drastischer sein, als wenn 
der eine oder andere künftig ins ex-
treme Lager wechseln würde. Denn 
mit einem solchen Rückzug fallen die 
Multiplikatoren für eine vernünftige 
maßvolle Politik der Mitte weg. Der 
Schaden wird zunächst die CSU tref-
fen, mittelfristig aber alle Parteien der 
Mitte. Die CSU sollte aus den Nieder-
lagen bei den Stichwahlen zu Ober-
bürgermeister- und Landratswahlen 
eigentlich schnellstens lernen, denn 
mit Unterstützung der Beamten-
schaft hätte sie mindestens ein hal-
bes Dutzend dieser Wahlen nicht ver-
loren.

Wipijewski prophezeite: wenn 
das Berufsbeamtentum untergeht 
– rechtlich-tatsächlich oder auch nur 
faktisch-qualitativ – dann werde auch 
die politische Mitte untergehen … 
Man sitze im gleichen Boot.

Deshalb müsse es jetzt auch darum 
gehen, wieder zueinander zu finden. 
In diesem Punkt jedenfalls waren sich 
die Gesprächspartner einig. Wipijew-
ski betonte weiter, dass bei der Be-
soldung immer noch Kompromisse 
denkbar seien. Zudem biete auch die 
Entlastungsprämie eine Möglichkeit 
zur Kompensation.

Besoldungsanpassung & Berufsbeamtentum 
Im Gespräch mit den Abgeordneten Alfred Grob und Wolfgang Fackler
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Eingabe der Bayerischen Finanzgewerkschaft bfg zum Gesetzentwurf Eingabe der Bayerischen Finanzgewerkschaft bfg zum Gesetzentwurf 
der Staatsregierung zur Anpassung der Bezüge 2026/2027/2028der Staatsregierung zur Anpassung der Bezüge 2026/2027/2028

des Bayerischen Landtags als Besoldungsgesetzgeber entge-
gen dem Entwurf der Staatsregierung die Beamtenbezüge im 
Gleichklang mit dem Tarifergebnis anzupassen. 

Denn die Begründungen für eine Verzögerung, die die Vertre-
ter der Staatsregierung seit November 2025 vorgebracht ha-
ben, weist die Bayerische Finanzgewerkschaft zurück!

Begründung 1: Ausgeglichener Haushalt
Nur mit der Einsparung von 600 bis 700 Millionen in der Be-

amtenbesoldung sei ein ausgeglichener Haushalt herzustellen, 
so zusammengefasst die Aussagen. Die bfg hält dem nicht nur 
entgegen, dass dafür auch andere Maßnahmen möglich ge-
wesen wären, sondern vor allem, dass der vorgelegte Entwurf 
für die Bezügeanpassung mit seinen veranschlagten Mehraus-
gaben von 172,5 Mio. Euro für 2026 und 858,8 Mio. Euro für 
2027 (je gegenüber dem Ansatz für 2025) deutlich hinter den 
Ansätzen im Doppelhaushalt zurückbleibt! – Dies ist auch nicht 
verwunderlich, wurden die Ansätze doch in Unkenntnis des 
Tarifabschlusses, ja sogar in Unkenntnis der Tarifforderungen 
erstellt; quasi eine Gleichung mit mehreren Unbekannten.

So weist der beschlossene Doppelhaushalt in der Summe 
der Gruppennummern 422 und 432 in der Summe Bezüge 
für Beamte, Richter und Versorgungsempfänger von 23.321,5 
Mio. Euro auf und damit 929,4 Mio. Euro mehr als für 2025 
im Haushalt veranschlagt. Für das Jahr 2027 ergeben sich 
23.795,8 Mio. Euro und damit 1.403,7 Mio. mehr gegenüber 
2025. Die Differenz zwischen den Ansätzen im gerade be-
schlossenen Doppelhaushalt und den Werten des Bezügean-
passungsgesetzes liegen damit für das Jahr 2026 bei 756,9 
Mio. Euro und für das Jahr 2027 bei 544,9 Mio. Euro! 

Selbst wenn man eine gewisse Steigerung des Personal-Ist 
annimmt (in der Finanz und anderswo sind wir aber auf ab-
steigendem Ast!) bieten die Ansätze im Doppelhaushalts ge-
nügend Spielraum für eine Anpassung der Beamtenbesoldung 
im zeitlichen Gleichklang mit dem Tarifergebnis, zumal sich im 
Vollzug des Haushaltsjahres 2025 mit den um 4 Mrd. Euro er-
höhten Erbschaftsteuereinnahmen allein hieraus eine für den 
Nachtragshaushalt 2027 zur Verfügung stehende Rücklage in 
Höhe von 1,6 Mrd. Euro ergeben dürfte.

Begründung 2: Auch die Beamten müssen 
einen Beitrag leisten

Auf die Gegenfrage an Vertreter der Staatsregierung und der 
Regierungsfraktionen, wer denn auch einen Beitrag leisten 
müsse, haben wir zur Antwort bekommen, die Familien, denen 
das Familiengeld gestrichen werde (tatsächlich umgewidmet).

Zum Familiengeld stellt die bfg fest: der Freistaat Bayern hat 
es vor wenigen Jahren zusätzlich eingeführt. Die Beweggrün-
de seien dahin gestellt … Wenn man es jetzt streicht oder die 
Mittel direkt für die Betreuung der Kinder verwendet, ist das 
etwas anderes, als wenn man der Beamtenschaft das vorent-
hält, was man von einem guten Arbeitgeber erwarten kann: 

Grundlage für Bezügeanpassung:
Der TV-L-Abschluss
Seitdem vor rund zwei Jahrzehnten die Zuständigkeiten über 
die Regelung beamtenrechtlicher Fragen weitgehend auf die 
Länder übergegangen sind, folgt die Anpassung der Bezüge 
für die Beamtenschaft in Bayern regelmäßig auf den Abschluss 
der Verhandlungen über den Tarifvertrag für die Beschäftig-
ten der Länder (TV-L). Dieser Abschluss erfolgte am 14. Feb-
ruar 2026 und sieht bei einer Laufzeit von 27 Monaten vom 
1.11.2025 bis zum 28.2.2028 insbesondere lineare Erhöhungen 
der Entgelte zum 1.4.2026 i.H.v. 2,8 %, zum 1.3.2027 i.H.v. 2,0 
% und zum 1.1.2028 i.H.v. 1,0 % vor.

Traditionell erfolgt nach dem Tarifabschluss eine mediale 
Reaktion der Bayerischen Staatsregierung hinsichtlich der 
entsprechenden Anpassung der Bezüge für die Beamtinnen, 
Beamten und Ruhegehaltsempfänger in Bayern. – Nicht so in 
dieser Einkommensrunde!

Vorab-Positionierung der Staatsregierung
Dieses Mal erklärte der Bayerische Ministerpräsident bereits 

am 11. November 2025 nach Abschluss der Kabinettsklausur 
zum anstehenden Doppelhaushalt 2026/2027, man werde die 
Ergebnisse der bevorstehenden Tarifverhandlungen für die 
Beschäftigten der Länder in den Jahren 2026 und 2027 nur 
mit einer Verzögerung von jeweils sechs Monaten auf den Be-
amtenbereich übertragen. Diese Ankündigung erfolgte, als die 
Gewerkschaften noch nicht einmal ihre Forderungen für die be-
vorstehende Tarifrunde bekanntgegeben hatten. Dies erfolgte 
dann am 17. November. Die Tarifverhandlungen begannen am 
3. Dezember 2025.

Ministerpräsident Söder hat in seiner Öffentlichkeitsarbeit 
hinsichtlich des Doppelhaushalts von 2 Mrd. Einsparung „beim 
Staat“ gesprochen und Rekordausgaben in vielen Bereichen 
herausgestellt. Finanzminister Füracker und andere Mitglieder 
der Regierungskoalition haben darauf verwiesen, dass nur mit 
dieser Einsparung bei der Besoldung – später war dann von 
einem Umfang von 600 Mio. die Rede – ein ausgeglichener 
Haushalt zu erstellen sei. 

DHH und Bezügeanpassungsgesetz
Entsprechend diesen Ankündigungen wurde seitens der 

Bayerischen Staatsregierung der Doppelhaushalt 2026/2027 
erstellt und Ende April vom Bayerischen Landtag verabschie-
det. Auch der vorgelegte Entwurf eines Gesetzes zur Anpas-
sung der Bezüge folgt der Ankündigung vom Herbst und sieht 
eine um zweimal 6 Monate verzögerte Anpassung der Bezüge 
erst zum 1. Oktober 2026 und zum 1. September 2027 vor.

bfg fordert Gleichklang mit Tarifergebnis 
und weist Begründung der Staatsregierung 
zurück

Die Bayerische Finanzgewerkschaft bittet die Abgeordneten 

EINGABE ZUR BESOLDUNGSANPASSUNG 
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dass er nämlich seinen Beschäftigten die tariflich vereinbarte 
Gehaltserhöhung zukommen lässt. Denn die Beamtenschaft 
hatte zuvor nichts zusätzlich erhalten!

Und: Von der Streichung des Familiengeldes sind die Famili-
en der Beamtinnen und Beamten in gleicher Weise betroffen!

Begründung 3: Wir müssen sogar fast alle 
Rücklagen auflösen

Als Sparbeitrag der Allgemeinheit wurde uns das Erforder-
nis genannt, 5,2 Mrd. Euro den Rücklagen zu entnehmen. 
Diesen Aspekt kann man allerdings auch etwas anders be-
trachten:

Die tatsächliche Personalausstattung der verschiedenen 
Bereiche des Öffentlichen Dienstes beim Freistaat Bayern ist 
seit Jahren so weit hinter den im Haushalt bewilligten Mitteln 
und Stellenansätzen zurückgeblieben, dass Jahr für Jahr Mit-
tel in erheblicher Größenordnung den Rücklagen zugeführt 
werden konnten bzw. mussten. Allein in den letzten 10 Haus-
haltsjahren (2015-2024) machen diese bei den Personalaus-
gaben eingesparten Mittel 5.634,6 Mio. Euro – oder griffiger: 
mehr als 5,6 Mrd. Euro!

Diese 5,6 Mrd. Euro spiegeln letztlich pekuniär das wider, 
was die vorhandenen Beschäftigten in 10 Jahren für die nicht 
vorhandenen „Kolleginnen und Kollegen“ mitgearbeitet ha-
ben, ohne dafür einen finanziellen Ausgleich zu erhalten!

Und dafür soll ihnen jetzt auch noch die Bezügeanpassung 
vorenthalten werden?

Begründung 4: Zahlreiche Verbesserungen 
der letzten Jahre 

Von diesen zahlreichen Verbesserungen ist uns nichts be-
kannt!

Betrachtet man die letzten 10 bis 15 Jahre, stellt die bfg 
fest, dass die Tarifergebnisse auf die Beamtenschaft übertra-
gen worden sind. Das sollte eine Selbstverständlichkeit sein, 
oder etwa nicht? Die bfg stellt weiter fest, dass der Bayeri-
sche Landtag beschlossen hat, die Besoldung der Grund- und 
Mittelschullehrer nach A 13 anzuheben. Davon profitiert au-
ßer den betroffenen Lehrern niemand. Im Gegenteil: diese 
Maßnahme hat das Besoldungsgefüge im öffentlichen Dienst 
durcheinandergebracht und für viel Ärger gesorgt.  

Die Besoldungsreform des Jahres 2023 war zwingend er-
forderlich, um den verfassungsrechtlichen Vorgaben der Karls-
ruher Richter in den Entscheidungen vom Mai 2020 gerecht 
zu werden. Dabei erfolgte die Anpassung der Besoldungsta-
belle auf absolutem Mindestmaß! Dabei ergaben sich zwar 
Verbesserungen für Familien mit Kindern insbesondere im 
großstädtischen Bereich, diese wurden und werden aber zum 
Teil gegenfinanziert durch Verschlechterungen bei anderen 
Personengruppen und durch faktische zeitliche Befristungen! 
Und vor allem: eine Verfassungsmäßigkeit dieser Regelungen 
war schon damals nur dann gegeben, wenn der Ansatz des 
Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen und für Heimat 
von Karlsruhe akzeptiert wird, dass nämlich der Besoldung 
ein fiktives Partnereinkommen zugrunde gelegt wird. – Dies 

bedeutet, dass, gleich, ob der Partner/die Partnerin des Beam-
ten etwas verdient und ggf. wieviel, schon damals unterstellt 
wurde, es seien brutto mindestens rund 20.000 Euro im Jahr. 
Damit ist Bayern bis heute das Bundesland, das den höchsten 
Partnerverdienst unterstellt und dabei zudem keine Ausnah-
men vorsieht!

Wenn diese Fiktion der Bayerischen Staatregierung vor 
dem Bundesverfassungsgericht (insbesondere auch wegen 
der Höhe und der Ausnahmslosigkeit) nicht standhält, hat 
Bayern mindestens seit 2023 eine verfassungswidrig zu nied-
rige Besoldung. Mit der jüngsten Karlsruher Entscheidung 
vom September 2025 haben sich die Verhältnisse tendenziell 
noch verschärft.

Die Zeiten, da Bayern den anderen Bundesländern in der 
Bezahlung seiner Beamten voraus war und mit der Frage der 
Verfassungsmäßigkeit der Alimentation nichts zu schaffen 
hatte, sind längst vorbei. Dass sich die Gesetzesbegründung 
zu diesem Entwurf allein darauf stützt, es ergebe sich nach 
den Berechnungen des Finanzministeriums (!) keine Verfas-
sungswidrigkeit, macht einen stolzen bayerischen Beamten 
sprachlos!

Der Freistaat Bayern ist das mit Abstand reichste Bundes-
land, ist das Bundesland, in dem 95 % aller Menschen leben, 
die unter den Mietpreisen der Mietstufe VII leiden; Bayern ist 
zusammen mit Baden-Württemberg und Hessen das Land 
mit den höchsten Durchschnittsgehältern im Land und hat mit 
seiner Hauptstadt München die teuerste Stadt Deutschlands, 
in der die Durchschnittsmiete für eine 90 m2-Wohnung 700 
Euro mtl. höher liegt als in der zweitteuersten Stadt Frankfurt 
am Main. Dieser Freistaat Bayern besoldet seine Beamten-
schaft nun so, dass es – falls die Fiktionen des Finanzminis-
teriums halten – gerade noch so den Mindestanforderungen 
des Bundesverfassungsgerichts entspricht!

Der öffentliche Dienst und die Finanzver-
waltung in Bayern – einige Fakten
•	 Die Einstellung der Beamtinnen und Beamten erfolgt mit 

Verfassungsrang im Wege der Bestenauslese!
•	 Sowohl im mit Abstand größten Personalkörper, dem Schul-

bereich, wie auch in der Finanzverwaltung herrschen Per-
sonalnot. 

•	 So ist es in den zurückliegenden Jahren nicht gelungen, die 
benötigten Nachwuchskräfte für die Einstellung zur Ausbil-
dung in der QE 2 und zum Studium in der QE 3 zu gewin-
nen. Auch für die QE 4 mussten die Mindestanforderungen 
gesenkt werden.

•	 Die mediale Diskussion um eine ausufernde Bürokra-
tie geht an den Verhältnissen im staatlichen Bereich im 
Freistaat Bayern vorbei. – Wo im Bund und im kommu-
nalen Bereich aus den unterschiedlichsten Gründen die 
Verwaltungen erheblich ausgebaut worden sind, kann 
davon beim Freistaat überhaupt nicht die Rede sein: 
Zwar wurden durch den Bayerischen Landtag in den vergan-
genen 15 Jahren 48.000 neue Stellen für Beamte, Richter 
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und Arbeitnehmer geschaffen, diese entfallen aber nahezu 
vollständig auf die Bereiche Bildung, Wissenschaft und Si-
cherheit. Die Zahl der Haushaltsstellen im Bereich der Ver-
waltungen ist in diesem Zeitraum praktisch unverändert 
geblieben, obwohl die Einwohnerzahl Bayerns in diesem 
Zeitraum um nahezu 1 Mio. zugenommen hat.

•	 Nachdem der Oberste Rechnungshof 2012 auf der Basis 
der Zahlen des Jahres 2010 festgestellt hatte, dass es mit 
der misslichen Personalausstattung der Finanzämter so 
nicht mehr weitergehen dürfe, lässt sich heute sagen: die 
Zahl der Beamten und Arbeitnehmer liegt heute um weni-
ger als 500 über dem damaligen Niedrigststand, was einem 
Plus von 3 % entspricht. Im gleichen Zeitraum hat sich die 
Zahl der Steuerfälle – ohne die Grundsteuerreform – um 
etwa 40 % erhöht. Zusätzlich musste mit der Grundsteuer-
reform eine Jahrhundertmaßnahme bewältigt werden und 
die Corona-Pandemie hat durch Gesetzesänderungen zu ei-
nem bis heute zusätzlichen Arbeitsaufwand geführt.

•	 Ähnliche Entwicklungen ließen sich auch für den Bereich 
der Staatsfinanz und der IT darstellen. 

•	 Die Beschäftigten in diesen Bereichen stehen in direkter 
Konkurrenz zur Privatwirtschaft. Sie sind als Steuer-, Finanz- 
und IT-Experten auch außerhalb des Öffentlichen Dienstes 
äußerst begehrt! Junge Betriebsprüfer werden Jahr für 
Jahr beispielsweise mit Anfangsgehältern abgeworben, die 
beim Dreifachen ihrer Oberinspektorenbezüge liegen.   

•	 Die Personalkostenquote im Staatshaushalt ist heute niedri-
ger als vor 15 Jahren. – Sie ist mit 39 % nur aus zwei Grün-
den überhaupt so relativ hoch: zum einen, weil der Frei-
staat im Vergleich zu den anderen Bundesländern nahezu 
keinen Schuldendienst hat. Hätten wir auch nur die Hälfte 
der Schuldenneuaufnahme von NRW, wäre unsere Perso-
nalkostenquote um einen Prozentpunkt niedriger. Und: der 
Freistaat Bayern hat sich eben diese zusätzlichen 48.000 
Beamten-, Arbeitnehmer- und Richterstellen geleistet. 

•	 Die Besoldungsentwicklung der bayerischen Beamten-
schaft ist in den vergangenen 15 Jahren deutlich hinter der 
Entwicklung des Haushaltsvolumens zurückgeblieben. 

•	 Die Besoldungsentwicklung in Bayern hat seit 1996 noch 
nicht einmal mit der Entwicklung des Nominallohnindexes 
Schritt gehalten. 

•	 Die Begründung zu diesem Gesetzentwurf zeigt, dass in 
Teilbereichen der Besoldung in Bayern weitere Vorgaben 
des Bundesverfassungsgerichts nicht erfüllt sind!

•	 Die Beamtenschaft leidet seit einem Jahrzehnt unter ex-
orbitanten Beitragsanhebungen der Privaten Krankenversi-
cherer. So wurden bei vielen Beamten in den letzten Jahren 
die Besoldungserhöhungen weitgehend durch die Steige-
rungen der Krankenversicherungsbeiträge aufgezehrt. Auch 
daher gibt es keine Veranlassung für eine Verzögerung der 
Besoldungsanpassung.

•	 Im Fokus der Öffentlichkeit stehen regelmäßig auch unse-
re Beamtinnen und Beamten im Ruhestand. Auch zu ihnen 

und den Rentnerinnen und Rentnern einige Zahlen. Wäh-
rend von 2015 bis 2025 die gesetzlichen Altersrenten West 
um 42,5 % gestiegen sind, waren es bei Besoldung und 
Ruhegehalt nur 34,1 % (in A 11; darunter etwas mehr, da-
rüber weniger). Jetzt wurde beschlossen, die gesetzliche 
Rente zum 1. Juli 2026 um 4,24 % zu erhöhen – auf die 
Anpassung ihrer Ruhegehälter um 2,82 % müssen die Kol-
leginnen und Kollegen nach diesem Entwurf bis 1. Oktober 
2026 warten.

•	 Ein Blick noch zu den Steuereinnahmen. Die sind in Bay-
ern – gleich welchen Zeitraum man nimmt – weitaus stär-
ker gestiegen als die Personalausgaben, vom Vergleich mit 
den Bezügeanpassungen ganz zu schweigen. Beispiels-
weise sind die Steuereinnahmen in Bayern (Gemeinschaft- 
und Landessteuern) zwischen dem 1.1.2015 und dem 
31.12.2025 um mehr als 66 % gestiegen! Zur Erinnerung: 
die Besoldung in A 11 um 34 %. Auch im Vergleich zum Vor-
Corona-Jahr 2019 steht bei den Steuereinnahmen in Bayern 
ein Plus von 28 %!

Fazit der bfg
Der Tarifabschluss zum TV-L am 14. Februar diesen Jahres 

war zum wiederholten Mal hinter dem Abschluss zum TVöD 
zurückgeblieben, obwohl doch die Kommunen so klamm 
sind, wie man gemeinhin sagt … Mit dieser besseren Bezah-
lung schnappen sie uns aber gerade im Bereich der einfachen 
Tätigkeiten Personal weg, etwa im Bereich der Schlösserver-
waltung oder, wenn wir für die Scanstellen Personal suchen. 
Aber darum soll es jetzt nicht gehen.

Vielmehr stellt die bfg fest, dass wir mit dem Verhandlungs-
ergebnis vom 14. Februar einen Tarifabschluss haben, der so 
„maßvoll“ ist mit seinen drei Erhöhungen um 2,8 %, 2,0 % 
und 1,0 % in 27 Monaten, dass sich für die Beschäftigten die 
Frage stellt: und das will der Freistaat Bayern seiner Beamten-
schaft jetzt auch noch zweimal sechs Monate vorenthalten? 
Der Freistaat Bayern als das mit Abstand finanzstärkste Bun-
desland! 

Gerade angesichts der fünf „Leermonate“ vom 1.11.2025 
bis 30.03.2026 und der weiteren Erhöhung erst 16 Monate 
nach Laufzeitbeginn am 01.03.2027 stellt sich doch die Frage, 
ob damit den Sparbemühungen der Bayerischen Staatsregie-
rung nicht Genüge getan ist! Den Beweis, dass man es so 
bewerten kann, haben wir weiter oben geführt.

Die Bayerische Finanzgewerkschaft bittet die Abgeordne-
ten des Bayerischen Landtags daher, den vorliegenden Ent-
wurf eines Gesetzes zur Anpassung der Beamtenbezüge 
nachzubessern und auf eine zweimal sechsmonatige Verzö-
gerung der Anpassung der Beamtenbesoldung gegenüber 
dem Tarifabschluss zu verzichten! 

Die bfg hat dargelegt, dass die Arbeitsbelastung, die Per-
sonallage und die Besoldungsentwicklung der letzten Jahre 
eine solche Verbesserung durch Sie als Besoldungsgesetzge-
ber rechtfertigen.

Vielen Dank!
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Im März hatten wir den bundes-
staatlichen Finanzausgleich, wie 
der Länderfinanzausgleich heute 
eigentlich zutreffend heißt, in den 

Mittelpunkt der bfg-Zeitung gestellt. 
Im Titel fragten wir, „Lähmt er unser 
Land?“ – und die Antwort, die sich 
jeder selbst darauf geben musste, 
konnte eigentlich nur lauten: Ja, da-
von muss man ausgehen! In seiner 
Seite 3 führte der bfg-Vorsitzende 
damals dann gleichsam den Beweis, 
indem er sich mit den hintersten Plät-
zen Bayerns im Ländervergleich der 
Personalausstattung der Finanzämter 
beschäftigte. Daraufhin lud der SPD-
Fraktionsvorsitzende im Bayerischen 
Landtag, Holger Grießhammer, den 
bfg-Vorsitzenden zu einem Austausch 
über dieses Thema in das Forum III 
seiner Fraktion, das sich mit Fragen 
von „Demokratie, Staat und Kommu-
ne“ beschäftigt.

Auch wenn die SPD-Mitarbeiter in 
Vorbereitung der Gesprächsrunde 
ein umfangreiches Briefing mit den 
rechtlichen Grundlagen und Wirkme-
chanismen des Finanzausgleichs, 
der bayerischen Normenkontrollkla-
ge sowie der Darstellung und Positi-
onierung der bfg erstellt hatten, war 
es zunächst am bfg-Vorsitzenden, die 
Position seiner Gewerkschaft darzu-
stellen. Er machte dabei deutlich, 
dass die Vertreter der Bayerischen 
Staatsregierung regelmäßig nicht 
über ein Klagen über eine zu starke 
Inanspruchnahme Bayerns hinauskä-
men. 

Klagen allein ist zu wenig!
Dies sei bei 11,7 Mrd. und 58 % am 

Ausgleichssystem zwar verständlich, 
bringe die Diskussion aber nicht vor-
an. Die bfg gehe deshalb weiter und 
habe sich gefragt, welche Auswirkun-
gen dieses System eigentlich auf die 
Länder habe, wenn von zusätzlichen 
Steuereinnahmen nur ein sehr kleiner 
Teil im Land verbleibe. Denn die Wir-
kung auf die einzelnen Länder gehe ja 
weit über die medial bekannte dritte 
Stufe des Finanzausgleichs hinaus, 
der aber allein schon für diesen (zu-
sätzlichen) Abfluss von 11,7 Mrd. aus 
Bayern verantwortlich ist. So verblei-
ben einem Geberland bei Mehrein-
nahmen bei einer Landessteuer zwar 
immerhin 37 %, bei Gemeinschaft-
steuern sei dieser Anteil aber durch 
die Verteilungsmechanismen auf an-
deren Ebenen noch viel geringer! 

Kein Anreiz für die Länder
Die Folge sei damit doch, dass sich 

die Führung jedes Landes zwar über 
höhere Steuereinnahmen freue, auch 
wenn davon vielleicht nur 15 % im 
Land verbleiben, ein Anreiz in den 
Steuervollzug zu investieren, bestehe 
damit aber nicht! Denn die Kosten da-
für verblieben ja zu 100 % beim sich 
engagierenden Bundesland! 

Dass hier viel im Argen liegt, zeigen 
die regelmäßig hintersten Plätze Bay-
erns im Personalranking. Wipijewski 
sagte aber auch deutlich, dass sich 
auch andere Bundesländer kaum 
stärker engagierten. Erst kürzlich hat-
te die EU-Kommission die in Deutsch-
land hinterzogene Umsatzsteuer auf 
31 Mrd. Euro pro Jahr beziffert. Und 
das ist nur die Umsatzsteuer … 

Halbleib bestätigt 
unbefriedigende Lage

Haushaltexperte Volkmar Halbleib 
skizzierte sodann die Inhalte des Nor-
menkontrollantrags Bayerns vor dem 
Bundesverfassungsgericht. Er halte 
die Klage gegen die pauschale Be-
rücksichtigung der Grunderwerbsteu-
er für bedeutend, weil es hier um viel 
Geld gehe, das tatsächlich in Bayern 
aufgrund der niedrigen Steuersätze 
nie vereinnahmt worden sei. Die Ein-
wohnerveredelung, die die Stadtstaa-
ten massiv begünstige, gehöre für ihn 
nicht in den Ausgleich zwischen den 
Bundesländern. Halbleib bekannte 
sich zum Finanzausgleich, verlangte 
aber, dass dieser funktionieren müs-
se, wovon aber kaum mehr die Rede 
sein könne, wenn Bayern mit 58 % 
allein mehr als die Hälfte beisteuere.

bfg-Vorschlag eines Anreiz-
systems

Halbleib wies darauf hin, dass noch 

im laufenden Jahr mit einer Ent-
scheidung durch Karlsruhe zu rech-
nen sei.  Er plädierte wie die bfg für 
eine Schaffung einer Anreizstruktur, 
damit es sich für Nehmer- wie für 
Geberländer lohne, in den Vollzug 
von Steuergesetzen zu investieren. 
Die bfg hatte hierzu vorgeschlagen, 
Steuermehreinnahmen, die sich aus 
der Arbeit der Steuerverwaltung 
ergeben, nicht dem Finanzkraftaus-
gleich zu unterwerfen! 

Es geht um wichtige
Investitionen!

Der bfg-Vorsitzende sagte, jedes 
Land müsste eigentlich dankbar 
sein, wenn es solche Anreize be-
käme und sich selber damit etwas 
zusätzlich erarbeiten könnte, was im 
Ausgleichssystem nicht sofort wie-
der gegengerechnet würde. Und bei 
alledem gehe es ja nicht um eine 
Erhöhung von Steuern oder die Aus-
weitung staatlicher Kompetenzen, 
sondern schlicht um einen Anreiz für 
die Länder, die Steuergesetze, die in 
Berlin beschlossen werden, auch 
nach Kräften zu vollziehen. Kommt 
dabei mehr Geld herein, können 
Steuern gesenkt oder Investitionen 
in Infrastruktur, Bildung oder Sicher-
heit erhöht werden!

In die anschließende Diskussion 
brachten sich neben dem Fraktions-
vorsitzenden auch die anwesenden 
Abgeordneten Volkmar Halbleib, 
Harry Scheuenstuhl, Christiane 
Feichtmeier, Horst Arnold und ihre 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
ein. Fraktionsvorsitzender Holger 
Grießhammer bedankte sich bei 
der bfg für die Anregungen und ver-
sprach, dieses Thema in Berlin anzu-
stoßen.

Bundesstaatlicher Finanzausgleich 
Wipijewski zu Gast bei SPD-Landtagsfraktion

GESPRÄCH MIT DER SPD-LANDTAGSFRAKTION
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Bundesstaatlicher Finanzausgleich 
Wipijewski zu Gast bei SPD-Landtagsfraktion

VERFASSUNGSMÄSSIGKEIT DER BEAMTENBESOLDUNG

Das Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) hatte im vergangenen 
Herbst wieder einmal über die 
Verfassungsmäßigkeit der Be-
amtenbesoldung zu entscheiden. 
Dabei ging es dieses Mal um die 
Besoldung der Beamten der Be-
soldungsordnung A in Berlin, und 
zwar über die Jahre 2008 bis 2020 
(Beschluss vom 17. September 
2025, 2 BvL 5/18 u.a.). Die Karls-
ruher Richter haben dabei neue 
Parameter für die Beurteilung der 
Verfassungsmäßigkeit der Besol-
dungshöhe aufgestellt. Aussagen 
zur Frage der Berücksichtigung 
eines Partnereinkommens haben 
sie nicht gemacht.

bfg und BBB haben in den vergan-
genen Monaten wiederholt über die-
se Entscheidung und die möglichen 
Folgen berichtet und Mitte Dezember 
2025 auch die Frage einer möglichen 
Erhebung von Widersprüchen aufge-
worfen; denn, wer seine Besoldung 
für ein Jahr für verfassungswidrig 
hält, muss dies bis zum Jahresende 
geltend machen … Insgesamt rund 
65.000 Beamtinnen und Beamte ha-
ben Widerspruch gegen ihre Besol-
dung 2025 erhoben. – Damit stellt 
sich jetzt die Frage, wie es weiterge-
hen kann.

Nachdem das Finanzministerium 
anders als nach den Karlsruher Ent-
scheidungen des Jahres 2020 nicht 
bereit ist, aufgrund der neuen Recht-
sprechung auf die Einrede der Verjäh-
rung zu verzichten, müssen sich die 
Beamtinnen und Beamten nunmehr 
entscheiden, ob sie gegen ihre Besol-
dung Widerspruch erheben und nach 
einer negativen Verbescheidung den 
Klageweg beschreiten.

Die Widersprüche für das Jahr 2025 
will das Finanzministerium bzw. das 
LfF Mitte des Jahres verbescheiden, 
sobald die Werte des Statistischen 
Bundesamts für das Vorjahr vorlie-
gen. Nach allen bisherigen Aussagen 
hält das Bayerische Staatsministeri-

um der Finanzen und für Heimat die 
Beamtenalimentation im Freistaat für 
verfassungskonform, so dass man 
von einer negativen Verbescheidung 
der Widersprüche ausgehen muss.

Mit dem Ergehen eines negativen 
Widerspruchsbescheids bleibt ein 
Monat zur Klageerhebung beim Ver-
waltungsgericht. Das ist ohne Rechts-
anwalt möglich. Der BBB hat hierzu 
ein Musterschreiben erstellt, das den 
bfg-Ortsverbänden zur Weitergabe an 
seine Mitglieder zur Verfügung steht. 
Eine Rechtsschutzgewährung über 
bfg/BBB/dbb ist angesichts der Viel-
zahl der Fälle ausgeschlossen.

Popularklage 
Der BBB wird die aufgeworfenen 

Fragen im Rahmen einer Popular-
klage klären lassen. Wer allerdings 
sicher sein will, dass ihm bis zur 
Klärung (und das kann dauern) kei-
ne Ansprüche verloren gehen, muss 
selbst tätig werden und nach einem 
negativen Widerspruchsbescheid Kla-
ge erheben. 

Wie geht es dann weiter? 
Bei der Klageerhebung fällt zu-

nächst ein Gerichtskostenvorschuss 
in Höhe von rund 500 Euro an. Gleich-
zeitig wird in den Musterschreiben 
auf die demnächst anhängige Popu-
larklage verwiesen, was es den Ge-
richten erlauben würde, die dortige 
Klärung abzuwarten. Ob ein Richter 
oder die Richter dazu bereit sind, 
kann nicht abgeschätzt werden (Rich-
terliche Unabhängigkeit). 

Wie sehen die Erfolgsaus-
sichten einer Klage aus? 

Das ist schwierig zu sagen. Die 
vom Bundesverfassungsgericht im 
Herbst angestellten Berechnungen 
sind umfangreich und kompliziert. Sie 
berücksichtigen zahlreiche Faktoren, 
die immer erst im Laufe des Folge-
jahres veröffentlicht werden. Falls die 
2025er Entscheidung auch die Grund-
lage für die nächsten Entscheidungen 
bildet, wäre Folgendes zu prüfen:

Erreicht die Besoldung das von 

Karlsruhe im Herbst geforderte 
Mindestniveau? Falls nicht, läge un-
weigerlich ein Verstoß gegen das 
Alimentationsprinzip vor. Als die-
ses Mindestniveau hat das BVerfG 
im Herbst 80 % des Median-Äqui-
valenzeinkommens im jeweiligen 
Bundesland angesehen. In die Be-
rechnung sind zahlreiche Faktoren 
einzubeziehen. Soweit sich nicht 
bereits daraus eine Verfassungswid-
rigkeit ergibt, wird überprüft, ob die 
kontinuierliche Fortschreibung der 
Besoldung über die Jahre hinweg der 
Entwicklung der allgemeinen wirt-
schaftlichen und finanziellen Verhält-
nisse und des allgemeinen Lebens-
standards hinreichend Rechnung 
getragen wird. 

Partnereinkommen
Der Freistaat Bayern hält seine Be-

amtenbesoldung in der Höhe nicht 
zuletzt deshalb für verfassungskon-
form, weil er ein fiktives Partnerein-
kommen unterstellt. Er hält dies als 
Ausfluss der 2020er Entscheidungen 
für rechtens. Dass das BVerfG 2020 
die Tür für eine Berücksichtigung ei-
nes Partnereinkommens bewusst 
geöffnet hat, hat der damalige Be-
richterstatter im Senat, Prof. Dr. Peter 
Huber, gegenüber dem BBB-Vorstand 
bestätigt. Ob die bayerische Rege-
lung, die ein Bruttoeinkommen von 
rund 23.000 Euro unterstellt und kei-
ne Ausnahme vorsieht, verfassungs-
konform ist, bleibt dagegen bis zu ei-
ner Entscheidung in Karlsruhe unklar 
– auch deshalb, weil das BVerfG be-
reits 2025 Kuränderungen gegenüber 
2020 vorgenommen hat.  

Erfolgsaussichten?  
Unklar!

Eine Klage kann jedenfalls für 
umso aussichtsreicher gelten, je 
geringer die Besoldung und je ge-
ringer das tatsächliche Partner-
einkommen bei mindestens zwei 
Kindern. Wir bitten unsere Mitglie-
der sich über den Ortsverband wei-
ter auf dem Laufenden zu halten. 

Popularklage am Bayerischen Verfassungsgerichtshof in VorbereitungPopularklage am Bayerischen Verfassungsgerichtshof in Vorbereitung 

Wie steht es um die Verfassungsmäßigkeit  Wie steht es um die Verfassungsmäßigkeit  
der Besoldung in Bayern?der Besoldung in Bayern?
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SPIELBANKEN BAYERN

*  Sparen Sie 250 Euro im Schnitt 
durch unseren Versicherungs-Check. 
Alles zum HUK-Check jetzt unter huk.de/check

Mach den HUK-Check.

250 Euro
für dich!*

Mehr Infos unter
huk.de/gs/münchen
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ARBEITNEHMER UND bfg

… wir Netzwerker sind!
Wir sind in der Tarifkommission 

der Deutschen Steuer-Gewerkschaft 
mit einem Sitz vertreten. Dort findet 
ein Austausch mit den anderen Bun-
desländern statt. Das heißt, dass die 
bfg immer einen aktuellen Überblick 
hat, wie ähnliche Arbeitsbereiche und 
Eingruppierungen in anderen Ländern 
ausgestaltet und welche Entwick-
lungsmöglichkeiten im Tarifbereich 
geboten werden. Aufgrund der Nähe 
und Verbindungen zum Deutschen 
Beamtenbund werden auch die ent-
sprechenden Informationen und alle 
entscheidenden Entwicklungen für 
den Tarifbereich der Länder ausge-
tauscht. Durch unser Engagement 
in der Tarifkommission beim Bayeri-
schen Beamtenbund können wir uns 
direkt und konkret für unsere bayeri-
schen Tarifangelegenheiten einset-
zen. Die Etablierung der Leistungs-
prämie für Tarifbeschäftigte ist eines 
dieser Beispiele, bei denen wir erfolg-
reich waren. Unsere Anträge für den 
Tarifbereich sind beim Delegiertentag 
des Bayerischen Beamtenbundes alle 
angenommen worden. Jetzt gilt es, 
diese anzugehen! All das ist nur mög-
lich, wenn man gut vernetzt ist. Und 
das sind wir!
… wir für alle Beschäftigten 
eintreten!

Die fortschreitende Digitalisierung 
beeinflusst zunehmend sämtliche 
Arbeitsbereiche; deswegen wird sich 
auch unsere Arbeitswelt sukzessive 
verändern. Wichtig ist, sobald Tarif-
beschäftigte in Bereichen eingesetzt 
sind, in denen sich die Arbeitsweise 
und damit gegebenenfalls die über-
tragenen Tätigkeiten verändern, diese 
Veränderung auch hinsichtlich tarifli-
cher Eingruppierungen zu betrachten. 
Darauf haben wir ein Auge. 

Darüber hinaus setzen wir uns für 
Entwicklungsmöglichkeiten im Ta-
rifbereich ein. Die Qualifizierung im 
ehemaligen Arbeitnehmer- heutigem 

ÜVSt-Bereich war eine dieser Mög-
lichkeiten. Zudem haben wir erreicht, 
dass in der Geschäftsstelle, der Fi-
nanzkasse, der Vollstreckungsstelle 
und neu auch in der EDV-Betreuung 
mitunter auch Tarifbeschäftigte ein-
gesetzt oder sogar eingestellt wer-
den können! Auch im Landesamt für 
Steuern werden zunehmend immer 
wieder Tarifstellen ausgeschrieben. 
In den Bereichen des Landesamtes 
für Finanzen oder in der Schlösser-
verwaltung betrachten wir stets die 
Entwicklungen und stehen hier in ei-
nem guten Austausch. Qualifizierun-
gen und Verbesserungen zu fordern, 
Nachteile zu verhindern – dafür ste-
hen wir!
… wir beraten und infor-
mieren!

Nähe ist unsere Stärke! Unsere 
Personalräte sind rund um die Fragen 
aus dem Tarifbereich gut informiert. 
Mitglieder informieren wir exklusiv 
und aktuell über die bfg-Zeitung. Zu 
einzelnen Themen legen wir entspre-
chende Infos auf, die über die Mitglie-
der-App im „Kiosk“ jederzeit abrufbar 
sind. Nach der Tarifrunde versorgen 
wir unsere Mitglieder mit Entgelt-
tabellen und Informationen, um die 
finanzielle Entwicklung aufzuzeigen. 
Und wir beraten natürlich auch exklu-
siv unsere Mitglieder bei Einzelfragen 
im Weiteren durch Rechtsberatung 
oder gegebenenfalls vor Gericht über 
unser Dienstleistungszentrum im 
Dachverband des Deutschen Beam-
tenbundes und Tarifunion.
… gemeinsame Gremienar-
beit perfekt umsetzen

Wir sind als Tarifbeschäftigte von 
Haus aus in allen gewerkschaftlichen 
Gremien (Landesleitung, Bezirksvor-
stände, Landesvorstand) vertreten. 
Zusätzlich gibt es einen Arbeitskreis 
Tarif, der sich um sämtliche tarifli-
chen Belange annimmt. In den über-
örtlichen Personalratsgremien der 
Bezirkspersonalräte und auch beim 

Hauptpersonalrat sind unsere Spit-
zenkandidaten aus dem Tarifbereich 
etabliert. Dadurch ist eine gute Ver-
bindung zur Verwaltung gewährleis-
tet, die ein erfolgreiches Arbeiten 
möglich macht.
… wir immer dabei sind 
– Einkommensrunde 
2025/2026!

Wir sind uns dabei durchaus be-
wusst, dass die diesjährige Tarifrun-
de für den öffentlichen Dienst der 
Länder im Ergebnis enttäuscht. Doch 
nachdem die Arbeitgeber der TdL den 
Arbeitsvorgang zur Disposition ge-
stellt haben, bestand die realistische 
Gefahr, dass die gesamte Struktur der 
Entgeltordnung wegbricht. In Folge 
hätten viele Eingruppierungen nach 
unten korrigiert werden müssen. Das 
haben wir verhindert! Aber dieser Er-
folg hat einen wesentlichen Teil der 
Verhandlungsmasse gebunden, wo-
durch der Spielraum für die lineare 
Forderung stark eingeschränkt war. 
Daher resultierte aus den letzten Ver-
handlungen ein schmerzhafter Kom-
promiss. 
… die Statusgruppen Be-
amte und Tarifbeschäftigte 
zusammenhalten

Letztlich geht es immer um ver-
gleichbare Arbeitsbedingungen: für 
Tarifbeschäftigte ein gutes Ergebnis 
einzufahren und danach für die Be-
amtinnen und Beamte die zeit- und 
inhaltsgleiche Übernahme des Tarifer-
gebnisses zu erreichen Ohne dieses 
Zusammenhalten wäre ein Tarifergeb-
nis aber generell nicht zu erreichen. 
Wir brauchen dieses starke und ge-
meinsame Signal an den Arbeitgeber. 
Auch wenn sich die Staatsregierung 
dieses Mal nicht davon abbringen 
ließ, bei der Übertragung des Tarifer-
gebnisses den Zeitverzug von sechs 
Monaten zurückzunehmen. Beein-
druckend ist unser eigener „oranger 
Zug“ – dafür ein herzliches Danke an 
alle. 

Arbeitnehmer und bfg – eine starke Verbindung, weil ...Arbeitnehmer und bfg – eine starke Verbindung, weil ...

*  Sparen Sie 250 Euro im Schnitt 
durch unseren Versicherungs-Check. 
Alles zum HUK-Check jetzt unter huk.de/check

Mach den HUK-Check.

250 Euro
für dich!*

Mehr Infos unter
huk.de/gs/münchen
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bfg: Herr Herzog, mit welchen Er-
wartungen haben Sie damals Ihr Amt 
angetreten? Und welche haben sich 
über die Jahre erfüllt – und welche 
auch so gar nicht? 

Herzog: Eigentlich ohne große Er-
wartungen. Ich bin bewusst offen 
in das Amt gegangen und habe zu-
nächst abgewartet, was auf mich zu-
kommt. Sehr schnell wurde mir klar, 
wie breit das Aufgabenspektrum im 
LfF ist – und ich denke, ich habe mich 
gut eingefunden.

bfg: Vom Referatsleiter im Ministe-
rium zur Behördenleitung – war das 
eine große Umstellung für Sie?

Herzog: Es war eine völlig andere 
Aufgabe als die, die ich bisher ge-
wohnt war. Vom Referatsleiter im 
Ministerium mit etwa zehn Mitarbei-
tenden zur Leitung einer Behörde 
mit damals rund 2.500 Beschäftigten 
verteilt auf sieben Dienststellen. Ich 
wurde aber sehr offen aufgenommen 
und man hat “dem Neuen” geholfen, 
in die Arbeit reinzukommen und zu 
lernen, wo die Probleme sind. 

bfg: Wenn Sie jetzt auf die Amts-
zeit so zurückblicken, gab es einen 
Moment, der besonders prägend war 
bzw. der Ihnen in Erinnerung geblie-
ben ist?

Herzog: Einen Moment sicherlich 
nicht, besonders prägend war aber 
definitiv die Corona-Pandemie. Sie 
hat das Arbeiten im LfF nachhaltig 
verändert – vor allem durch den mas-

siven Schub in Richtung Telearbeit 
und Digitalisierung. Ich habe mir dazu 
ein paar Zahlen zum Vergleich ange-
sehen – und die sind wirklich beein-
druckend. 

bfg: Was sehen Sie rückblickend als 
die schwierigste Aufgabe an, die Sie 
in den doch 15 Jahren hatten? 

Herzog: Die schwierigsten Aufga-
ben waren sicherlich die Behörden-
verlagerungen über die Jahre. Das ist 
ja schon fast eine Daueraufgabe beim 
LfF. Manche Verlagerungen waren 
noch relativ “einfach” – besonders 
schwierig war aber die Verlagerung 
von München nach Weiden. Das war 
organisatorisch anspruchsvoll und für 
viele Beschäftigte auch persönlich 
eine sehr große Herausforderung.

bfg: Welche Entwicklungen haben 
das LfF am stärksten verändert?

Herzog: Ganz klar, die Digitalisie-
rung – da hat sich das LfF einfach ge-
waltig verändert. 

Ein Beispiel, das sich vielleicht je-
der gut vorstellen kann, ist die Bei-
hilfe. Früher wurden ausschließlich 
Papieranträge mit kopierten Belegen 
bearbeitet – alles händisch durch 
den Bearbeiter eingegeben. Seit der 
Einführung der computergestützten 
Rechnungsprüfung laufen diese Pro-
zesse mehr und mehr automatisiert. 
Der Sachbearbeiter prüft oft nur noch 
das Ergebnis. Diese Entwicklung hat 
sich durch viele Bereiche gezogen – 
elektronische Akten, automatisierte 

Prozesse, weniger Papier. Ohne die-
se Veränderungen hätten wir das ge-
stiegene Arbeitsvolumen aber auch 
nicht bewältigen können.

bfg: Sehen Sie da noch Potenzial – 
vielleicht auch, um den Beschäftigten 
Arbeit abnehmen zu können?

Herzog: Ja, sicher – die Dunkelver-
arbeitung wird massiv zunehmen. 
Das bedeutet, dass bei stattgeben-
den Entscheidungen überhaupt kein 
Mensch den Vorgang anschauen 
muss. Das ist, denke ich, noch einmal 
ein ganz großer Schritt, der auch viel 
Arbeitserleichterung bringen wird. 
Papier wird als Datenträger in den 
nächsten, sagen wir mal, zehn Jah-
ren, weitestgehend verschwinden, 
sodass fast alles elektronisch läuft. 

bfg: Die Digitalisierung sorgt na-
türlich für Erleichterungen. Dennoch 
ist es so, dass die Kolleginnen und 
Kollegen mit einer starken Arbeitsbe-
lastung zu kämpfen haben. Die Digi-
talisierung nimmt den Beschäftigten 
ja nicht einfach alles ab. Wie geht das 
LfF mit der teilweise sehr starken Ar-
beitsbelastung in den einzelnen Berei-
chen um?

Herzog: Wir bemühen uns, die Ar-
beit möglichst gerecht zu verteilen 
und gleichzeitig für bessere Perso-
nalausstattung und IT-Unterstützung 
zu kämpfen. Wenn man die Zahlen 
vergleicht, hatten wir zwar einen 
deutlichen Personalaufwuchs, den-
noch sind die Fallzahlen deutlich 
stärker gestiegen als die Zahl der Be-
schäftigten. Dass wir das bewältigen 
konnten, ist auch ein Ergebnis der Di-
gitalisierung – man könnte von einer 
„digitalen Dividende“ sprechen.

bfg: Haben Sie da Zahlen für uns?
Herzog: In der Beihilfe zum Beispiel 

– als ich kam, waren 30.000 Beschei-
de pro Woche eine Spitzenzahl. In der 
siebten Kalenderwoche 2026 haben 
wir fast 71.000 Bescheide erlassen 
können. 

bfg: Der “Output” hat sich wirklich 
enorm gesteigert. Aber was ist der 
Grund dafür, dass die Fallzahlen so 
stark gestiegen sind?

Herzog: Die Beihilfe-Anträge an sich 
haben sich stark verändert. Früher gab 
es pro Antrag sehr viel mehr Belege, 
weil die Belege gesammelt wurden. 
Heute kommen sehr viele Anträge mit 
einem Beleg und Kleinstbeträgen; das 
ist eine Folge der App. Außerdem ist 
natürlich jede Neueinstellung ein zu-
sätzlicher Kunde für uns. In den Berei-
chen Polizei und Bildung etwa wurde 

„Arbeit ist Teil des Lebens“

Klaus Herzog ist seit Februar 2011 Präsident des Landesamtes für Finanzen. 
Ende Mai geht er in den Ruhestand. In den letzten Tagen seiner Amtszeit hat 
er sich mit den beiden stellvertretenden bfg-Landesvorsitzenden Julia Strehle 
und Nina Gürster zu einem Interview getroffen.

LfF-Präsident Herzog im Gespräch  
zum bevorstehenden Ruhestand
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in den letzten Jahren sehr viel zusätz-
liches Personal eingestellt – und das 
heißt mehr Fälle für uns. 

bfg: Was sind denn die größten 
bzw. wichtigsten Projekte der Finanz 
IT in Ihrer Amtszeit? 

Herzog: Da gibt es viele Projekte, 
weil ja ein laufender Modernisierungs-
druck da ist. Ich denke an die papier-
lose Sachbearbeitung, die computer-
gestützte Rechnungsprüfung und die 
Beihilfe-App; sie ist sicherlich einer 
unserer ganz großen Erfolge. Aber 
auch die elektronische Krankschrei-
bung, die Änderung der Besoldung 
zur Erreichung der amtsangemesse-
nen Alimentation, das Jobbike und 
natürlich das Mitarbeiterportal. Im LfF 
wird es weiter viele Projekte geben, 
die die Arbeit fortlaufend verändern. 

bfg: Das LfF steht – gerade mit der 
Beihilfe – eigentlich immer im Fokus. 
Wie sehen Sie das? 

Herzog: Wenn die Beihilfe so im Fo-
kus steht und alle anderen Bereiche 
nicht, dann heißt das für mich, dass 
der Rest im Großen und Ganzen gut 
läuft. Zumindest haben wir es einmal 
erlebt, als aufgrund einer technischen 
Panne bei einer Dienststelle die Be-
züge einen Tag zu spät ausgezahlt 
wurden. Da war sofort was los. Da 
diese Probleme ganz große Ausnah-
men sind, denke ich, dass die Berei-
che sehr gut funktionieren.  Dass die 
Beihilfe so im Fokus steht und schnell 
Beschwerden kommen, wenn man 
auf verhältnismäßig hohe Erstattun-
gen lange warten muss, das kann 
ich verstehen. Denn das kann Leuten 
schon richtig wehtun, wenn das Geld 
schnell knapp wird. Wir bemühen uns 
natürlich, Beschwerdeursachen zu 
beseitigen und haben dahingehend in 
den letzten Jahren bereits viel verbes-
sern können.

bfg: Gibt es aus Ihrer Sicht ein 
“Hoffnungsprojekt” für die Zukunft 
für das LfF?

Herzog: Wir haben viele Projekte, 
die die Arbeitsbedingungen für die 
Bediensteten des LfF verbessern sol-
len und den Service für die Beschäf-
tigten des Freistaats insgesamt eben-
falls. Insofern würde ich nicht von 
dem einen großen Hoffnungsprojekt 
sprechen, sondern von einer laufen-
den Entwicklung. 

bfg: Was bedeutet denn für Sie ganz 
persönlich gute Führung? Aktuell sind 
herausfordernde Zeiten für die Füh-
rungskräfte Und gibt es irgendwelche 
Werte, die Ihnen da in der Arbeit im-

mer wichtig waren?
Herzog: Gute Führung heißt, den 

Beschäftigten bestmögliche Arbeits-
bedingungen zu bieten und gleichzei-
tig die berechtigten Erwartungen der 
Bürgerinnen und Bürger zu erfüllen. 
Das ist ein Spannungsfeld, in dem 
man den richtigen Weg finden muss. 
Und ganz wichtig: Mitarbeitende sind 
Menschen, keine Werkzeuge oder 
Maschinen. Sie verdienen einen res-
pektvollen Umgang.

bfg: Hat sich das Führen über die 
Zeit – gerade auch über die Pandemie 
– verändert?

Herzog: Ja, vor allem die informel-
le Kommunikation hat gelitten. Der 
Austausch im Büro – beim Kaffee 
oder zwischen Tür und Angel – fehlt 
oft. Gerade dieser Austausch war 
wichtig, nicht nur für das Miteinan-
der, sondern auch für fachliche Fra-
gen. Ich bin auch gespannt, wie es 
in diesem Bereich weitergehen wird. 
– Wir leben zum Teil immer noch von 
zwischenmenschlichen Beziehun-
gen, die vor Corona aufgebaut wur-
den. Führung ist zu einem großen Teil 
Kommunikation. Und die muss heute 
ganz anders organisiert werden, als 
das früher der Fall war. 

bfg: Gab es in Ihrer Amtszeit eine 
Entscheidung, die Ihnen als beson-
ders schwierig in Erinnerung geblie-
ben ist?

Herzog: Es gab natürlich heraus-
fordernde Entscheidungen, wie etwa 
das Konzept für die Behördenverlage-
rung von München nach Weiden. Das 
war wirklich eines der schwierigsten 
Projekte, einfach weil so viele Per-
sonen mit involviert und persönlich 
betroffen waren. Das bedeutete na-
türlich für Viele eine gewisse Um-
stellung. Aber auch sie gehört zum 
lebenslangen Dienst- und Treuever-
hältnis. 

bfg: Vielleicht schauen wir noch ein 
bisschen in die Zukunft, auch wenn 
Sie sie nur noch bedingt betrifft. Wel-
che Herausforderungen sehen Sie 
denn für die Zukunft des LfF?

Herzog: Die größte Herausforderung 
bleibt, mit der schnellen Entwicklung 
im IT-Bereich Schritt zu halten und 
gleichzeitig die steigenden Arbeits-
mengen zu bewältigen – vermutlich 
mit gleichbleibendem oder sogar we-
niger Personal. Die Aufgaben werden 
sich weiter verändern und tendenziell 
anspruchsvoller werden. Darauf muss 
sich das LfF einstellen. 

bfg: Wie soll sich sowohl der öffent-

liche Dienst als auch das LfF Ihrer 
Meinung nach weiterentwickeln, um 
attraktiv zu bleiben?

Herzog: Ich denke die Arbeitsum-
stände und das Umfeld ist schon sehr 
attraktiv, gerade was Teilzeit, Homeof-
fice usw. anbelangt. Die Vergütung ist 
in weiten Bereichen auch marktkon-
form. Klar, etwa bei den Juristinnen 
und Juristen können wir mit den Ein-
stiegsgehältern großer Kanzleien nicht 
mithalten – aber wir fordern auch kei-
ne Arbeitszeiten von um die 80 Stun-
den in der Woche mit 24/7 Erreichbar-
keit. Ich meine, dass da bei uns ein 
ganz guter Kompromiss gefunden ist.

bfg: Was bedeutet der Ruhestand 
für Sie persönlich?

Herzog: Vor allem mehr Freiheit. 
Und ganz konkret: Ich werde kein 
Wochenendpendler mehr sein – das 
ist eine große Umstellung. Ich habe 
bewusst keine festen Pläne gemacht. 
Ich möchte erst einmal ankommen 
und dann sehen, wie sich alles ent-
wickelt.

bfg: Worauf freuen Sie sich beson-
ders?

Herzog: Darauf, nicht mehr ständig 
in den Kalender schauen zu müssen. 
Diese terminliche Freiheit ist für mich 
ein großer Gewinn.
bfg: Welche Botschaft möchten Sie 
den Beschäftigten zum Abschied mit-
geben?

Herzog: Der Begriff „Work-Life-Ba-
lance“ ist zur Zeit zwar in aller Munde, 
aber aus meiner Sicht ist die Arbeit 
genauso Teil des Lebens wie Freizeit 
und Familie. Man sollte nicht das Ge-
fühl haben, nur außerhalb der Arbeit 
leben zu können. Wichtig ist, dass 
man in seiner Tätigkeit Sinn erkennt 
und eine gewisse Zufriedenheit emp-
findet. Die Arbeit im LfF ist sinnvoll. 
Sie sorgt dafür, dass unser Gemein-
wesen funktioniert. Das sollte man 
sich immer wieder bewusst machen.

Mit Klaus Herzog verabschiedet 
sich eine Führungspersönlichkeit, die 
das LfF über Jahre hinweg durch tief-
greifende Veränderungen geführt hat. 
Seine Bilanz ist geprägt von Digitali-
sierung, strukturellen Anpassungen 
und einem klaren Führungsverständ-
nis: Wandel ist kein Ausnahmezu-
stand, sondern Daueraufgabe. Ent-
scheidend ist, ihn verantwortungsvoll 
zu gestalten. 

Wir sagen Vielen Dank für das In-
terview – und genießen Sie ihren Ru-
hestand!
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Der örtliche Personalrat 

… wird an jeder Dienststelle gebildet, egal auf welcher 
Stufe der Verwaltungsorganisation. Also z.B. Finanzamt, 
ADBV, LSI, Außenverwaltung der SGV, Finanzgericht, 
LFS, LfF, LfSt, Finanzministerium, Hauptmünzamt, Hof-
bräu etc. – sowie Nebenstellen, die sich personalvertre-
tungsrechtlich „verselbständigt“ haben, wie die meisten 
Außenstellen, Bearbeitungsstellen, Spielbanken.	  

Zuständig dann, wenn der Dienststellenleiter (Be-
hördenleiter, Außenstellenleiter, Direktor, Präsident, 
Finanzminister etc.) die Entscheidungsbefugnis hat 
und die Regelung ausschließlich Beschäftigte oder 
Angelegenheiten dieser einen Dienststelle betrifft. 

Der Bezirkspersonalrat 

… wird an Mittelbehörden der Staatsverwaltung 
grundsätzlich für den Bereich dieser Mittelbehörde (also 
mit dem „Unterbau“) gebildet, z.B. BPR bei der Schlös-
serverwaltung; gesetzliche Ausnahmen in Steuer- und 
Vermessungsverwaltung mit zwei BPR beim LfSt bzw. 
drei BPR beim LDBV mit regionaler Zuständigkeit. 

Zuständig in Angelegenheiten, die der Präsident der 
Mittelbehörde („Die Mittelbehörde“) entscheidet 
und die nicht ausschließlich die Mittelbehörde selbst 
betreffen – denn dann wäre der dortige örtliche PR 
zuständig. 
 
Daneben zuständig im Stufenverfahren.

Der Gesamtpersonalrat 

… wird an einer Behörde gebildet, die aus mehre-
ren (ggf. auch nur personalvertretungsrechtlich verselb-
ständigten*) Dienststellen besteht und damit auch 
mehr als einen örtlichen Personalrat hat (zum Beispiel 
das Landesamt für Finanzen, ein Finanzamt, das eine 
oder mehrere Außenstellen oder Bearbeitungsstellen 
hat, die HföD mit den Fachbereichen oder die Lotte-
rieverwaltung mit mehreren Spielbanken). 	  

Zuständig in Angelegenheiten, die der Behördenleiter 
(Amtsleiter, Präsident) für die gesamte Behörde  
regelt, oder für einen Teil seiner Behörde, der nicht 
oder nicht ausschließlich seine eigene Dienststelle 
ausmacht – denn dann wäre der dortige örtliche  
Personalrat zuständig.

Der Hauptpersonalrat 

… wird am Finanzministerium für den Bereich des 
Finanzressorts gebildet. 

Zuständig in Angelegenheiten, die der Finanzminister 
(„Das Ministerium“) entscheidet und die nicht  
ausschließlich das Ministerium selbst betreffen –  
denn dann wäre der dortige örtliche PR zuständig. 
Daneben zuständig im Stufenverfahren. 

Die Arbeitsgemeinschaft der Haupt-
personalräte in Bayern  
(Art. 81 BayPVG) 

… setzt sich zusammen aus je einem Vertreter  
der Hauptpersonalräte. Zuständig bei diversen ressort-
übergreifenden Angelegenheiten.

* Die personalvertretungs- 
rechtliche Verselbständigung  
nach Art. 6 Abs. 3 BayPVG

Eine Außenstelle, Nebenstelle, Bearbeitungsstel-
le, ein Standort etc. gelten personalvertretungsrecht-
lich dann als selbständige Dienststelle, wenn sie von 
der Dienststelle/Behörde, zu der sie gehören, räumlich 
weit entfernt liegen oder durch Aufgabenbereich und 
Organisation eine Eigenständigkeit haben. – In diesen  
Fällen können die Beschäftigten dieser Außenstelle etc. 

durch Beschluss der Mehrheit der Wahlberechtigten die 
Verselbständigung beschließen. Die Beschäftigten der 
Haupt-Dienststelle können sich dagegen nicht „wehren“. 
Die Folge ist die Bildung eines örtlichen Personalrats an 
der Außenstelle etc. sowie eines Gesamtpersonalrats für 
beide personalvertretungsrechtlich nun selbständigen 
Dienststellen. Ansprechpartner des neuen zusätzlichen 
öPR ist der Leiter der Außenstelle etc.. Die Zuständigkeit 
des öPR entspricht der Regelungskompetenz dieses Au-
ßenstellenleiters etc.
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Bayer. Staatsministerium � 
der Finanzen und für Heimat �

HPR und örtl. PR

2 Finanzgerichte

2 örtl. PRe (+ Richterräte)

Staatsbetrieb Staatl. Lotterie-
verwaltung mit 9 Spielbanken 

1 GPR und örtl. PRe

Staatsbetrieb  
Staatl. Hauptmünzamt 

örtl. PR

Staatsbetrieb Staatl. Kur- 
verwaltung Bad Brückenau

örtl. PR

Hochschule für den  
öffentl. Dienst in Bayern  

1 GPR und 7 örtl PRe

Staatsbetrieb  
Staatliches Hofbräuhaus

örtl. PR

Landesamt für 
Finanzen 

1 GPR  
und örtl. PRe

Landesamt für 
Sicherheit in  

der Informations- 
technik LSI

1 örtl. PR

Landesamt für 
Digitalisierung, 
Breitband und 
Vermessung 

3 BPRe  
und örtl. PRe

51 Ämter für 
DBV 

örtl. PRe und z.T. 
GPRe

div. Außen- 
stellen – soweit 
nach BayPVG* 

verselbständigt:

örtl. PRe

Bayer. Verwal-
tung der staatl. 

Schlösser,  
Gärten und Seen

1 BPR  
und 1 örtl. PR

17 Außenver-
waltungen an 

Schlössern etc.

örtl. PRe

Bayerisches  
Landesamt  
für Steuern

2 BPRe  
und 1 örtl. PR

68 Finanzämter

örtl. PRe  
und z.T. GPRe

Außenstellen + 
Standorte + Be-
arbeitungsstel-
len etc. – soweit 
nach BayPVG* 

verselbständigt: 

örtl. PRe

Landesfinanz-
schule

örtl. PR



E i n ha l t u n g  v o n  Vo r -
s c h r i f t e n  ü b e r wa c h e n

Der PR hat dafür zu sorgen, dass 
die zugunsten der Beschäftigten 
bestehenden Vorschriften  
(Gesetze, Verordnungen, Tarifver-
träge, Dienstvereinbarungen,  
Verwaltungsanordnungen, etc.) 
auch eingehalten werden.  
Dafür muss sich der PR ständig auf 
dem aktuellen Rechtsstand halten!

Allgemeines  

Antragsrecht 

Wenn der PR glaubt,  

dass eine Maßnahme  

gut für die Dienst- 

stelle und die Beschäf- 

tigten wäre, kann  

er sie beantragen.  

Genauso, wenn er  

eine Anregung  

oder eine Beschwerde  

erhält und er – d.h.  

das Gremium –  

diese Meinung teilt. 

PERSONALRÄTE – RECHTE, PFLICHTEN, MÖGLICHKEITEN

Weitere wichtige  
Möglichkeiten  
und Instrumente  
des Personalrats

•	 Anhörung

•	 Stufenverfahren 

•	 Anwesenheitsrecht

•	 Gruppenprinzip 

•	 Ernster Wille zur Einigung

•	 Initiativrecht

•	 Erörterungsrecht

•	 Personalrat & Gewerkschaften

•	 und viele andere mehr… 

Vertrauensvolle  
Zusammenarbeit

Das zentrale Gebot für Dienst- 
stelle und PR! Es handelt sich  
nicht um eine „Empfehlung“,  
sondern um einen Rechts- 
grundsatz im BayPVG. In der  
Zusammenarbeit sind Offenheit 
und Vertrauen gefragt und  
die Suche nach Kompromissen.  
Im Wege der vertrauensvollen  
Zusammenarbeit kann die Dienst-
stellenleitung den PR weit  
über alle konkreten Beteiligungs-
vorschriften hinaus einbinden. 

M o na t s g e s p r ä c h
Das vielleicht wichtigste Medium für den  örtlichen Personalrat: Neben diversen  Einzelgesprächen mit der DSt-Leitung hat  das Gremium mindestens einmal im Monat das Recht und die Pflicht, sich mit der  DSt-Leitung zusammenzusetzen und über alles zu reden, was für die Dienststelle und  die Beschäftigten wichtig ist. 

Dienstvereinbarung (DV)

Dienstvereinbarungen sind zwischen DSt. und PR ge-

schlossene Vereinbarungen, die nach dem BayPVG zu 

einem bestimmten Kreis an festgelegten Themen zulässig 

sind. Was hier geregelt wird, ist fortan geltendes Recht im 

Geltungsbereich der DV. Wichtige DVs sind z.B. die über 

die Arbeitszeit an der jeweiligen DSt., zur Telearbeit, zu 

Datenverarbeitung, zum Umgang mit personenbezoge-

nen Daten, etc. 

Mitwirkung
Die „schwächere“ aber dennoch sehr wichtige Form der Beteiligung 
des PR - also wenn der PR bei beabsichtigten Maßnahmen der 
Dienststelle „mitwirkt“. Das ist etwa bei der Vorbereitung von Ver-
waltungsanordnungen in sozialen und persönlichen Fragen der 
Fall, bei der Regelung der Ordnung in der Dienststelle und des 
Verhaltens der Beschäftigten, aber auch bei der Verlängerung der  
Probezeit, Maßnahmen zur Förderung der Familienfreundlichkeit 
in der Arbeit und bei Versagung / Widerruf der Teilnahme am 
sog. „Homeoffice“. Können sich Dienststelle und PR bei einer Mit-
wirkung nicht einigen, gibt es die Möglichkeit die nächst höhere 
Verwaltungsebene mit dem dortigen BPR/HPR anzurufen. 

Mitbestimmung

Die höchste Form der Beteiligung 
des PR. Maßnahmen, die der 
Mitbestimmung unterliegen, kann 
die Dienststelle nur umsetzen, 
wenn der PR zugestimmt hat. 
Dem sind aber in vielen Fällen 
rechtliche Grenzen gesetzt. Der 
Mitbestimmung unterliegen z. B. 
Einstellungen, Beförderungen, 
Eingruppierungen, Versagung von 
Nebentätigkeiten, Ablehnung von 
Teilzeitanträgen, Regelung der 
Arbeitszeit, Beurteilungsrichtlini-
en, Ablehnung eines Antrags auf 
Hinausschieben des Ruhestandes, 
Einführung technischer Einrich-
tungen, mit denen Verhalten und 
Leistung der Beschäftigten über-
wacht werden kann, u.v.m. 

Was der Personalrat kann & darf – 
die komplette Kompakt-Information 
finden Sie hier zum Download: 

https://www. 
finanzgewerkschaft. 
de/personalrats- 
wahlen/



Unsere Arbeit für Sie: 
Nicht nur alle 5 Jahre einmal, sondern  

jeden Tag aufs Neue – Monat für Monat
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MUTIG VORAN
Teil 3  der Reihe zum Motto der bfg 
für die Personalratswahlen

Seite 12

BEAMTENBESOLDUNG
SPD und GRÜNE mit Anträgen im 
Landtag

Seite 9

Der Landesvorstand der Bayeri-
schen Finanzgewerkschaft bfg hat 
Mitte März zwei Tage in Nürnberg 
getagt. Die Sitzung fand in einer 
für die bayerische Finanzverwal-
tung schwierigen Zeit statt. Die 
verschobene Bezügeanpassung, 
anhaltende IT-Probleme, hohe Ar-
beitsbelastung in den Ämtern, die 
Diskussion um die amtsangemes-
sene Alimentation und die weitere 
Umsetzung der Strukturreform 
prägen derzeit die Lage.

Höhepunkt der Tagung war der 
Besuch von Finanzminister Albert 
Füracker, der von Dr. Nicole Lang 
(Abteilungsleiterin Personal), Norbert 

Rossmeisl (Abteilungsleiter Steuer), 
Dr. Arnd Weißgerber (Referatsleiter 
Personal), Hans-Jürgen Rosenlehner 
(Referatsleiter Organisation) und sei-
ner Büroleiterin Andrea Haberstumpf-
Hermann begleitet wurde. Der Minis-
ter stellte sich mehr als zwei Stunden 
der Diskussion mit den Mitgliedern 
des Landesvorstands. Schon zur Be-
grüßung machte bfg-Landesvorsit-
zender Gerhard Wipijewski deutlich, 
dass es kein routinemäßiger Aus-
tausch werden würde. Mit Blick auf 
die angespannte Situation sagte er 
an den Minister gewandt: „Sie haben 
sich in die Höhle des Löwen gewagt. 
Sie stellen sich – das rechnen wir Ih-
nen hoch an.“

Füracker verweist auf 
Verantwortung für den 
Gesamthaushalt

Auch Finanzminister Füracker re-
dete nicht lange um den heißen Brei 
herum. Er machte deutlich, ihm sei 
bewusst, dass die jüngsten Maß-
nahmen der Staatsregierung nicht 
auf Zustimmung gestoßen seien. Er 
verwies auf seine acht Jahre im Amt, 
auf gute und schwierige Zeiten und 
darauf, dass es gerade jetzt darauf an-
komme, im Gespräch zu bleiben und 
sich mit Respekt zu begegnen.

Füracker stellte seine Argumenta-
tion in einen größeren Zusammen-
hang. Als Finanzminister trage er 

Landesvorstand der bfg in Nürnberg: 
Harte, aber faire Debatte mit Finanzminister Albert Füracker
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Der Warnstreik und die Protest-
veranstaltung des Bayerischen 
Beamtenbundes (BBB) am 2. 
Februar 2026 in Nürnberg waren 
Ausdruck von spürbarem Unmut, 
großer Geschlossenheit und einer 
klaren gemeinsamen Haltung. Für 
die Bayerische Finanzgewerkschaft 
(bfg) ging es an diesem Tag um 
weit mehr als um eine reguläre Ta-
rifauseinandersetzung: Es ging um 
Respekt, Wertschätzung und die 
Zukunft des öff entlichen Dienstes 
– insbesondere der bayerischen 
Finanzverwaltung.

Der bfg-Landesvorsitzende Gerhard 
Wipijewski machte bei der Kundge-
bung vor dem Heimatministerium un-
missverständlich klar, warum so viele 
Kolleginnen und Kollegen nach Nürn-
berg gekommen waren. Die Beschäf-
tigten seien nicht bereit, hinzuneh-

men, dass politische Entscheidungen 
auf ihrem Rücken ausgetragen wer-
den. Die angekündigte Verzögerung 
bei der Übertragung eines Tarifer-
gebnisses auf die Beamtinnen und 
Beamten, der Versuch, das Ergebnis 
der Tarifverhandlungen nach unten zu 
drücken, sowie die seit Jahren anhal-
tende strukturelle Unterfi nanzierung 
und der chronische Personalmangel 
seien nicht hinnehmbar.

Diese Tarifrunde habe eine beson-
dere Bedeutung, betonte Wipijew-
ski. Es gehe nicht um „normale“ 
Geplänkel zwischen Arbeitgebern 
und Gewerkschaften, sondern um 
den grundsätzlichen Umgang mit den 
Beschäftigten des öff entlichen Diens-
tes. Wer den öff entlichen Dienst 
immer wieder zum Sündenbock für 
politische Versäumnisse mache, 
schwäche bewusst das Vertrauen in 

Staat und Verwaltung. Gleichzeitig 
werde medial über Bürokratie und an-
gebliche Ineffi  zienz geklagt, während 
diejenigen, die den Staat tagtäglich 
am Laufen hielten, immer stärker un-
ter Druck gerieten.

Mit großem Nachdruck verwies 
Wipijewski auf die Realität in der Fi-
nanzverwaltung: massiv steigende 
Fallzahlen, wachsende fachliche An-
forderungen und zunehmende inter-
nationale Verfl echtungen – bei nahezu 
unverändertem Personalbestand. Die 
Beschäftigten hätten diese Entwick-
lung durch hohe Einsatzbereitschaft, 
Flexibilität und Verantwortungsbe-
wusstsein aufgefangen, weit über 
ein bloßes „Dienst nach Vorschrift“ 
hinaus. Diese Leistungen verdienten 
Anerkennung – nicht Misstrauen oder 
Sparprogramme.

GEMEINSAM
Teil 1 der Reihe zum Motto der bfg 
für die Personalratswahlen

Seite 8

Tarifrunde 2026
Eindrücke von der Demo in 
Nürnberg am 2. Februar

Seite 12
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Tarifbeschäftigte, Beamte und Pensionisten:Tarifbeschäftigte, Beamte und Pensionisten:
Die Einkommensrunde 2025/2026 betriff t uns alle! Die Einkommensrunde 2025/2026 betriff t uns alle! 

Die bfg wünscht allen Mitgliedern ein frohes 
Weihnachtsfest und einen guten Rutsch 
ins neue Jahr! Wir sind auch 2026 für Sie da!

„Der öff entliche Dienst ist die 
Lösung für viele der Probleme, die 
unser Land derzeit und in Zukunft 
in Bann halten. Man muss ihn 
nur lassen und man darf ihn nicht 
länger beschneiden. Die Menschen 
zweifeln zumeist nicht an Demo-
kratie und Pluralismus, sie miss-
trauen aber einem Staat, der die 
Basics nicht geregelt bekommt.“ 
Mit diesen Worten leitete dbb-Chef 
Volker Geyer sein Statement bei 
der Pressekonferenz am 17. No-
vember ein, bei der die Gewerk-
schaften ihre Forderungen zur 
Tarifrunde vorstellten. 

„Wir sind die Lösung!“
Der Schluss aus dieser Bestands-

aufnahme kann denn auch nur lauten: 
„Wir sind die Lösung“ – und nicht das 
Problem! Es gehe um eine Off ensive 
für einen handlungsfähigen öff ent-

lichen Dienst. Deshalb die Kernfor-
derung der Gewerkschaften: eine 
Erhöhung der Tabellenentgelte um 
7  Prozent, mindestens 300 Euro im 
Monat, bei einer Laufzeit von 12 Mo-
naten. Zudem sollen die Entgelte von 
Auszubildenden etc. um 200 Euro 
monatlich erhöht werden.

Um wen geht’s eigentlich?
Ganz direkt geht es um die Bezah-

lung der Tarifbeschäftigten der Bun-
desländer mit Ausnahme von Hes-
sen. Dafür besteht der Tarifvertrag für 
die Beschäftigten der Länder (TV-L). 
Über die Entgeltregelungen des TV-L 
haben nun am 3. Dezember 2025 in 
Berlin die Tarifverhandlungen zwi-
schen den Arbeitgebern (TdL) und 
den Gewerkschaften begonnen. Die 
Tarifgemeinschaft deutscher Länder 
(TdL) vertritt dabei die Länder; Hes-
sen allerdings hat die TdL vor langen 

Jahren schon verlassen und verhan-
delt seither einen eigenen Tarifvertrag 
(TV-H). Für die Gewerkschaften ver-
handeln der dbb beamtenbund und 
tarifunion sowie ver.di Seite an Seite. 

TV-L – TVöD
Seit dem Ende des Bundes-An-

gestelltentarifvertrags BAT vor rund 
zwei Jahrzehnten ist die Tarifl and-
schaft des öff entlichen Dienstes in 
Deutschland zweigeteilt: für die Ta-
rifbeschäftigten des Bundes und der 
Kommunen besteht seit 2005 der 
TVöD, für die Tarifbeschäftigten der 
Länder seit 2006 der TV-L. Dieser Ab-
stand von einem Jahr hat durch die 
Laufzeiten von jeweils etwa 2 Jahren 
dazu geführt, dass bis heute die Ver-
handlungen über den TV-L in etwa ein 
Jahr nach denen zum TVöD erfolgen. 
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Koalitionsvertrag
Verantwortung für Deutschland - 
Wie geht es weiter für 
unser Land?
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Kassenbon-Lotterie
DSTG fordert Anreize im Kampf 
gegen den Steuerbetrug
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Bei der diesjährigen Amtsleiter-
tagung der Steuerverwaltung 
Anfang Mai informierte Finanz-
minister Albert Füracker darüber, 
dass er beabsichtige, die Struktur 
der Finanzämter zu optimieren. 
Wenn wir nicht reformierten, so 
der Minister, dann entstehe in 
wenigen Jahren eine Situation, die 
wir nicht mehr steuern könnten. 
Denn die heutigen Größenunter-
schiede zwischen den Finanzäm-
tern erforderten eine Änderung, 
zumal mit der demografi schen 
Entwicklung damit gerechnet wer-
den müsse, dass wir in wenigen 
Jahren mit noch weniger Personal 
auskommen müssen und damit 
kleine Ämter noch weiter schrump-
fen würden. 

Mit einer Reform aber sollen die 
Standorte gesichert und regionale 
Vollfi nanzämter geschaff en werden. 
Er bitte die Amtsleitungen dabei um 
ihre Unterstützung, wolle auch die 
Beschäftigten in diesen Prozess ein-
binden. Der Finanzminister machte 

deutlich, dass das Finanzamt Mün-
chen ein Amt mit einer Sonderstel-
lung sei, aber nicht als Blaupause für 
das tauge, was wir nun in den Regio-
nen wollten. 

Flexible 
Regional-Finanzämter

Es gehe darum, Synergien zu errei-
chen, aber auch sehr fl exible Struk-
turen. Er wolle bessere Entwick-
lungsmöglichkeiten schaff en und die 
Möglichkeit zur Beförderung mög-
lichst an der eigenen Dienststelle. 
Das Ziel sei damit eine Reduzierung 
des „Beförderungstourismus“ inner-
halb der Region. Der Minister ver-
sprach den Amtsleitungen den Erhalt 
der A 15- und A 16-Stellen und sagte 
insgesamt bessere Beförderungs-
möglichkeiten zu. 

Der Minister sprach davon, dass 
der Prozess, von dem er spreche, 
nicht in zwei bis drei Jahren zu Ende 
sein könne. Vielmehr werde er uns 
alle sehr lange beschäftigen. Aber in 
15 oder 20 Jahren werde man aner-

kennen, dass durch den Weg, den wir 
jetzt beschreiten, die Standorte erhal-
ten werden konnten.

IT-Ausstattung als 
Voraussetzung

Voraussetzung für einen erfolg-
reichen Reformprozess, so Albert 
Füracker, sei eine funktionierende IT. 
Hier gelte es, die Optimierung weiter 
voranzubringen. In den Pilotregionen 
werde die Optimierung der IT und 
die Neustrukturierung Hand in Hand 
gehen. Ihm sei bewusst, dass das 
auch Geld koste, aber er werde das 
im Haushalt so verankern. Ihm gehe 
es beim Prozess der Strukturoptimie-
rung um Qualität vor Schnelligkeit. 

Projektstart in Nürnberg 
und Mittelfranken

Die ersten Projektgebiete wer-
den Nürnberg und Mittelfranken 
sein. Dabei gehe es zunächst 

Tagung der Finanzamtsleiter in Ansbach:Tagung der Finanzamtsleiter in Ansbach:
Minister Füracker kündigt „Strukturoptimierung“ an!Minister Füracker kündigt „Strukturoptimierung“ an!
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Digitalisierung ist 
unverzichtbar
Gespräch mit Iuk-Chef 
Andreas Koch

Seite 6

Vom Steuerbescheid zur 
Staatsfi nanzierung
Verwaltung mit 
Verantwortung und Wirkung
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Wo einst 1525 in Mem-
mingen die Bauern ihre 
Zwölf Artikel als erste 
niedergeschriebene 

Forderung nach Freiheit, Gleichheit 
und Mitbestimmung formulierten, 
tagte im Oktober der Landesvorstand 
der Bayerischen Finanzgewerkschaft 
(bfg). Symbolträchtiger konnte der 
Ort kaum sein – denn auch heute 
geht es um Teilhabe, Mitgestaltung 
und die Zukunft der Verwaltung.

Zu den Gästen der Tagung zählte 
Klaus Holetschek, Vorsitzender der 
CSU-Landtagsfraktion, der den Dia-
log mit der bfg suchte und sich der 
Diskussion stellte.

Klaus Holetschek: Verant-
wortung und Verlässlichkeit 
in schwierigen Zeiten

Eingangs schilderte Landesvorsit-
zender Gerhard Wipijewski eindrück-
lich, was die Kolleginnen und Kolle-
gen in der Finanzverwaltung derzeit 
bewegt: die extreme Arbeitsbelas-
tung, der Personalmangel und die an-
gekündigten Sparmaßnahmen.

Mit Blick auf den anstehenden 

Doppelhaushalt sprach er sich ent-
schieden gegen Kürzungen aus: „Wir 
drehen im Moment jeden Euro um. 
Die Maßnahmen sind grenzwertig – 
das kann dazu führen, dass wir unse-
re Arbeit schlicht nicht mehr machen 
können“, warnte Wipijewski.

Er forderte ausreichende Haus-
haltsmittel für Personal, Hardware, 
Bandbreiten, Rechenkapazitäten so-
wie für die Verwaltungs- und Kommu-
nikationssysteme. Nur so könnten die 
Herausforderungen der kommenden 
Jahre – Strukturreform, Digitalisie-
rung und Fachkräftegewinnung – be-
wältigt werden.

Holetschek griff  diese Punkte auf 
und dankte den Beschäftigten aus-
drücklich: „Ohne Sie würde der Staat 
nicht funktionieren. Sie tragen eine 
immense Verantwortung für das Ge-
meinwesen.“

Mit Blick auf die fi nanzielle Lage 
Bayerns dämpfte er jedoch Erwartun-
gen. Auch wenn der Freistaat 2026 
mit einem leichten Steuerplus von 
rund 1,5 Milliarden Euro gegenüber 
der schwachen Maischätzung 2025 
rechnen kann, „gibt es keinen Grund 

für Euphorie. Wir werden aber keine 
Entscheidungen mit der Gießkanne 
treff en. Denn wir wissen, dass wir die 
Menschen in der Verwaltung auch in 
Zukunft brauchen.“

Er betonte, Digitalisierung und 
Künstliche Intelligenz würden die 
Arbeit beschleunigen, aber die Men-
schen nicht ersetzen. Auch beim The-
ma Teilzeit und Homeoffi  ce sprach 
sich Holetschek für diff erenzierte, 
praxistaugliche Regelungen aus: 
„Hier braucht es vernünftige Lösun-
gen, die den jeweiligen Gegebenhei-
ten der Ressorts und ihrer Dienststel-
len gerecht werden.“

Der Fraktionsvorsitzende lobte die 
Leistung der Beschäftigten in der 
gesamten Finanzverwaltung, hob ins-
besondere das Thema Beihilfe hervor 
und bezeichnete ELSTER als Erfolgs-
projekt. Besonders positiv bewertete 
er, dass die bfg aktiv in die Diskussion 
um die Strukturreform eingebunden 
ist: „Wir wollen das gemeinsam ma-
chen – mit Vernunft und Augenmaß.“

Tagung des bfg-Landesvorstands in Memmingen – zwischen Freiheitsartikeln, Tagung des bfg-Landesvorstands in Memmingen – zwischen Freiheitsartikeln, 
Strukturreform und politischem Dialog mit Klaus HoletschekStrukturreform und politischem Dialog mit Klaus Holetschek
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Begonnen hat alles 1962 – da fand in 
Regensburg das erste Bayernturnier der 
bfg statt! Der Beginn einer unglaubli-
chen Erfolgsgeschichte, hinter der frei-
lich ganz viel Disziplin und ehrenamtli-
ches Engagement steht: denn seither 
hat es Jahr für Jahr ein bayernweites 
sportliches Kräftemessen der Beschäf-
tigten der Finanzverwaltung gegeben! 
Unterbrochen nur durch die Corona-Pan-
demie, die 2020 und 2021 eine Durch-
führung verhindert hat. 

Damit war heuer die 62. Aufl age ange-
sagt. Aber anders als damals, nicht mehr 
an einem einzigen Tag, sondern an drei-
en – und mit einigen anderen Sportarten. 
Als Finanzminister Albert Füracker am 
16. Juli in den Zielturm der Olympiare-
gattastrecke in Oberschleißheim hoch-
gestiegen ist, war der dritte Akt des dies-
jährigen Bayernturniers in vollem Gange: 
der bfg-Drachenboot-Tag mit 108 Boo-
ten und etwa 2.850 Paddlern. Voraus-
gegangen waren das bfg-Bowlingturnier 

am 16. Mai in Unterföhring und die bfg-
Classics am 28. Juni in Aschaff enburg 
mit Fußball, Laufwettbewerben, Volley-
ball und Schießen. Insgesamt waren 
damit 2025 etwa 4.000 Beschäftigte der 
bayerischen Finanzverwaltung als Sport-
lerinnen und Sportler am Start! Dazu vie-
le Zuschauer und nicht zu vergessen die 
bald 200 Helferinnen und Helfer in Orga-
nisation und Durchführung! Organisiert 
wird das Bayernturnier seit vielen Jahren 
von der Bayerischen Finanzsporthilfe 
BFSH, dem – untechnisch formuliert – 
Sportverein der bfg, an deren Spitze der 
bfg-Vorsitzende Gerhard Wipijewski, bfg-
Schatzmeisterin Bärbel Wagner und der 
stellvertretende bfg-Bezirksvorsitzende 
Hermann Abele stehen. 

Minister Albert Füracker 
erneut zu Gast

Die Schirmherrschaft über das Bay-
ernturnier hat seit Jahrzehnten der 
bayerische Finanzminister inne, so 

auch seit 2018 Staatsminister Albert 
Füracker. Auch deshalb ist es der bfg 
und allen Verantwortlichen eine be-
sondere Freude, wenn der Minister 
sich die Zeit nimmt und zu den Wett-
kämpfen kommt! So wie heuer zum 
zweiten Mal in Folge beim großen 
Drachenboot-Tag, als Finanz- und Hei-
matminister Albert Füracker für mehr 
als eine Stunde nach Oberschleißheim 
gekommen ist, um nach Abschluss 
der Vorläufe die Sportlerinnen und 
Sportler zu begrüßen, sich mit den von 
der bfg geladenen Ehrengästen aus-
zutauschen und dann bei einem Gang 
entlang der Team-Pavillons sich gewis-
sermaßen ins Getümmel zu stürzen. 

In seiner Ansprache würdigte der 
Minister das Bayernturnier in seiner 
Gesamtheit und insbesondere das 
Drachenbootturnier als größte Team-
buildingmaßnahme des Finanzressorts 
und zeigte sich sichtlich stolz auf die 

Bayernturnier der bfg – klasse Sport und größte Bayernturnier der bfg – klasse Sport und größte 
Teambuildingmaßnahme der FinanzverwaltungTeambuildingmaßnahme der Finanzverwaltung
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Strukturreform
Planungen zu den Finanzämtern in 
Mittelfranken schreiten voran

Seite 6

35 Jahre Einheit
Wie bfg und DSTG in den neuen 
Ländern Geschichte schrieben

Seite 16

„Die Stimmung ist so kritisch wie 
seit Jahren nicht mehr. Viele Kolle-
ginnen und Kollegen arbeiten bis 
an die Grenze des Leistbaren – und 
darüber hinaus. Hinzu kommen 
in der Steuerverwaltung immer 
größere Probleme mit der IT: Die 
Ausfälle und Störungen haben 
in den letzten Monaten erheblich 
zugenommen. Dazu erleben die 
Beschäftigten wachsende Spar-
zwänge. Wenn sich an diesen Rah-
menbedingungen nichts ändert, ist 
die Funktionsfähigkeit der Steuer-
verwaltung ernsthaft in Gefahr.“

Mit diesen deutlichen Worten be-
schrieb bfg-Landesvorsitzender Ger-
hard Wipijewski zum Auftakt des 
intensiven und ausführlichen Ge-
sprächs der bfg-Landesleitung mit 
Finanzminister Albert Füracker die 
Situation in der bayerischen Finanz-
verwaltung.

Von Seiten des Finanzministeri-
ums beteiligten sich Abteilungsleiter 
Dominik Kazmaier (Haushalt), Abtei-
lungsleiter Norbert Rossmeisl (Steu-
er), Referatsleiterin Andrea Eben-
hoch-Combs und Referentin Veronika 
Rothkopf. Für die bfg nahmen teil: 
Landesvorsitzender Gerhard Wipi-
jewski, die Bezirksvorsitzenden Birgit 
Fuchs und Thomas Wagner, die stell-
vertretenden Landesvorsitzenden Da-
vid Dietz, Nina Gürster, Julia Strehle 
und Bärbel Wagner sowie Landesju-
gendleiter Stefan Bloch.

Einig waren sich beide Seiten darin, 
dass es – gerade weil die Rahmenbe-
dingungen derzeit so schwierig sind 
– den off enen Dialog und die kritische 
Auseinandersetzung brauche.

Schlüsselrolle IT
Eine Schlüsselrolle bei der Bewäl-

tigung der aktuellen Herausforderun-
gen kommt der IT und den Fachver-

fahren zu. Die bfg betonte, dass die 
Steuerverwaltung ohne verlässliche 
digitale Systeme nicht arbeitsfähig 
ist. Dabei wurde ausdrücklich aner-
kannt, mit welchem hohen Engage-
ment die Kolleginnen und Kollegen 
in der IuK tagtäglich versuchen, die 
komplexen Verfahren am Laufen zu 
halten. Die bfg würdigte diesen Ein-
satz und stellte fest, dass der Bereich 
in den vergangenen Jahren spürbar 
gestärkt wurde.

Dennoch bleibt die Situation aus 
Sicht der bfg ausgesprochen prob-
lematisch. Immer wieder kommt es 
in den Ämtern sogar zu mehrtägi-
gen Ausfällen ganzer Anwendungen. 
Dies führt vielerorts zu Arbeitsrück-
ständen und Einschränkungen – und 
zu viel Frust bei den Beschäftigten. 

Gerhard Wipijewski brachte es auf 
den Punkt: „IT-Ausfälle im Ausmaß 
von mehreren Wochen jährlich sind 

„Die Lage ist ernst! Die Herausforderungen sind groß!“„Die Lage ist ernst! Die Herausforderungen sind groß!“
bfg mahnt bessere Bedingungen an und setzt auf Dialog mit Finanzminister Fürackerbfg mahnt bessere Bedingungen an und setzt auf Dialog mit Finanzminister Füracker
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Landesarbeitstagung
Zukunft gestalten mit Haltung, 
Sachverstand und 
klaren Botschaften
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Strukturreform
Zielstruktur in Mittelfranken 
steht fest
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Demokratie unter DruckDemokratie unter Druck
Steuerverwaltung mit Schlüsselrolle Steuerverwaltung mit Schlüsselrolle 
für Resilienz des Staatesfür Resilienz des Staates

Es geht abwärts. Die Wirtschaft 
schwächelt, der Klimawandel 
schlägt zunehmend durch, es 

droht ein großer Krieg in Europa. Die 
guten Zeiten sind vorbei. Die Demo-
kratie hat fertig. Zeit, sich nach poli-
tischen Alternativen umzusehen, da-
mit alles wieder so wird wie früher. 
Wo es immer nur bergauf gegangen 
ist. Wo keine Migranten unseren 
Wohlstand aufgefressen haben. Wo 
man in die Luft blasen durfte, was 
man wollte. Wo uns die Armee zuver-
lässig vor allen Gefahren geschützt 
hat ...

So oder so ähnlich hört es sich 

an, wenn man sich von braven Men-
schen erklären lässt, warum sie plötz-
lich AfD wählen. Rechtsradikal? Ach 
was, das wird doch alles nicht so heiß 
gegessen, wie es gekocht wird. So? 
Gerade wir in Deutschland sollten es 
eigentlich besser wissen. Als man 
während der Nazi-Diktatur erkannt 
hat, welches Gesamtpaket man be-
stellt, und eben auch eins zu eins be-
kommen hat, war es bekanntlich zu 
spät. Millionen Tote und ein materiell 
und moralisch völlig zerstörtes Vater-
land waren die Folge. Auch damals 
hat man die Augen verschlossen vor 
dem, was man nicht sehen wollte.  

Wiederholt sich Geschichte?
Die Demokratie hat 80 Jahre lang 

den Wohlstand, der jetzt als gefähr-
det erscheint, erst ermöglicht. Und 
ganz einfache Zeiten waren das auch 
nicht, im Gegenteil. Die Demokratie 
hat bewiesen, dass sie auch Krisen 
meistern kann. Aber so ist das mit 
Emotionen, man kommt ihnen rati-
onal nicht bei. Wiederholt sich also 
die Geschichte? Das liegt auch ent-
scheidend an der Staatsverwaltung. 
Die unverhohlene Sympathie für die 
NSDAP in Teilen der im Kaiserreich 
sozialisierten Beschäftigten hat ihr 
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dbb-Spitze neu gewählt
Volker Geyer neu gewählt
Florian Köbler Stellvertreter
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25 Jahre AStQ4
Vom Impuls zur Institution
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Am 27. Juni 2000 wurde innerhalb 
der Bayerischen Finanzgewerk-
schaft die Fachgruppe Höherer 
Dienst gegründet. Das Ziel war 
es damals, den Mitgliedern des 
höheren Dienstes mit ihren beson-
deren Anliegen innerhalb der bfg 
eine Plattform zu bieten und eine 
stärkere Stimme zu geben. Denn 
obwohl die Bayerische Finanzge-
werkschaft seit ihrer Gründung im 
Jahr 1949 die Beschäftigten aller 
Laufbahn- und Statusgruppen 
organisiert hatte, war der höhere 
Dienst damals doch nur eine 
kleine Gruppe, zumal eine Gewerk-
schaftsmitgliedschaft in „diesen 
Kreisen“ damals ganz und gar 
nichts Selbstverständliches hatte. 

Das mutet heute seltsam an, ent-
stammten doch die beiden ersten 
Vorsitzenden Angelo Kramel und 
Wolfgang Zimmermann dem höhe-
ren Dienst und waren auch dienstlich 
als Führungskraft bei der OFD bzw. 

Amtsleiter in München erfolgreich.
Fünf Gründungsmitglieder waren 

es, die sich damals in München zu-
sammengefunden hatten: Michael 
Alt vom Finanzamt Eggenfelden, 
Peter Stumpf vom Finanzamt Erlan-
gen, Ursula Vorlaufer vom Finanzamt 
Schwabach, Josef Zellmeier vom Fi-
nanzamt München II und Dr. Heribert 
Zankel vom Finanzamt Lichtenfels. 
Mit dabei und fortan ständiger Be-
gleiter der Arbeit im Arbeitskreis war 
bfg-Justiziar Rainer Friemel, damals 
selbst Leiter des Finanzamts Regens-
burg. Sehr schnell wurde aus der 
Fachgruppe der „Arbeitskreis Steuer-
juristen“, kurz ASt, und mit dem Neu-
en Dienstrecht wurde auch die Quali-
fi kationsebene 4 (Q4) in Namen und 
Zielgruppe mit aufgenommen.

Initiative von 
Josef Zellmeier

Es war Josef Zellmeier, der vor ei-
nigen Monaten nachrechnete und auf 
das Gründungsjubiläum hingewiesen 

hat. Josef Zellmeier, der als junger 
Sachgebietsleiter Gründungsmit-
glied geworden war, aber eben gut 
drei Jahre später auch erfolgreich für 
den Bayerischen Landtag kandidiert 
und sich unter den Abgeordneten 
bald einen Namen als Finanzexperte 
gemacht hatte. Josef Zellmeier, der 
seit 2018 den Vorsitz im Landtags-
ausschuss für Staatshaushalt und 
Finanzfragen innehat, dem „Königs-
ausschuss“, wie man ihn ob seiner 
Bedeutung auch bezeichnet. 

So fanden sich dann am 27. Juni 
2025, also genau 25 Jahre nach der 
Gründung des Arbeitskreises in Mün-
chen die derzeitigen Arbeitskreismit-
glieder zu einer Jubiläumssitzung 
zusammen. Mit dabei aber auch die 
Gründungsmitglieder Ursula Vorlau-
fer, Michael Alt und Josef Zellmei-
er. Mit dabei auch der langjährige 
AStQ4-Vorsitzende Norbert Reichel 
und Gründungs-Justiziar Rainer Frie-

25 Jahre bfg-AStQ425 Jahre bfg-AStQ4 
Jubiläumssitzung mit Minister sowie den MdL Zellmeier und FacklerJubiläumssitzung mit Minister sowie den MdL Zellmeier und Fackler

Der bundesstaatliche FinanzausgleichDer bundesstaatliche Finanzausgleich

Lähmt er unser Land?Lähmt er unser Land?
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75. Jahrgang B 8589 E

Als der Länderfi nanzaus-
gleich nach jahrelangem 
Klagen der damaligen 
Geberländer im Herbst 
2016 reformiert wor-

den war, zeigte sich die bfg zurück-
haltend. Ob das wirklich ein guter 
Kompromiss sei, der da für die Zeit 
ab 2020 ausgehandelt wurde, müsse 
sich erst zeigen, so der Vorsitzende 
damals in seiner Kolumne SEITE 3; 
diese Einschätzung damals auch des-
halb, weil Bayern in Erwartung eines 
um 1,3 Mrd. Euro günstigeren Ergeb-
nisses einiges an Zuständigkeiten 
und Vorteilen mit dreingegeben hatte. 

Bayern hat reformiert 
– und zahlt viel mehr!

Mit 5,5 Mrd. Euro hatte Bayern im 
Jahr 2015 knapp 57 % des Ausgleichs-
systems fi nanziert. – Eines Systems, 

bei dem – so der Aufmacher der bfg-
Zeitung im Oktober 2014 – von 1 Mio. 
Euro zusätzlicher Einkommensteuer 
dem Freistaat Bayern gerade einmal 
141.000 Euro verblieben waren. Aber 
dann verhandelten Ministerpräsident 
Seehofer und Finanzminister Söder 
im Jahr 2016 ja den heutigen „bun-
desstaatlichen Finanzausgleich“, der 
einen Finanzkraftausgleich über die 
Umsatzsteuerverteilung herstellt. Die 
Folge in Zahlen: im ersten Jahr der 
Neuregelung fi nanzierte Bayern mit 
7,8 Mrd. Euro knapp 53 % des refor-
mierten Systems. 2021 waren es mit 
gut 9 Mrd. Euro prozentual in etwa 
genauso viel und 2025 sind wir bei 
11,7 Mrd. Euro und einem Anteil von 
über 58 % angekommen!

Bayern ist stark!
Was der Grund dafür ist? – Bayern 

ist stark, sehr stark im Vergleich zu 
allen anderen Bundesländern (siehe 
Tabelle 1). Und wenn es nicht gerade 
um die Anpassung der Beamtenbe-
soldung geht, lassen die Vertreter un-
seres Landes daran ja auch nie einen 
Zweifel aufkommen.

Finanzausgleichs-
mechanismus

Jedenfalls hat der Finanzausgleich 
auf der Grundlage des Art. 107 Abs. 2 
des Grundgesetzes das Ziel und den 
Auftrag, einen angemessenen Aus-
gleich der Finanzkraft der Länder 
herbeizuführen. Nach den aktuellen 
gesetzlichen Regeln erfolgt das über 
einen Vergleich der Einnahmesitua-
tion in den Ländern, wobei weitge-
hend auch die Einnahmen der Kom-
munen berücksichtigt werden. Bevor 

MENSCHLICH
Teil 2  der Reihe zum Motto der bfg 
für die Personalratswahlen

Seite 14

SÜD & NORD
Bezirksverbände halten ihre 
Landesarbeitstagungen ab.

Seiten 8 bis 13

Machen Sie sich  
selbst ein Bild von  
unserer Arbeit!  

Die letzten zehn Ausga-
ben aus dem vergange-
nen Jahr sind jetzt frei 
abrufbar unter: https://
www.finanzgewerkschaft.
de/personalratswahlen/
downloads/
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Nicht nur alle 5 Jahre einmal,  

sondern jeden Tag aufs  
Neue – Monat für Monat
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Einblicke in unsere  
Arbeit für Sie!
Seit Juni 2021 haben wir in 
insgesamt 46 Ausgaben  
der bfg-Zeitung unsere Arbeit 
für Sie dokumentiert. 

Alle aktuellen 
Informationen 
erhalten  
Sie auf unse-
rer Homepage: 

Oder auf unseren  
Social Media Kanälen

Damit sich auch all diejenigen, die 
die bfg-Zeitung nicht regelmäßig le-
sen, einen guten Überblick verschaf-
fen können, haben wir 
hier neben den zehn 
Ausgaben des vergan-
genen Jahres auch eine 
Auswahl an Beiträgen 
aus den vergangenen 
Jahren bereitgestellt. 

Übrigens eignen sich die ausgewähl-
ten Artikel auch perfekt für alle, die 
die Arbeit der letzten Jahre nochmal 
Revue passieren lassen wollen. 

Einen Überblick über unsere Arbeit 
zeigen auch die Jahresplakate  
2021, 2022, 2023, 2024 und 2025 – 
die Sie ebenfalls dort finden. 

facebook 	 instagram

Ausgabe Artikel Worum geht’s? 
06-07/2021 DiPA-IP Der Weg zur digitalen Personalakte
10/2021 Finanzämtern steht Sturm 

ins Haus
Zu viele Baustellen – Durchfallquoten, 
Personalmangel, Grundsteuer und 
viele weitere Zusatzaufgaben

11/2021 Die TDL stellt sich stur… 
Nicht mit uns! Wir kämpfen

Bayernweite Protestaktionen, TDL 
träumt von Nullrunden

12/2021 Grundsteuergesetz be-
schlossen

Kritische Auseinandersetzung mit der 
Grundsteuerreform und dem Arbeits-
aufwand & Darstellung Bayerisches 
Grundsteuergesetz

01-02/2022 Jobrad – Klimaretter, Rohr-
krepierer oder nichts von 
alledem?

Darstellung der Vor- & Nachteile des 
Jobrads für die Beschäftigten

06/2022 „Leistungsschau“ des LfF 
im öD-Ausschuss und beim 
BBB-Hauptausschuss

Beihilfedigitalisierung – Erfolgsprojekt 
Computergestützte Rechnungsprüfung 
(CRP)

07/2022 Intensiver Austausch mit 
dem Finanzminister – bfg 
Landesleitung bei Albert 
Füracker

Kritik an qualitativer Arbeitsverdich-
tung und Forderung nach zweitem 
IT-Paket

10/2022 Amtsangemessene Alimen-
tation

Darstellung d. Gesetzentwurfs zur 
Neuausrichtung orts- und familienbezo-
gener Besoldungsbestandteile, Eingabe 
der bfg für Verbesserungen

11/2022 Hilfe, wir ertrinken in Arbeit Kritik an ungenügender Stellenausstat-
tung und Überlastung der Finanzämter

01-02/2023 Einfach nur BLÖD Deutliche Kritik an der öffentlichen 
Meinung zur Grundsteuer – Kritik an 
Aussagen wie „Finanzämter sind unfä-
hig und unwillig“ 

03/2023 Psychische Belastungen am 
Arbeitsplatz – Wie mit dem 
Druck umgehen?

Darstellung des gestiegenen Drucks 
und der belastenden Situation – Appell 
für Verbesserungen und Hilfe

03/2023 Beihilfestellen versinken in 
Arbeit

mehr Beamte – mehr Arbeit für das LfF, 
Appell an alle: mitzuhelfen

05/2023 
und 
06/2023

Fit für die Zukunft? Zukunftsprobleme in der Steuer – Fach-
kräftemangel, Altlasten und Attraktivität

07/2023 Was geht, wenn man will… Kritik an der Ungleichbehandlung für 
alle anderen Beamten bzgl. Besol-
dungsanpassung im Kultusbereich

08-09/2023 LPA stellt Jahresbericht 
vor! Bewerberzahlen weiter 
rückläufig!

LPA-Bericht 2022 zeigt Probleme auf, 
bfg-Forderungen werden endlich um-
gesetzt, bfg fordert weitere Verbesse-
rungen

03/2024 Rotation als Beförderungs-
voraussetzung muss weg!

bfg im Gespräch mit dem FM – Einsatz 
für Beendigung der Rotation als Beför-
derungsvoraussetzung

04/2024 Schöne neue Welt grundlegende Veränderung des Ar-
beitsplatzes im Finanzamt 

06-07/2024 Was ist uns unser Staat 
wert

23. bfg-Gewerkschaftstag in Würzburg 
& 75 Jahre bfg – inhaltliche Positionie-
rung, Gewerkschaftszukunft und ein 
immenses Arbeitspensum

08-09/2024 Barrierefrei Was heißt das im Alltag und warum 
profitieren wir alle davon

10/2024 Sommer, Sonne, Hitze im 
Büro – wieviel ist zu viel?

Pflicht der Arbeitgeber und Realität in 
den Ämtern 

01-02/2025 Bürokratieabbau! Bürokratie als Ursache allen Übels? Re-
gelungsfülle lähmt unsere Verwaltung 

03/2025 Hände weg von der Beam-
tenversorgung!

Bürgerversicherung und Rentenversi-
cherung auch für Beamte? – kritische 
Auseinandersetzung

04/2025 Landtagsanhörung zum 
öffentlichen Dienst

Anhörung von Sachverständigenden 
Wipijewski und Gürster zur Situation 
im öffentlichen Dienst 

08-09/2025 Herrsching kommt für 400 
Mio. nach Kronach!

Kritik am Beschluss der Komplettver-
lagerung, erkennt aber den Bedarf an 
Teilverlagerung an

10/2025 „Die Lage ist ernst! Die 
Herausforderungen sind 
groß!“

Mahnung zu besseren Bedingungen 
– IT, Haushalt, Nachwuchsgewinnung 
und Berufsbeamtentum

11/2025 Verwaltung mit Verantwor-
tung und Wirkung

Relevanz – vom Steuerbescheid bis zur 
Staatsfinanzierung

12/2025 Vor den Kopf gestoßen Kritik an Söder – und der angekün-
digten verzögerten Übernahme von 
jeweils 6 Monaten

03/2026 Lähmt er unser Land? Der bundesstaatliche Finanzausgleich – 
eine Bestandsaufnahme

04/2026 Harte, aber faire Debatte 
mit Finanzminister Albert 
Füracker

Diskussion um Bezügeanpassung, Ali-
mentation, Strukturreform, Arbeitsbe-
lastung und IT-Probleme
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Auf Augenhöhe soll die Personal-
vertretung mit der Dienststellen-
leitung agieren. Die Beschäftigten 
sollen so in die wesentlichen Ent-
scheidungen eingebunden werden. 
Das ist die Philosophie des Bayeri-
schen Personalvertretungsgesetzes 
(BayPVG). Diese Einflussmöglichkeit 
wurde hart erkämpft und ist keines-
wegs unumstritten. Wahlverzicht 
bestärkt deshalb die Kritiker in ihrer 
Meinung, wonach eine Teilhabe der 
Beschäftigten an der Leitung einer 
Behörde überflüssig ist. So weit darf 
es niemals kommen!

Es ist ein Alarmzeichen für jede 
Demokratie, wenn - wie bei manchen 
Landtagswahlen - gerade einmal et-
was mehr als die Hälfte der Bürgerin-
nen und Bürger zu den Urnen geht. 
Offenbar versprechen sich die sog. 
„Nicht-Wähler“ nichts von ihrem 
Kreuzchen. 

Man muss hierbei aber immer be-
denken: gehen nur 50 Prozent der Be-
rechtigten zur Wahl, reichen bereits 
26 Prozent der Stimmen, um der Be-
völkerung einen Willen aufzuzwingen, 
der nur noch zufällig etwas mit der 
Mehrheitsmeinung zu tun hat. Das 
ist – allein vom Ergebnis her – alles 
andere als demokratisch. Das System 
läuft in diesem Fall natürlich Gefahr, 
komplett infrage gestellt zu werden. 
Ob das die „Nicht-Wähler“ wollen? 
Vermutlich nicht.  

Nun gibt es wohl oder übel einen 
Bevölkerungsanteil, der mit der de-
mokratischen Idee nicht (mehr) viel 
anzufangen weiß. Aber das dürfte in 
Deutschland dennoch eine sehr klei-
ne Minderheit sein. Die Masse der 
„Nicht-Wähler“ ist dagegen entwe-
der zu bequem, um sich am Wahltag 
aufzuraffen, oder kann sich mit kei-
nem Angebot so recht identifizieren. 
Bevor man dann das vermeintlich 
geringste Übel wählt, wird lieber auf 

die eigene Stimme gänzlich verzich-
tet. Das ist nicht nur schade, sondern 
schlimmstenfalls fatal - schließlich 
lässt man so den Dingen ihren Lauf 
und trägt damit im Ernstfall auch zum 
größeren Übel bei. 

Dienststellenleiter könn-
ten Wahlverzicht in ihrem 
Sinne auslegen

Nicht ganz so dramatisch, in der 
Wirkung aber durchaus vergleichbar, 
stellt sich die Situation bei Betriebs- 
oder Personalratswahlen dar. 

Die gewählten Gremien können 
dabei zwar nicht allein über die künf-
tige Richtung entscheiden, insofern 
erscheinen die Folgen eines Wahlver-
zichts vielleicht weniger gravierend. 
Aber gerade, weil die Gremien eben 
nicht allein entscheiden können, brau-
chen sie die Legitimation umso drin-
gender. So manche Dienststellenlei-
tung betrachtet einen Wahlverzicht 
durchaus als Vertrauensbeweis in die 
eigene Kompetenz - nach dem Motto: 
Es braucht keinen Personalrat, weil 
„wir“ alles richtig machen - und die 
Leute sehen das auch so, sonst wür-
den sie ja wählen gehen! 

Das Gewicht der Personalver-
tretung in einer Dienststelle hängt 
deshalb ganz entscheidend an der 
Wahlbeteiligung! Bisher konnten die 
Personalratsgremien in der Bayeri-
schen Finanzverwaltung gottseidank 
nicht klagen. Die Wahlbeteiligung lag 
zuletzt im Schnitt bei etwa 80 Pro-
zent. Das machte Eindruck und zeig-
te, dass die Beschäftigten mitreden 
wollen und sich nicht alles gefallen 
lassen. Diese 80 Prozent waren – und 
sind bis heute – die Basis für Verhand-
lungen auf Augenhöhe. Bei solch 
überzeugend hohen Wahlbeteiligun-
gen sind dann auch Zugeständnisse 
zugunsten der Beschäftigten erreich-

bar. Die Verwaltung beäugt also sehr 
genau, ob die Wahlbeteiligung steigt 
oder sinkt. Und je nachdem, wird es 
für die Personalräte einfacher oder 
schwieriger, die Interessen der Be-
schäftigten zu vertreten.

Wählen gehen ...  
und zwar die bfg!

Am 23. Juni entscheidet sich, wie 
es mit der Beschäftigtenvertretung 
in der Bayerischen Finanzverwaltung 
weiter geht. Die bfg stellt Kandidatin-
nen und Kandidaten auf allen Ebenen, 
um den hehren Anspruch auch mit 
Leben zu erfüllen. 

„Gemeinsam, menschlich, mutig 
voran“ ist kein Versprechen, dass al-
les einfach wird. Es ist ein Auftrag. An 
die Gewerkschaft, an die Personalrä-
te – und an jede und jeden Einzelnen, 
Verantwortung zu übernehmen. Er-
folgreiche Personalratsarbeit entsteht 
nicht in luftleerem Raum. Es braucht 
Rückhalt, es braucht Rechtsschutz, 
es braucht Fortbildung, es braucht ein 
Netzwerk! 

Die bfg bietet ein solches Netzwerk 
- und hat sich in den letzten Jahrzehn-
ten im Bereich der Finanzverwaltung 
auf allen Ebenen durch viel Herzblut 
und Kompetenz ausgezeichnet. Ent-
scheidend wird sein, dass das auch 
die Beschäftigten am Wahltag durch 
ihr Kreuz ausdrücken! 

Deshalb gilt: Jede Stimme zählt! 
Wer nicht wählt, verzichtet auf Teil-
habe – und schwächt am Ende die 
eigenen Rechte! Eine hohe Wahlbe-
teiligung ist der Schlüssel für starke 
Personalräte – und damit für starke 
Beschäftigte!

Gemeinsam, menschlich 
und mutig voran lässt 
sich viel bewegen. Des-
halb am 23. Juni 2026 die 
Liste der bfg wählen!

PR-WAHLEN 2026

Gemeinsam, menschlich und mutig voran –  
für den künftigen Einfluss der Beschäftigten!

Hohe Wahlbeteiligung – starke Personalräte
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VOLLEYBALL

STOCKSCHIESSEN

BOGENSCHIESSEN

DRACHENBOOT

LAUFEN

DARTS

FUSSBALL 

BOWLING

bfg Bowling
22.05.2026

Unterföhring

bfg Drachenboot
15.07.2026

Oberschleißheim

bfg Classics
13.06.2026
Nördlingen

Alle Informationen zum Bayernturnier 
und dem Drachenbootrennen finden Sie 
unter: www.bayernturnier.de
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Seit 2019 sind die „to go“-Beiträge ein fester Bestandteil der bfg-Zeitung. Diese Seite fungiert als kompaktes 
Nachschlagewerk zu vielfältigen Themen und wurde über die Jahre zu einer umfangreichen Sammlung ausge-
baut. Die Beiträge behandeln querbeet unterschiedliche Fragestellungen und werden laufend aktualisiert.
Beim Öffnen eines einzelnen „to go“ in der App sehen Sie in der ersten Zeile den jeweiligen Stand des Beitrags – 
so erkennen Sie sofort, wie aktuell die Informationen sind. Die einzelnen Themen werden auch zu gegebener Zeit 
aktualisiert. Besonders praktisch: Die FAQ sind dort jeweils mit den relevanten gesetzlichen Fundstellen verse-
hen, sodass Sie bei Bedarf direkt auf die Quelle zugreifen können. Alle Beiträge sind in der App unter der Rubrik 
FAQ to go zusammengefasst. 

Veröffentlichungen der letzten 12 Monate 
In den vergangenen zwölf Monaten wurden FAQ zu folgenden Themen veröffentlicht:
•	 Krankenhausdirektabrechnung
•	 Krankenversichertennummer (KVNR)
•	 Orts- und Familienzuschlag: pflegebedürftiger Angehöriger und Änderung in der Teilzeitkürzung
•	 Welche Freistellungen gelten bei erkrankten Kindern?
•	 Arbeiten in der Nacht, an Wochenenden und Feiertagen
•	 Mitarbeiterservice – Formulare
•	 5 Teile zum Thema Pflege: 

•	 Anspruch und Pflegegrad
•	 Häusliche Pflege
•	 Verhinderungspflege, Kurzzeitpflege
•	 Stationäre Pflege und vollstationäre Einrichtungen der Behindertenhilfe
•	 Entlastungsanspruch, beihilfefähige Aufw. bei Pflegegrad 1 und die Palliativversorgung

•	 Wesentliche Änderungen in der UrlMV zum 1.1.2025 
Diese Auswahl zeigt die Breite der Themen: von organisatorischen Fragen rund um Dienstzeiten und Zuschläge 
bis hin zu ausführlichen Informationen im Pflegebereich.
Unsere Devise: Kurz, präzise, verständlich. Die „to go“-Beiträge sollen schnell Orientierung bieten und gleich-
zeitig genügend Orientierung für weiterführende Schritte liefern. Dabei legen wir Wert auf klare Sprache und 
praktische Hinweise, damit die Informationen schnell nutzbar sind. Gesetzliche Fundstellen in den FAQ sorgen 
für Nachvollziehbarkeit und ermöglichen vertiefende Recherchen.
Anregungen und Themenwünsche sind willkommen und ausdrücklich erwünscht. Haben Sie ein Thema, das fehlt 
oder das wir vertiefen sollen? Senden Sie uns Ihre Vorschläge – wir prüfen und ergänzen die Sammlung kontinu-
ierlich.

to go

to go
FAQs – kurz und knapp

Unser FAQ „to go“ – Kompakt, aktuell und praxisnah
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DSTG-Jugend:

Instagram
https://www. 
instagram.com/ 
dstg_jugend/

Unter diesem Link  
finden Sie aktuelle 

Themen und Berichte der DSTG-
Jugend Bund.

Deutsche Beamtenbund 
Jugend Bayern:

https://dbbjb.eu

Hier finden Sie alle 
Neuigkeiten der  
DBB-Jugend Bayern.

Fachliteratur:
dbbjb.eu/aktion-15/

Über die Deutsche 
Beamtenbund Jugend 
Bayern haben Sie 	  
als bfg-Mitglied  
in Ausbildung oder im 

Studium die Möglichkeit Fachliteratur 
zu bestelllen.

Dachverbände:

Deutsche Steuer-Gewerkschaft e. V. 
(DSTG)
www.dstg.de/

Bayerischer Beamten-
bund e.V. (bbb)
www.bbb-bayern.de/

dbb beamtenbund 
und tarifunion
www.dbb.de/

Angebote des dbb:

dbb vorsorgewerk / dbb vorteilswelt
www.dbb-vorteils-
welt.de/

dbb akademie

www.dbbakademie.
de/ 

Bayernturnier: 
www.bayernturnier.de/

Hier finden Sie alle 
Informationen und  
die aktuellen Termine.

bfg-Jugend:

Facebook
www.facebook. 
com/bfgjugend

Instagram
www.instagram.
com/bfgjugend

bfg Webseite:
www.finanzgewerkschaft.de/

Hier finden Sie Infor-
mationen über die bfg, 
die Bezirksverbände 
und die bfg-Jugend.

bfg auf Social Media:

Facebook
https://www. 
facebook.com/ 
Finanzgewerkschaft/   

 

Instagram
https://www. 
instagram.com/ 
bayerische_ 

finanzgewerkschaft/   

Youtube
www.youtube.com/ 
@BayerischeFinanz-
gewerkschaft

Offizielle Webseite zu den 
PR-Wahlen 2026:

www. 
personalratswahlen.
bayern

Hier finden Sie alle 
aktuellen Informati-

onen und Termine zu den Personal-
ratswahlen in diesem Jahr.

GLEICH VORMERKEN: 23.06.2026

Unsere Angebote  
für Sie im Internet
Zusammen mit ihren Dachverbänden BBB, DSTG und dbb  
beamtenbund und tarifunion vertritt die bfg auf allen  
Ebenen die Interessen ihrer Mitglieder. Entsprechend vielfältig  
sind die Angebote und Informationskanäle im Internet. 
Nachfolgend erhalten Sie eine kleine Übersicht über die wichtigsten Kom-
munikationskanäle der bfg! Alle Internetlinks sind sowohl als Text als auch als QR-Code abgebildet.  
So können Sie auch mit einem mobilen Endgerät schnell und bequem direkt auf die jeweiligen Angebote zugreifen.
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Ein Abend der Demokratie 
Gerhard Wipijewski gratuliert Prof. Ursula Münch  
zur Auszeichnung mit dem Wilhelm-Hoegner-Preis 
Die Politikwissenschaftlerin Ursula Münch wurde kürzlich im Bayerischen Landtag 
mit dem Wilhelm-Hoegner-Preis 2026 ausgezeichnet. Die SPD-Fraktion, die diese 
Ehrung seit 1988 vergibt, würdigt damit Münchs Verdienste als Direktorin der 
Akademie für politische Bildung sowie ihren außerordentlichen Einsatz für die De-
mokratie – ganz im Geiste der Bayerischen Verfassung und des ersten bayerischen 
Ministerpräsidenten Wilhelm Hoegner. 
In seiner zweiten Amtszeit war Ministerpräsident Hoegner 1957 einer der Initia-
toren zur Gründung der Akademie für politische Bildung, die bis heute als eine 
einzigartige Institution in der politischen Bildungslandschaft Deutschlands gilt. 
Ursula Münch leitet die Akademie seit 2011. 
bfg-Vorsitzender Gerhard Wipijewski gratulierte Ursula Münch sehr herzlich zur 
Auszeichnung. Gerhard Wipijewski gehört derzeit auf vier Jahre als einziger 
Vertreter der Gewerkschaften dem 26-köpfigen Beirat der Akademie an, der laut 
Akademiegesetz die Verbindung zur Öffentlichkeit herstellen und die Direktorin 
beraten soll.
In seiner Festrede würdigte Bundespräsident a. D. Joachim Gauck die Preisträgerin 
als prägende Stimme der politischen Bildung: „Mit der Verleihung des Wilhelm-
Hoegner-Preises wird in diesem Jahr Prof. Dr. Ursula Münch für ihr herausragen-
des wissenschaftliches und öffentliches Wirken geehrt – und für eine Haltung, die 
die freiheitliche Demokratie als Ordnung der Verantwortung und des Gemeinsinns 
versteht. Professorin Münch macht Politik verständlich, ohne sie zu vereinfachen, 
und öffnet damit vielen den Zugang zu demokratischen Debatten. Sie steht für 
klare Analyse, intellektuelle Redlichkeit und den Mut, auch unbequeme Wahrheiten 
auszusprechen. Wer ihr zuhört, geht selten beruhigt, aber fast immer klüger nach 
Hause.“ 
In ihrer Dankesrede stellte die Geehrte das anschließend wieder unter Beweis. 
Der fotografierte Fotograf ist MdL Volkmar Halbleib, Fraktions-Vize der SPD.

Mit gutem Beispiel voran
BBB fordert 1.000-Euro-Ent-
lastungsprämie  
bfg schlägt zusätzlich Aus-
weitung des Homeoffice vor

Die stark gestiegenen Energie- und 
Lebenshaltungskosten belasten auch 
die Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
erheblich. Der Bayerische Beamtenbund 
fordert den Freistaat Bayern deshalb auf, 
die angekündigte steuer- und abgaben-
freie Entlastungsprämie von bis zu 1.000 
Euro auch für den öffentlichen Dienst 
umzusetzen.

„Wer von der Wirtschaft Entlastung 
einfordert, darf bei den eigenen Be-
schäftigten nicht zurückstehen. Der 
Staat muss hier mit gutem Beispiel vor-
angehen“, betont BBB-Vorsitzender Rai-
ner Nachtigall. 

Auch die hohen Benzinpreise tref-
fen viele Kolleginnen und Kollegen un-
mittelbar. Wer täglich weite Wege zur 
Dienststelle zurücklegt, spürt dies an 
der Zapfsäule besonders deutlich. Ge-
rade im Flächenstaat Bayern sind viele 
Beschäftigte auf das Auto angewiesen. 
Die bfg hat deshalb gegenüber Staats-
minister Albert Füracker vorgeschlagen, 
die Möglichkeiten zur Arbeit von daheim 
vorübergehend auszuweiten.

Konkret schlägt die bfg vor, die Ober-
grenze für flexible Telearbeit im Finanz-
ressort für drei Monate um einen zusätz-
lichen Tag pro Woche anzuheben. Eine 
Anrechnung auf das Jahreskontingent 
soll dabei nicht erfolgen. Die persönli-
chen und dienstlichen Voraussetzungen 
bleiben selbstverständlich unberührt. Es 
geht also nicht um eine pauschale Re-
gelung ohne Rücksicht auf die Arbeits-
fähigkeit der Dienststellen, sondern um 
eine pragmatische Erweiterung dort, wo 
sie möglich ist.

Der Vorteil liegt auf der Hand: Weniger 
Fahrten bedeuten geringere Tankkosten, 
weniger Kraftstoffverbrauch und weni-
ger Emissionen. Zugleich würde eine 
solche Regelung schnell wirken, ohne 
langwierige Verfahren und ohne zusätz-
liche Belastung des Staatshaushalts. Sie 
wäre ein konkretes Signal, dass die Sor-
gen der Beschäftigten ernst genommen 
werden.

Für die bfg ist klar: Wer über Entlas-
tung spricht, muss die eigenen Beschäf-
tigten mitdenken. Der öffentliche Dienst 
hält den Staat am Laufen. Eine Antwort 
des Ministers lag zum Redaktions-
schluss am 1. Mai noch nicht vor.

Jetzt anmelden: AStQ4-Herbstseminar
„Neue Namen sind fix, sonst ändert sich nix? Führen in optimierten Strukturen“
Wann: 13.10-15.10.2026 
Wo: Hotel „Das Hürner“, Ansbach
Und das sind die spannenden Themen
•	 Erfahrungsaustausch Strukturreform: Wir fragen, Mittelfranken antwor-

tet mit Ursula Vorlaufer, Bernd Göppner, Dr. Michael Reichert,  
Eva-Maria Götz und Thomas Wagner

•	 Medizinische Untersuchungsstelle 
Wie läuft das Verfahren beim Amtsarzt?   
Rebecca Löffler und Claudia Wienand wissen Antworten.

•	 Aktuelles aus der Gewerkschaft mit Gerhard Wipijewski
•	 Neues aus dem BayStMFH mit Dr. Arnd Weißgerber
•	 Was im Kopf passiert, wenn die Struktur sich ändert  

mit Dipl. Psych. Egid-Quirin Roth
•	 KI und Organisation mit Hubertus Rust
Anmeldung bis 14.9.26 an info@bfg-mail.de
Teilnahme für bfg-Mitglieder gebührenfrei; sonst 550,-EUR
Anmeldungen erstmaliger Teilnehmer werden bevorzugt berücksichtigt



AKTUELLESAKTUELLES

Mitgliederzeitschrift der Bayerischen Finanzgewerkschaft 4/2026  •  Seite 35

Außergewöhnliches 
leisten.
Die NÜRNBERGER hat den passenden 
Schutz für Beamte und Arbeitnehmer im 
Ö� entlichen Dienst. Zum Beispiel unsere 
Unfallversicherung Private Line. 

Für Menschen, 
die Außergewöhnliches leisten.

NÜRNBERGER Allgemeine Versicherungs-AG
Ostendstraße 100, 90334 Nürnberg
www.nuernberger.de/beamte-oe� entlicher-dienst

Personen- und Funktionsbezeichnungen 
stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.

AZ139_005_202508.indd   1AZ139_005_202508.indd   1 23.03.26   12:4123.03.26   12:41

Länderübergreifender Austausch von Steuerfahnderinnen und Steuerfahndern
Im Märtz veranstaltete die ddb Aka-

demie in Zusammenarbeit mit der 
DSTG das Seminar „Steuerpolitik und 
Steuerfahndung“ in Hannover. Sech-
zig Steuerfahnder aus dem gesamten 
Bundesgebiet, darunter auch 11 Kol-
leginnen und Kollegen aus Bayern, 
folgten der Einladung. 

Gleich der erste Tag begann mit 
einem absoluten Highlight. Anne 
Brorhilker, die ehemalige Oberstaats-
anwältin bei der Staatsanwaltschaft 

Köln, die zu Cum/Ex ermittelt hat und 
jetzt Vorsitzende der Bürgerbewe-
gung Finanzwende ist, hielt einen Im-
pulsvortrag. Sie zeigte dabei auch die 
Probleme auf, mit denen Behörden 
täglich zu kämpfen haben und sprach 
vielen Kolleginnen und Kollegen mit 
ihren Worten direkt aus der Seele.

Die gesamte Veranstaltung war 
geprägt vom Austausch und Diskus-
sionen zu aktuellen Thematiken unter 
anderem mit Vorträgen von Vertretern 

von Krimalpolizei und  Staatsanwalt-
schaft. Kritisch diskutiert wurde unter 
den Anwesenden daneben auch die 
IT-Situation in der Steuerfahndung ak-
tuell am Beispiel der immer noch aus-
stehenden Komponente eSpog, die 
für eine elektronische Aktenführung 
Grundvoraussetzung ist.

Es war eine sehr gelungene Veran-
staltung mit wichtigen Informationen 
für die tägliche Arbeit und neuen Kon-
takten.



zeigt den jungen Personalräten 
ihre Rechte und Pflichten und ver-
mittelt die rechtlichen Grundlagen  
nach dem Bayerischen Personalver-
tretungsgesetz. 

Für einige hat sich zunächst vermut-
lich auch die Frage gestellt, warum 
man sich in der JAV engagieren soll-
te. Die Antwort ist eigentlich ganz ein-
fach: Weil es sich lohnt, sich für die 
Beschäftigten der Finanzverwaltung 
einzusetzen. Das klingt sehr plakativ, 

Am 23. Juni 2026 werden viele 
junge, engagierte Kolleginnen und 
Kollegen erstmalig in eine Jugend- 
und Auszubildendenvertretung 
gewählt. Vor dieser neuen Heraus-
forderung gibt es auf einmal einen 
Berg von Fragen. Was sind eigent-
lich meine Aufgabe? Wem kann ich 
Fragen stellen? Für wen bin ich nun 
Ansprechpartner?

Die bfg-Jugend hilft mit ihren Schu-
lungen dabei, Klarheit zu schaffen, 

Starke Stimme für die Zukunft:  
Die JAV-Wahl 2026

ist aber die Wahrheit. Insbesondere 
in einer Zeit von Umstrukturierungen 
und viel Unsicherheit ist es wichtig, 
erfahrene, gut vernetzte und enga-
gierte Interessenvertretungen zu ha-
ben. Darüber hinaus gilt: nichts ist zu-
friedenstellender, als etwas Positives 
für seine Kolleginnen und Kollegen 
erreicht zu haben. Ein Blick in die Ver-
gangenheit zeigt, welche Erfolge die 
Jugendvertretungen in Zusammen-
arbeit mit den Personalräten bereits 
verzeichnen konnten: 
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bfg-JUGEND

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 

2018 

2020 

2021 

2022 

2023 

2024 

2025 

2026 

Entschei-
dung BAG: 
30 Tage Ur-
laub für alle 
(zuvor 27 für 
Anwärter)

vollständige 
Rückkehr zur 
40-Stunden-
Woche (zu-
vor seit 2004: 
42 Stunden)

Ausbildungs- 
leistun-
gen der 
Finanzämter 
stärker im 
ZuSo berück-
sichtigt

neues 
Gästehaus- 
und Kom-
bigebäude 
an der LFS 
Ansbach 
eingeweiht

Homeoffice-Mög-
lichkeiten erst-
mals für Anwärter 
vorgesehen  
(DV-Telearbeit 
wird vorbereitet)

Erhöhung 
der Plätze 
für Ausbil-
dungsqua-
lifizierung 
auf dauer-
haft 45

Homeof-
fice für 
Anwärter 
des LfF

Rücknahme 
der abge-
senkten 
Eingangsbe-
soldungen 
(A6A, A9A)

geplante starke 
Kürzung des 
QE3-Crashkur-
ses verhindert  
(nur 10 statt 40 
Std. reduziert)

Einführung 
Doppel-
beförde-
rungseig-
nung  
für QE1 
und QE2

höhere 
Eingangsbesol-
dung für Beam-
te auf Widerruf 
(Wegfall der 
1. Erfahrungs-
stufe)

Gültigkeit 
der LPA-
Testergeb-
nisse auf 
3 Jahre 
verlängert

alle 
Anwärter 
erhalten 
Laptops

Verwal-
tungsin-
formatiker 
werden 
direkt ver- 
beamtet

2028 

Ausblick: 
Moderni-
sierung 
des LPA-
Verfahrens 
(„Online-
Test“)

Diese Erfolge und Meilensteine 
konnten erreicht werden, weil sich 
engagierte Kolleginnen und Kollegen 
in den Jugendvertretungen und Per-
sonalräten ständig im konstruktiven 
Austausch mit der Verwaltung und 
den Bildungseinrichtungen befanden. 

Dabei war und ist ein sehr wichtiger 
Teil der Arbeit der Jugendvertretung, 
die Anwärterinnen und Anwärter und 
ihre Bedürfnisse zu kennen und für 
sie da zu sein. Denn nur so können 
viele Anregungen und Möglichkei-
ten erarbeitet und gegenüber dem 
Dienstherrn argumentativ hochwertig 

vorgebracht werden. Weitere Erfolge 
sollen auch in Zukunft entstehen und 
daher setzt die bfg-Jugend ab August 
(Beginn der Amtszeit) auf schlagferti-
ge Teams vor Ort in den Dienststellen 
und auf den Ebenen von Landesäm-
tern und Ministerium. Überörtlich 
werden Entscheidungen getroffen, 
die für alle Kolleginnen und Kollegen 
entscheidend sind. 

Und spätestens hier kommt die bfg-
Jugend ins Spiel. Wir bereiten „un-
sere“ Jugendvertretungen durch 
Schulungen, Informationsveran-
staltungen und durch ein Netzwerk  

untereinander bestens auf die Per-
sonalratsarbeit vor! Unsere Ju-
gendvertreter wissen, wo es in den 
Dienststellen Probleme gibt und wo 
Verbesserungspotenzial vorhanden 
ist. 

Am 23. Juni 2026 besteht wieder die 
Möglichkeit, die Zusammensetzung 
der JAV-Gremien für 2,5 Jahre neu zu 
bestimmen. Macht bitte von Eurem 
Wahlrecht Gebrauch und wählt un-
sere Kandidatinnen und Kandidaten. 
Unsere Spitzenkandidaten möchten 
wir auf der nächsten Seite vorstellen.
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Max Frischmann

Stelle: 
Betriebsprüfung

Hobbies:
Wandern, Landjugend, „Herr der Ringe“,  
Schwimmen, Kochen, Spaß mit Freunden

Wofür möchtest du dich einsetzen? 
Ich möchte faire Bedingungen an allen  
Ausbildungsstandorten schaffen und eine  
sinnvolle Einbindung von KI in unsere  
digitale Ausbildung.

Carina Parks Maximilian Wanner

Viktoria  
Blümelhuber 
kandidiert für die HJAV 

Alter:	� 25 Jahre
Dienststelle:	� Finanzamt  

Eggenfelden 
Stelle: 
Ausbildungsqualifizierung,  
Mitglied der HJAV & im öPR

Hobbies:
Skifahren, Rennradfahren, Laufen,  
Schwimmen, Tennis

Wofür möchtest du dich einsetzen? 
Ich setze mich für eine faire und digitale Aus- 
bildung ein und möchte aktiv Verbesserungen  
vorantreiben. Mir ist wichtig, dass die  
Stimme der jungen Beschäftigten gehört und 
ernst genommen wird.

bfg-JUGEND

Vorstellung der Spitzenkandidaten 
für die JAV-Wahlen 2026

kandidiert für die  
BJAV Süd 

Alter:	� 26 Jahre
Dienststelle:	� Finanzamt Passau 

Stelle: 
Leitstelle HKR  
Mitglied der HJAV & der GJAV

Hobbies:
Radfahren, Laufen, Vereinsarbeit, Lesen

Wofür möchtest du dich einsetzen? 
Ich will mich dafür einsetzen, dass die Ideen  
und Vorschläge von jungen Kolleginnen  
und Kollegen besser gehört werden und die  
Arbeitsbedingungen an den Theorie- und Praxis- 
orten auf hohem Niveau sind.

kandidiert für die 
GJAV beim LfF

Alter:	� 24 Jahre
Dienststelle:	� LfF Regensburg 

Stelle: 
Bewertungsstelle

Hobbies:
Gartenarbeiten, Lesen, Interior-Design, Reisen

Wofür möchtest du dich einsetzen? 
Ich möchte eine qualitativ hochwertige,  
faire und praxisnahe Ausbildung,  
eine offene Kommunikation zwischen  
Auszubildenden und Verwaltung und  
eine Unterstützung bei Herausforderungen  
im Ausbildungsalltag für alle Beschäftigten.

kandidiert für die  
BJAV Nord

Alter:	� 25 Jahre
Dienststelle:	� FA Bamberg 



ORTSVERBÄNDE

Ortsverband beim Finanzamt Regensburg  
Ortsverband Regensburg gut für die Zukunft aufgestellt

Bei der diesjährigen Ortsverbands-
versammlung der bfg beim Finanz-
amt Regensburg konnte Ortsvorsit-
zende Martina Sixt fast 80 Mitglieder 
begrüßen. Besonders willkommen 
hieß sie den Bezirksvorsitzenden Tho-
mas Wagner, der über aktuelle Ent-
wicklungen in der Finanzverwaltung 
informierte.

Unter den Gästen befanden sich 
auch der ehemalige Amtsleiter und 
bfg-Justiziar Norbert Reichel sowie 
der DSTG-Ehrenvorsitzende Dieter 
Ondracek. Amtsleiter Engelhardt rich-
tete ein Grußwort an die Versamm-
lung und würdigte das große Engage-
ment der Mitglieder sowie die stets 
gute und konstruktive Zusammenar-
beit.

In ihrem Bericht blickte Martina 
Sixt auf ein aktives Verbandsjahr zu-
rück. Zu den Höhepunkten zählten 
eine Führung im Jahnstadion, die 
Ortsverbandsreise ins Ahrtal sowie 
die erfolgreiche Teilnahme am Bay-
ernturnier in Aschaffenburg, bei dem 
Regensburg in mehreren Disziplinen 
stark vertreten war. Zugleich richte-
te sie den Blick bereits auf das Jahr 
2027: Dann wird das Finanzamt Re-
gensburg selbst Ausrichter des Bay-
ernturniers sein.

Auch für das laufende Jahr ist der 
Ortsverband gut aufgestellt. Be-
sonders großes Interesse fand die 
geplante Ortsverbandsreise an den 
Lago Maggiore, die bereits innerhalb 
einer Woche vollständig ausgebucht 
war.

Erfreulich entwickelte sich auch 
die Arbeit der bfg-Jugend. Mit Ver-
anstaltungen wie dem Bergfest, 
Bowlingabenden und gemeinsamen 
Dultbesuchen mit den Anwärterinnen 
und Anwärtern trägt sie dazu bei, den 
Zusammenhalt zu stärken und den 
Austausch in lockerer Atmosphäre zu 
fördern.

Neben dem Verbandsleben kamen 
auch aktuelle berufspolitische The-
men zur Sprache. Martina Sixt sprach 
insbesondere die verzögerte Über-
nahme des Tarifergebnisses sowie 
Fragen der Alimentation an, die viele 
Kolleginnen und Kollegen derzeit be-
schäftigen.

Auf der Tagesordnung standen zu-
dem Nachwahlen im Vorstand. Der 
bisherige Schatzmeister Andreas Kai-
ser hatte sein Amt aus persönlichen  
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verursachten und von den Beschäf-
tigten mit großem Einsatz aufgefan-
gen werden müssten. Dieses Enga-
gement werde jedoch vielfach nicht 
ausreichend wahrgenommen.

Auch die Frage der amtsangemes-
senen Alimentation bleibe ein drän-
gendes Thema. Über 65.000 Einsprü-
che gegen die Besoldung machten 
deutlich, wie groß die Unzufrieden-
heit sei. Gleichzeitig werde politisch 
immer wieder der Abbau von Büro-
kratie gefordert, während bei den 
Beschäftigten gespart werde. Viele 
empfänden dies als widersprüchlich 
und als Zeichen fehlenden Rückhalts.

Ein besonderer Moment der Ver-
sammlung war schließlich die Ehrung 
langjähriger Mitglieder. Für ihre Treue 
zur bfg wurden ausgezeichnet: Sibyl-
le Schmitz und Manfred Pärr für 25 
Jahre Mitgliedschaft, Gabriele Jobst 
für 40 Jahre, Inge Kastenmeier und 
Helga Mayer für 50 Jahre sowie Jo-
hann Weinzierl, Siegfried Dietl und 
Gerhard Griemann für 60 Jahre Mit-
gliedschaft. Die Ehrungen unterstri-
chen die starke Verbundenheit vieler 
Mitglieder mit der bfg über Jahrzehn-
te hinweg.

Die Ortsverbandsversammlung 
machte deutlich: Die bfg Regensburg 
ist nicht nur organisatorisch gut auf-
gestellt, sondern lebt vor allem vom 
Engagement ihrer Mitglieder, vom 
gelebten Zusammenhalt und von  
einem aktiven Verbandsleben.

Gründen niedergelegt. Martina Sixt 
dankte ihm für seine geleistete Ar-
beit. Zu seinem Nachfolger wurde 
Thomas Bauer einstimmig gewählt. 
Ebenfalls einstimmig fiel die Wahl von 
Moritz Winklmann zum neuen Rech-
nungsprüfer aus.

Mit Blick auf die Personalratswah-
len am 23. Juni 2026 sieht sich der 
bfg-Ortsverband Regensburg eben-
falls gut aufgestellt. Die Listen für 
die Jugend, für die Beamtinnen und 
Beamten sowie für die Tarifbeschäf-
tigten wurden von der Versammlung 
einstimmig beschlossen. Auch für die 
überörtlichen Gremien schickt Re-
gensburg kompetente Kandidatinnen 
und Kandidaten ins Rennen.

In seinem Beitrag schilderte Be-
zirksvorsitzender Thomas Wagner die 
anhaltend angespannte Situation in 
der Finanzverwaltung. Gewerkschaft-
liche Arbeit, so Wagner, bringe nicht 
immer nur Erfolge, sondern erforde-
re oft auch schwierige Kompromis-
se – so leider auch bei den letzten 
Tarifverhandlungen, deren Ergebnis 
vielerorts zurecht als unzureichend 
empfunden werde. Umso wichtiger 
sei gerade in solchen Zeiten der Zu-
sammenhalt.

Die Probleme seien seit Jahren im 
Kern dieselben: eine angespannte 
Personalsituation, störanfällige IT-
Systeme und eine weiter steigende 
Arbeitsbelastung. Hinzu kämen or-
ganisatorische Rahmenbedingungen, 
die in der Praxis zusätzliche Arbeit 

Die Jubilare von links nach rechts: Sibylle Schmitz (25 Jahre), Johann Weinzierl (60 
Jahre), Inge Kastenmeier (50 Jahre), Siegfried Dietl (60 Jahre), Helga Mayer (50 Jahre), 
Gerhard Griemann (60 Jahre), Gabriele Jobst (40 Jahre), Manfred Pärr (25 Jahre)
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Die diesjährige Ortsverbandsver-
sammlung des bfg-Ortsverbands 
Lohr am Main fand im Sitzungssaal 
des Finanzamts Lohr am Main statt. 
Ortsvorsitzender Frank Reinhart konn-
te neben den zahlreich erschienenen 
Mitgliedern auch den Bezirksvorsit-
zenden Thomas Wagner begrüßen.

Zu Beginn gab Reinhart einen 
Rückblick auf die Tätigkeit des Orts-
verbands im Jahr 2025. Besonders 
dankte er den Mitgliedern, die trotz 
winterlicher Witterung an der Protest-
veranstaltung am 2. Februar 2026 in 
Nürnberg teilgenommen und damit 
Präsenz für die Anliegen der Beschäf-
tigten gezeigt hatten. Anschließend 
berichtete Kassierin Sigrid Mantel 
über die Finanzen des Ortsverbands. 
Kassenprüferin Michaela Brönner 
bescheinigte ihr eine einwandfreie  

Ortsverband beim Finanzamt Lohr  
Mitglieder in Lohr am Main bestätigen den Vorstand

v.l.n.r 1. Reihe Thomas Wagner, Manfred Dix, 60 Jahre Mitgliedschaft, 2. Reihe Sigrid 
Mantel, Kassierin; Karl-Heinz Bock, 40 Jahre Mitgliedschaft; Marvin Dildey, stv. Ortsver-
bandsvorsitzender; Frank Reinhart, Ortsverbandsvorsitzender
3. Reihe Larissa Dunkel, Beisitzerin, Brigitte Watzke, 25 Jahre Mitgliedschaft, Michaela 
Brönner, Kassenprüferin

Bei der Mitgliederversammlung 
des bfg-Ortsverbandes beim Finanz-
amt Kitzingen konnte Ortsvorsitzen-
der Horst Ebert im vollbesetzten Sit-
zungssaal 30 Mitglieder begrüßen.

Als Ehrengast nahm Katharina 
Hacker, Schatzmeisterin des bfg-
Bezirksverbandes Nordbayern vom 
Finanzamt Obernburg, Außenstel-
le Amorbach, an der Versammlung 
teil. Sie informierte die Anwesenden 
ausführlich und kompetent über die 
anstehende Strukturreform in der 
Steuerverwaltung und gab dabei ei-
nen umfassenden Überblick über die 
aktuellen Entwicklungen und Heraus-
forderungen.

Im Anschluss berichtete Horst 
Ebert über die erfolgreiche Arbeit des 
Ortsverbandes Kitzingen. Besonders 
erfreulich ist die positive Mitglieder-
entwicklung. Der Ortsverband zählt 
inzwischen mehr als 60 Mitglieder 
und ist damit weiterhin gut aufge-
stellt. Danach trug Frank Wehner den 
Kassenbericht vor. Auch die finanzi-
elle Entwicklung des Ortsverbandes 
wurde als erfreulich bewertet.

Bei den anschließenden Vorstands-
wahlen wurden Horst Ebert als Orts-
vorsitzender und Frank Wehner als 
stellvertretender Ortsvorsitzender in 
ihren Ämtern bestätigt. Damit setzt 
der Ortsverband auf Kontinuität und 

Ortsverband beim Finanzamt Kitzingen  
Horst Ebert und Frank Wehner im Amt bestätigt

(v.l.n.r.) 1. Reihe: Thomas Wagner, Bezirksvorsitzender; Manfred Dix, 60 Jahre Mitglied-
schaft; 2. Reihe: Sigrid Mantel, Kassierin; Karl-Heinz Bock, 40 Jahre Mitgliedschaft; 
Marvin Dildey, stv. Ortsvorsitzender; Frank Reinhart, Ortsvorsitzender; 3. Reihe: Larissa 
Dunkel, Beisitzerin; Brigitte Watzke, 25 Jahre Mitgliedschaft; Michaela Brönner, Kassen-
prüferin

bewährtes Engagement.
Ein weiterer wichtiger Punkt der 

Mitgliederversammlung war die Eh-
rung langjähriger Mitglieder. Insge-
samt konnten 19 Kolleginnen und 
Kollegen für ihre Treue zur bfg ausge-
zeichnet werden.

Für 25 Jahre Mitgliedschaft wurden 
Volker Müller, Andrea Schmitt, Frank 
Wehner und Daniela Ziegler geehrt.

Für 40 Jahre Mitgliedschaft wurden 
Winfried Braun, Karl Eitel, Barbara 
Göbel, Beate Jünk, Walter Körber, 
Gottfried Mantsch, Claudia Münch, 
Brigitte Nowak, Bernhard Schmitt 
und Roland Stühler ausgezeichnet.

Für 50 Jahre Mitgliedschaft wurden 
Helmut Schenk, Irmengard Theumer 
und Irene Ziermann geehrt.

Eine besondere Ehrung erhielt Lo-
thar Kipping für 60 Jahre Mitglied-
schaft. Für außergewöhnliche 70 Jah-
re Mitgliedschaft wurde Erhard Klos 
ausgezeichnet.

Die Mitgliederversammlung zeig-
te eindrucksvoll, dass der bfg-Orts-
verband Kitzingen auf einer starken 
Basis steht. Mit engagierten Mitglie-
dern, einer soliden Vorstandschaft 
und einer erfreulichen Entwicklung 
blickt der Ortsverband zuversichtlich 
in die Zukunft.

Kassenführung, woraufhin dem Vor-
stand Entlastung erteilt wurde. Im 
weiteren Verlauf standen Neuwahlen 

auf der Tagesordnung. Dabei wurden 
Frank Reinhart als Ortsverbands-
vorsitzender, Cathrin Vierheilig und 



Ortsverband beim FA Deggendorf  
Einstimmung auf die Wahlen bei der Ortsverbandsversammlung

Zur Ortsverbandsversammlung 
2026 im Sitzungssaal des Finanz-
amts Deggendorf begrüßte der Vor-
sitzende Simon Staudinger neben 
den anwesenden Mitgliedern des 
Ortsverbands auch Amtsleiter und 
Mitglied des bfg-Landesvorstandes, 
Nicolai Löwinger sowie die Vorsitzen-
de des Bezirksverbands Südbayern,  
Birgit Fuchs. 

Nach einem Gedenken an das ver-
storbene Mitglied Monika Steinbauer 
gab Simon Staudinger einen Rück-
blick auf die Aktivitäten des Orts-
verbands seit der letzten Versamm-
lung und nannte dabei beispielhaft 
die Verteilung von Schokoladenni-
koläusen für alle Mitglieder an der  
Weihnachtsfeier und die Teilnahme 
an der bfg-Landesarbeitstagung 2026 
sowie an den Veranstaltungen des 
BBB-Kreisausschusses Deggendorf. 

Als Highlight hob er die Teilnahme 
des Ortsverbandes an der Protestver-
anstaltung am 02.02.2026 in Nürn-
berg hervor. Anschließend referierte 
Birgit Fuchs zu verschiedenen aktu-
ellen Themen. Sie spräche meist von 
spannenden Zeiten, doch schwieri-
ge Zeiten treffe es leider momentan 
besser. Diese gelte es zusammen zu 
meistern! Den Tarifabschluss in der 
TV-L beschrieb sie als schmerzhaften 
Kompromiss, schilderte Hintergründe 
und drückte ihr völliges Unverständ-
nis hinsichtlich der beabsichtigten 

zeitverzögerten Übertragung des Ta-
rifergebnisses auf die Beamten aus. 
Ein weiterer Schwerpunkt der Aus-
führungen war das Thema Arbeits-
belastung – durch stetig steigende 
Fallzahlen, aber auch durch vermehrt 
technische Ausfälle. Birgit Fuchs for-
derte nachdrücklich, dass man die 
Arbeit reduzieren und die Technik 
besser nutzen müsse – erfreulicher-
weise sei im Doppelhaushalt 2026/27 
eine erhebliche Aufstockung des IT-
Budgets vorgesehen. 

Weiter ging Birgit Fuchs auf IKO-
NOS, das kommende Kommuni-
kationssystem in der Finanzver-
waltung, welches derzeit auch in 
Mittelfranken pilotiert wird, ein. 
Klar müsse sein, dass standort-
übergreifendes Arbeiten nur funkti-
onieren könne, wenn mit IKONOS 
auch die nötigen Kommunikations-
wege stabil zur Verfügung stehen.  
Zum Schluss richtete die Bezirksvor-
sitzende einen Appell an alle Anwe-
senden, am 23.06.2026 die bfg bei 
den Personalratswahlen zu unterstüt-
zen – indem man das Wahlrecht wahr-
nehme und die Kandidatinnen und 
Kandidaten der bfg wähle. Daran an-
knüpfend präsentierte Simon Staudin-
ger anschließend die Vorschläge des 
Ortsverbandes für die Kandidaten-
listen zur Wahl der örtlichen Jugend- 
und Auszubildendenvertretung so-
wie für die örtliche Personalratswahl 

Ortsvorsitzender Simon Staudinger bei 
seinem Tätigkeitsbericht.

Marvin Dildey als stellvertretende 
Vorsitzende sowie Sigrid Mantel als 
Kassierin in ihren Ämtern bestätigt. 
Florian Beck wurde erneut als Beisit-
zer gewählt, neu in den Vorstand ge-
wählt wurde Larissa Dunkel.

Im Anschluss berichtete Bezirks-
vorsitzender Thomas Wagner über 
aktuelle Themen der Gewerkschafts-
arbeit und die derzeitige Lage in der 
bayerischen Steuerverwaltung. Dabei 
machte er deutlich, dass viele Kolle-
ginnen und Kollegen in den Finanz-
ämtern weiterhin unter hohem Druck 
stehen. Die Arbeits- und Personal-
situation bleibe angespannt, zumal 
immer neue Aufgaben, steigende An-
forderungen und eine zunehmende 
Arbeitsverdichtung auf ohnehin stark 
belastete Bereiche träfen.

Ein Schwerpunkt seines Berichts 
waren die immer häufiger auftre-

tenden Probleme im IT-Bereich. 
Wiederkehrende Ausfälle, instabile 
Anwendungen und unterschiedliche 
technische Plattformen erschwerten 
die tägliche Arbeit erheblich. Wag-
ner betonte, dass Digitalisierung nur 
dann eine echte Entlastung sein kön-
ne, wenn die eingesetzten Verfahren 
zuverlässig funktionierten und die 
Beschäftigten vor Ort ausreichend 
unterstützt würden. Auch die Nach-
wuchsgewinnung sprach Wagner 
an. Angesichts des demografischen 
Wandels und der wachsenden Kon-
kurrenz auf dem Arbeitsmarkt sei es 
entscheidend, die Finanzverwaltung 
als attraktiven Arbeitgeber sichtbar zu 
machen. Dazu gehörten gute Arbeits-
bedingungen, verlässliche Perspek-
tiven und eine moderne Ausbildung 
ebenso wie Wertschätzung für die 
Arbeit der Beschäftigten.

Darüber hinaus ging Wagner auf 
die ersten Erfahrungen mit der Struk-
turoptimierung in Mittelfranken ein. 
Er machte deutlich, dass organisato-
rische Veränderungen nur gelingen 
könnten, wenn sie praxisnah umge-
setzt und die Beschäftigten frühzeitig 
eingebunden würden. Entscheidend 
sei, dass Qualität vor Schnelligkeit 
gehe und die Belastungen vor Ort 
nicht weiter zunähmen. Die bfg wer-
de diesen Prozess weiterhin kritisch, 
aber konstruktiv begleiten und sich 
dafür einsetzen, dass die Interessen 
der Kolleginnen und Kollegen deutlich 
gehört werden. 

Zum Abschluss der Versammlung 
ehrte Wagner mehrere Mitglieder für 
ihre langjährige Mitgliedschaft und 
Treue zur bfg. Die Veranstaltung klang 
bei einem kleinen Imbiss und guten 
Gesprächen aus.
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Ortsverband beim Finanzamt Schrobenhausen  
Mitgliederehrungen, Neuwahlen und Verabschiedung

Beim Ortsverband Schrobenhau-
sen standen Veränderungen an. 
Da sich die langjährige Orts- und 
Personalratsvorsitzende Roswitha 
Oswald, die die Ämter seit 2014 
bzw. 2013 innehatte, demnächst 
in den wohlverdienten Ruhestand 
verabschiedet, waren Neuwahlen  
erforderlich. Neue Ortsvorsitzende ist 
Sabine Hanke und ihre Stellvertrete-
rin Katharina Rosenberger (die Toch-
ter von Roswitha Oswald – und somit 
bleibts in der Familie!). 

Bezirksvorsitzende Birgit Fuchs be-
dankte sich bei den Kolleginnen für 
die Bereitschaft zur Übernahme der 
Vorstandsfunktionen und bot ihre Un-
terstützung bei den neuen Aufgaben 
an. Sie nutze aber auch die Möglich-
keit, sich bei Roswitha Oswald für 
ihr besonderes Engagement in den 
Jahren und die sehr vertrauensvol-
le, konstruktive Zusammenarbeit zu  
bedanken. Wichtig sei Roswitha Os-
wald stets gewesen, die Anliegen 
der Beschäftigten mit Nachdruck, 
aber auch mit Augenmaß zu vertre-
ten, um erforderliche Verbesserun-
gen zu erreichen. Auch war ihr die 
Betreuung der Mitglieder im Orts-

Dank für die langjährige Mitgliedschaft an 
Heinrich Keimeier und Silvia Schay.

verband eine Herzensangelegenheit.  
„Das ist dir mit deiner stets ange-
nehmen, aber auch durchaus kriti-
schen Art, sehr gut gelungen. So soll 
es sein!“ hob Birgit Fuchs abschlie-
ßend hervor. Im Anschluss freute 
sich die neugewählte Ortsvorsitzen-
de Sabine Hanke, Mitglieder für ihre 
langjährige Treue zur bfg zu ehren. 
Für 40 Jahre Mitgliedschaft erhielt 
Heinrich Keimeier die goldene Eh-
rennadel der bfg und die dazuge-
hörige Urkunde. Silvia Schay wurde  
für 25 Jahre bfg geehrt.

Sehr unterhaltsam und kurzweilig war das 
Wattturnier, welches vom Ortsverband in 
der Kantine am Campus der Deroystraße 
ausgerichtet wurde. Zahlreiche Teilneh-
merinnen und Teilnehmer folgten der 
Einladung und traten mit viel Ehrgeiz, aber 
auch einer gehörigen Portion Humor ge-
geneinander an. Vom Anfänger bis hin zum 
Vollprofi war hier jeder willkommen! Am 
Ende konnten sich drei Teams besonders 
hervorheben und sich Spitzenplätze sichern. 
Sebastian Käufl und Daniel Weggler (im Bild 
2. Reihe 3. und 4v.l.) belegten den ersten 
Platz. Die Organisatoren aus dem Ortsver-
band, Fabian Gerbig und Stefan Ferstl so-
wie der Ortsvorsitzende Günther Dendörfer 
(1. Reihe Mitte), freuen sich jetzt schon auf 
die zukünftigen Wattturniere.

Ortsverband beim Finanzamt München Abt. I  
Wattturnier – Spannung und Geselligkeit

Verabschiedung von Roswitha Oswald mit Blumen und Herz: v.l.n.r.: Birgit Fuchs, der 
neugewählte Vorstand Katharina Rosenberger und Sabine Hanke, Roswitha Oswald und 
Amtsleiterin Doris Niklas

in den beiden Gruppen Beamte und 
Arbeitnehmer, die von der Versamm-
lung angenommen wurden.  Danach 
wurde noch bekanntgegeben, wel-
che Deggendorfer Kandidatinnen und 
Kandidaten auf den Listen der bfg für 
die überörtlichen Stufenvertretungen 

zu finden sind. Zwei Ehrungen waren 
im Anschluss noch vorzunehmen. 
Zu ehren waren Marianne Paternos-
ter für 50 Jahre und Siegfried Keller 
für 60 Jahre Mitgliedschaft. Da bei-
de nicht teilnehmen konnten, hatte 
Simon Staudinger Marianne Pater-

noster bereits zuvor besucht und ihr 
die Urkunde übereicht. Bei Siegfried 
Keller wird dies nachgeholt. Danach 
bedankte sich der Ortsvorsitzende 
bei allen für Zeit und Aufmerksamkeit 
und schloss die Versammlung, die im 
Anschluss gemütlich ausklang.

ORTSVERBÄNDE
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Ortsverband bei der Außenstelle Laufen  
Aktuelle Informationen, Neuwahl und gute Gespräche

Der Ortsverband der Außenstelle 
Laufen des Finanzamts Berchtesga-
den-Laufen lud seine Mitglieder zur 
Versammlung ein. Nach dem Tätig-
keitsbericht der Vorsitzenden Beate 
Poerschke informierte die Bezirksvor-
sitzende Birgit Fuchs die anwesen-
den Mitglieder zu aktuellen Themen 
in der Gewerkschaftsarbeit. 

Diskutiert wurde vor allem die ste-
tig ansteigende Arbeitsbelastung. 
Diese werde durch teils anhaltende 
IT-Probleme zusätzlich verschärft, so 
die Anwesenden zur aktuellen, sehr 
schwierigen Situation. Erfreulicher-
weise stand dann eine Ehrung auf 
der Tagesordnung. Geehrt für 40 Jah-
re bfg-Mitgliedschaft wurde Eveline 
Stronk.

Im Anschluss erfolgte die Neuwahl 
des Ortsvorsitzenden. Gerhard Penn 
wurde einstimmig zum Nachfolger 
von Beate Poerschke gewählt, da die-

und Kollegen in Berchtesgaden und 
Laufen und wünschte dem Nachfol-
ger und seinen beiden Stellvertrete-
rinnen, Katharina Geigl und Barbara 
Prechtl, alles Gute für die zukünftige 
Arbeit vor Ort.

Birgit Fuchs und Beate Poerschke danken 
Eveline Stronk für 40 Jahre Treue zur bfg. 

se im Juni in die Freistellungsphase 
der Altersteilzeit geht. Birgit Fuchs 
bedankte sich bei der bisherigen Vor-
sitzenden für ihr jahrzehntelanges 
Engagement als Personalrätin und 
Ortsvorsitzende für die Kolleginnen 

Birgit Fuchs mit der bisherigen Ortsvorsit-
zenden Beate Poerschke und dem neuen 
Ortsvorsitzenden Gerhard Penn.

Ortsverband der Außenstelle Donauwörth des Finanzamts Nördlingen  
Langjährige Ortsvorsitzende Elfriede Oschwald verabschiedet

Zur bfg-Ortsverbandsversammlung 
konnten zahlreiche Mitglieder sowie 
Außenstellenleiter Leonhard Wiede-
mann und die Bezirksvorsitzende Bir-
git Fuchs begrüßt werden. Nach dem 
Geschäftsbericht, in dem sie das Jahr 
im Ortsverband Revue passieren ließ, 
verkündete die Vorsitzende Elfriede 
Oschwald aufgrund ihres Pensions-
eintrittes ihren Rücktritt vom Amt. Ihr 
Stellvertreter Matthias Klose wird sie 
bis zu den Neuwahlen vertreten. Bir-
git Fuchs nutzte die Gelegenheit und 
bedankte sich bei Elfriede Oschwald 
für ihr außergewöhnliches Engage-
ment als Vorsitzende des örtlichen 
Personalrats an der Dienststelle Do-
nauwörth von 2006 bis 2021 und als 
Mitglied im Gesamtpersonalrat sowie 
als Ortsvorsitzende seit 2008. Die Be-
zirksvorsitzende hob dabei besonders 
hervor, wie sehr Elfriede Oschwald in 
ihren Funktionen als verlässliche An-
sprechpartnerin für die Kolleginnen 
und Kollegen zur Verfügung gestan-
den und sich für deren Anliegen kon-
sequent eingesetzt hatte. Im daran 
anschließenden Bericht zu aktuellen 
Themen beschrieb Birgit Fuchs die 

„Die Verfahren müssen funktionsfä-
hig sein und die Performance passen, 
es muss mehr getestet werden!“, so 
die Bezirksvorsitzende abschließend. 
Sehr positiv war der Schluss der Ver-
anstaltung, da eine Ehrung für lang-
jährige Mitgliedschaft vorzunehmen 
war. Geehrt wurde Andreas Braun für 
50 Jahre bfg. Herzlichen Dank für die 
jahrzehntelange Treue! 

Matthias Klose, Elfriede Oschwald und Birgit Fuchs bedanken sich bei Andreas Braun für 
50 Jahre bfg. Ganz rechts im Bild Außenstellenleiter Leonhard Wiedemann, der inzwi-
schen die Dienststelle gewechselt hat.

personelle Situation an den Dienst-
stellen als sehr kritisch, wobei die 
Neuerungen bei der Nachwuchswer-
bung für die notwendige Personal-
gewinnung sehr gute Schritte in die 
richtige Richtung seien. Aber nicht 
nur die Arbeits- und Personalsituati-
on, sondern auch IT- und Kommunika-
tionsverfahren stünden unverändert 
im Fokus der Gewerkschaftsarbeit. 

ORTSVERBÄNDE
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95. Geburtstag
Willi Gerstl, FA Passau

90. Geburtstag
Gerhardt Höhn, FA Waldsassen

85. Geburtstag
Manfred Loges, FA Garmisch-Partenkirchen; Hermann Bietsch, FA Kempten; Gotthard Käspeitzer, FA Deggendorf; Karl Aumeier, FA 
Bad Kötzting; Hubert Popp, FA Regensburg; Manfred Güls, LfSt DSt Nürnberg IuK

80. Geburtstag 
Roland Zechel, LFS Ansbach; Horst Pecher, FA Selb; Edith Scheungrab, FA Passau; Werner Dötsch, FA München Abt. IV

75. Geburtstag
Gisela Winkler, FA Kulmbach; German Haas, LfF DSt Ansbach; Gerhard Weigel, FA Erding; Sigrid Wenzel, FA Münchberg; Gabriele 
Roßmann, FA Dillingen; Herbert Lorenczyk, FA Rosenheim; Bernhard Schmitt, FA Kitzingen; Waltraud Simson, FA Traunstein; Juliane 
Kressel, FA Ebern; Georg Greisel, FA Kaufbeuren; Achim Pohling, FA Regensburg; Norbert Endres, FA Lohr; Martin Warkus, FA Weil-
heim; Ludwig Göde, FA Deggendorf; Renate Schmidt, FA Erlangen  

70. Geburtstag
Werner Heigl, FA Weiden; Jürgen Pössniker, FA Schongau; Rosa Köhler, FA Regensburg; Robert Kühnel, FA Augsburg-Stadt; Almeda 
Pöschl, LfF DSt Regensburg; Helmut Feil, FA Traunstein; Sonja Väth, FA Aschaffenburg; Angela Walter-Schmitt, LfF DSt Würzburg; 
Sonja Prokscha, FA Zwiesel; Peter Einwang, FA Regensburg; Gerlinde Woppmann, LfF DSt Weiden; Andreas Braun, FA Donauwörth; 
Hannelore Pack, FA Hersbruck; Anna Elisabeth Meier, LfF DSt Augsburg; Wilma Steierberg, LfF DSt Augsburg; Rita Gwaltsleitner, 
FA Augsburg-Stadt; Gisela Seidl, FA Bad Kötzting; Brigitte Sachsenhauser, FA Kelheim; Gerda Golling, FA Augsburg-Stadt; Richard 
Krapp, FA Lichtenfels; Kornelia Schulz, FA Nürnberg-Süd; Peter Kuschminder, FA Aschaffenburg; Irene Grünwald, FA Weiden; Wer-
ner Waltersdorf, FA Straubing; Jürgen Seeliger, FA München Abt. V, BP

65. Geburtstag
Harald Perras, FA Regensburg; Sabine Ehrlicher, FA Coburg; Johann Hackl, FA Deggendorf; Ralf Peter Fritz, FA München Abt. IV; 
Günther Aumer, FA München Abt. II BASt Straubing; Bernhard Lechner, LfF DSt Ansbach; Rita Meusel, LfF DSt Regensburg; Josef 
Kerscher, FA Erding; Gabriele Link, FA Nürnberg-Süd BASt Bad Königshofen; Dieter Merrath, FA Memmingen; Günter Ganzenmüller, 
FA Augsburg-Stadt; Otto Neuner, FA Bayreuth; Norbert Kohl, FA Augsburg-Land; Anneliese Göschl, FA Regensburg; Wolfgang Roth, 
Bayer. Verw. Schlösser, Gärten und Seen; Renate Walz, FA Fürth; János Péter Weber, FA Landshut; Alfred Czmaiduch, FA Miesbach

90. Geburtstag
Erwin Engelhardt, FA Fürth; Adalbert Stamminger, FA Würzburg; Siegfried Kohn, FA Kaufbeuren; Reinhold Geiß, FA Dingolfing

85. Geburtstag
Walter Flury, FA Schweinfurt; Siegfried Wagner, FA Nürnberg-Nord; Otmar Hofmann, FA Landsberg

80. Geburtstag 
Willibald Weilguny, FA Traunstein; Hannelore Lauterbach, FA Hof; Michael Thalhammer, FA Freising; Anton Butz, FA Schwandorf; 
Martin Lucas, FA Hof; Gerhard Iterson, FA München Abt. I 

75. Geburtstag
Michael Gerle, FA Mindelheim; Marlies Braun, FA Nördlingen; Wilhelm Stolzenberger, FA Obernburg; Hermann Zellner, FA Straubing; 
Herbert Adelfinger, FA München Abt. V, BP; Johann Wozniak, ZFA Nürnberg; Ottmar Kohl, FA Würzburg; Peter Altmann, FA Berchtes-
gaden; Helmut Waller, FA München Abt. V, BP; Margit Selzer, FA Bayreuth; Ursula Peichl, FA Amberg; Bernhard Köhler, FA Rothen-
burg; Anita Stiborsky, FA Kronach  

70. Geburtstag
Claudia Unger, FA Augsburg-Stadt; Otto Wagner, FA Kelheim; Christina Mehrl, FA Regensburg; Renate Schadl, FA Dillingen; Klaus 
Johann Küffner, FA Regensburg; Gabriele Holst, LfF DSt Regensburg; Sybille Nitsch, FA Nördlingen; Ursula Rödel, FA Hof; Manuela 
Stadtelmeyer, FA Neu-Ulm; Inge Kropf, FA Erlangen; Ulrike Kramer, FA Obernburg; Anna Maria Verken, FA Garmisch-Partenkirchen; 
Brigitte Rach, FA Augsburg-Land; Rudolf Schott, FA Aschaffenburg; Renate Schaffer, LfF DSt Augsburg; Peter Born, FA München 
Abt. V, BP; Horst Eichhorn, FA Kaufbeuren; Horst Hederer, FA Waldsassen; Claudia Graubner, FA Fürstenfeldbruck

65. Geburtstag
Martina Maier, FA Füssen; Karlheinz Koppmaier, FA München Abt. III BASt Höchstädt; Hubert Franke, FA Erding; Andreas Braun, FA 
Dachau; Anita Kuhn, FA Rosenheim; Ingrid Auerochs, FA Fürth; Friedhelm Tegethoff, FA München Abt. I; Ralf Hautsch, FA Würzburg; 
Klaus Schindler, LfSt DSt München IuK; Georg Regenfus, LfSt DSt Nürnberg; Hans-Peter Urban, FA Fürth; Petra Strobl, FA Fürsten-
feldbruck; Roman Karl, FA Landshut

Runde Geburtstage im Mai 2026

Runde Geburtstage im Juni 2026



1 24 Monate kostenfreie Kontoführung bei Online-Überweisungen (danach monatliches Kontoführungsentgelt 2,95 Euro bei Online-Überweisungen). 24 Monate kostenfreie girocard mit Kontaktlosfunk-
tion, danach 14,95 Euro p. a. Aktionszeitraum für Eröffnungen limitiert vom 15.05.2025 bis zum 31.12.2026. 2 Voraussetzungen: Neukunde (kein Girokonto in den letzten 24 Monaten). 25,– Euro für die 
Eröffnung eines BBBank-Girokontos, 50,– Euro für Gewerkschaftsmitglieder und deren Angehörige. Bis zur Vollendung des 30. Lebensjahres kostenfrei. Ab Vollendung des 30. Lebensjahres: 24 Monate 
kostenfreie Kontoführung bei Online-Überweisungen danach mtl. Kontoführungsentgelt i. H. v. 2,95 Euro, 24 Monate kostenfreie girocard danach 14,95 Euro p. a. Weitere 125,– Euro Startprämie bei drei 
monatlichen Geldeingängen von jeweils mindestens 500,– Euro und insgesamt zwei Lastschriftabbuchungen innerhalb der ersten drei Monate nach Kontoeröffnung. Die Auszahlung kann nach Erfüllung der 
Bedingungen bis zu 8 Wochen dauern und erfolgt auf das eröffnete BBBank-Girokonto. Änderungen, Anpassungen oder Beendigung des Angebotes bleiben vorbehalten; Start der Aktion: 03.11.2025.
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